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Tarifverträge 
ohne Zukunft? 

Die Tarifbindung ist in 
der BRD auf ein histori¬ 
sches Tief gesunken. 
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Knüppel frei! 

Die Berliner Polizei geht ge¬ 
waltsam gegen protestierende 
Flüchtlinge vor. 
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Einsätze mit „afrika¬ 
nischem Gesicht“ 

Mit Hilfe der EU wurde die 
„Afrikanische Friedens¬ 
und Sicherheitsarchitektur“ 
(APSA) aufgebaut. 
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Europaweit Generalstreiks und Aktionen 


D er Europäische Gewerkschafts¬ 
bund erklärt den 14. November 
zum europäischen Aktionstag 
„Für Arbeitsplätze und Solidarität in 
Europa und gegen die Austeritätspo- 
litik“ und ruft seine Mitgliedsgewerk¬ 
schaften mit 60 Millionen Mitglie¬ 
dern in der Europäischen Union auf 
zu protestieren, zu demonstrieren und 
zu streiken. Erstmals wird es in meh¬ 
reren Ländern gleichzeitig zum Gene¬ 
ralstreik kommen. 

Während zumindest in Portugal, Spa¬ 
nien, Griechenland und Zypern an 
dem Tag wohl alle Räder still stehen 
werden, vermisst man hierzulande bis 
dato noch vielfach die Vorbereitung 
von gewerkschaftlichen Aktionen zu 
diesem Kampftag. 

Es regt sich aber schon einiges in di¬ 
versen Basisgliederungen der Ge¬ 
werkschaften und in Bündnissen wie 
z. B. der Friedens- und Zukunftswerk¬ 
statt in Frankfurt, in denen Gewerk¬ 
schafter, auch die mit DKP-Parteibuch 
in der Tasche, mitarbeiten. 

Die vier seit Jahren zusammenarbei¬ 
tenden Parteien KPL, NCPN, PTB 
und DKP rufen in einem gemeinsa¬ 
men Aufruf zur Unterstützung der 
Kämpfe auf. Gruppen und Kreise der 
DKP werden den Tag nutzen, um die 
Vorschläge unserer Partei dafür, dass 
die Reichen, nicht die Arbeitenden, 
die Rentner und die Jugend für die 
Krise zahlen, in Betriebe, Verwaltun¬ 


gen, Wohngebiete und auf die Straßen 
zu tragen. 

Das Exekutivkomitee des EGB ver¬ 
urteilte am 17. Oktober die sogenann¬ 
ten Sparmaßnahmen, die Europa in 
Stagnation und Rezession treiben 
und Ungleichgewichte sowie Unge¬ 
rechtigkeiten vertiefen und den Sozi¬ 
alabbau beschleunigen.Es wirft dem 
IWF vor, mit falschen Berechnungen 
die zu erwartenden Folgen der Aus- 
teritätspolitik im Vorfeld geschönt zu 
haben. Es wendet sich gegen die fron¬ 
talen Angriffe auf Tarifvertragssyste¬ 
me und Gewerkschaftsrechte bei der 
Durchsetzung der Politik der Troika. 
Hier sei unsererseits daran erinnert, 
dass auch die Führungen von SPD und 
Grünen grundsätzlich den „Hilfspro¬ 
grammen“ z. B. für Griechenland zu¬ 
stimmen. Bei letzterem ist dessen in¬ 
tegraler Bestandteil die gesetzliche 
Nichtigkeitserklärung aller Tarifver¬ 
träge. Warum sollen Politiker, deren 
einstiger Basta-Kanzler den Gewerk¬ 
schaften mit staatlichen Eingriffen 
drohte, wenn sie nicht selbst ihre Tarif¬ 
verträge für betriebliche Verschlech¬ 
terungen öffnen würden, zu gegebe¬ 
ner Zeit vor gleichen Maßnahmen in 
Deutschland zurückschrecken? Un¬ 
ter Hinweis auch auf die wachsenden 
Proteste in den EU-Ländern will der 
EGB um bessere Arbeits- und Le¬ 
bensbedingungen und soziale Min¬ 
deststandards in der EU kämpfen. 


Man kann den Generalstreik jetzt 
auch für Deutschland fordern, aber 
das hieße, die realen Verhältnisse aus¬ 
zublenden. Der Parteivorstand stellt 
in seinem Antrag „Antworten der 
DKP auf die Krise“ u. a. fest: „Die ka¬ 
pitalistische Entwicklung der letzten 
Jahrzehnte hat zu einer enormen Dif¬ 
ferenzierung der Existenzbedingun¬ 
gen und Interessen der lohnabhängig 
Beschäftigten geführt. Entstanden 
sind dabei... neue Differenzierungen 
neben den traditionellen ,Spaltungs¬ 
linien 4 innerhalb der Arbeiterklasse. 
Eine gemeinsame Strategie im heuti¬ 
gen Kampf gegen die ,Krisenbewälti¬ 
gungspolitik 4 der Herrschenden fehlt, 
die über die Verteidigung von erreich¬ 
ten Rechten hinausreicht. ... Es fehlt 
ein gemeinsames ,Zukunftsprojekt 4 
Und noch gelingt es den Herrschen¬ 
den die sozialen Akteure zu verein¬ 
zeln, ihre Aktionen zu spalten 44 
Die Aktionen des 29. September zeig¬ 
ten bundesweit die geringe Bereit¬ 
schaft aktiver Kerne der Arbeiter¬ 
bewegung, auch führender Gewerk¬ 
schafter wie z. B. Frank Bsirske (ver. 
di) und Ulrich Thöne (GEW) und 
verbündeter Kräfte, sich mit den ak¬ 
tuellen realkapitalistischen Verhält¬ 
nissen abzufinden. Sie zeigten aber 
auch, wie schwer es ist, selbst Teile 
von in gewerkschaftlichen Kämpfen 
erfahrenen Belegschaften für gesell¬ 
schaftliche Kämpfe zu mobilisieren. 


Zu den Gründen gehört sicher auch 
eine Entideologisierung und Vernach¬ 
lässigung der gewerkschaftlichen Bil¬ 
dungsarbeit in den letzten Jahrzehn¬ 
ten. „Es wird viel davon abhängen, 
ob sich die Gewerkschaften in dieser 
Situation von Illusionen über Sozial¬ 
partnerschaft und Co-Management 
verabschieden und statt dessen Klas¬ 
seninteressen wahrnehmen, massivere 
Aktionen für ihre eigenen Forderun¬ 
gen nach Rücknahme der Rente mit 
67, einem existenzsichernden Mindest¬ 
lohn von mindestens zehn Euro/Stun¬ 
de, Stärkung der Binnenkaufkraft, 
mehr Geld für kommunale Investiti¬ 
onen, Erhöhung des Spitzensteuersat¬ 
zes usw. entwickeln.“ 

Der 14. November gibt uns Kommu¬ 
nistinnen und anderen linken Kräf¬ 
ten die Chance zu mobilisieren und 
für antikapitalistische Alternativen 
zu werben. Eine Erfahrung, nicht nur 
des 29. September, ist auch, dass dort, 
wo Gewerkschafterlnnen vor Ort be¬ 
triebliche und gewerkschaftliche Ak¬ 
tionen vorbereiten, es zumeist keine 
internen Widrigkeiten gibt, dass es 
möglich ist, Zeichen des Protestes 
und des Widerstands zu setzen, auch 
und gerade für die noch passive gro¬ 
ße Mehrheit. Die Mitglieder der DKP 
werden dabei sein, als Gewerkschafter 
und Bündnispartner, aber auch mit ei¬ 
genen Aktionen Flagge zeigen. 

Volker Metzroth 


Unterstützung für die Aktionen der Arbeiter am 14. November 


Die Deutsche Kommunistische Partei (DKP), die 
Kommunistische Partei Luxemburgs (KPL), die 
Neue Kommunistische Partei der Niederlande 
(NCPN) und die Partei der Arbeit Belgiens (PTB) 
erklären ihre volle Unterstützung für die Streiks 
und anderen Massenaktionen der Arbeiterklasse 
am Mittwoch, dem 14. November. 

An diesem Tag werden Gewerkschaften in mehreren 
europäischen Ländern Aktionen für Arbeitsplätze, 
für die Solidarität und gegen die Sparpolitik organi¬ 
sieren. In Griechenland, Portugal, Spanien, Zypern 
und möglicherweise in weiteren Ländern werden die 
Aktionen die Form des Generalstreiks haben - die 
Waffe der Arbeiterklasse in ihrer Auseinanderset¬ 
zung mit dem Großkapital. 


Diese Aktionen sind eine Antwort auf die verschärf¬ 
ten Austeritätsmaßnahmen, die vom Europa der 
Konzerne, der Europäischen Union und ihrer Ins¬ 
titutionen, sowie von den Regierungen verschiede¬ 
ner europäischer Länder gegen die Arbeiter und die 
Bevölkerung durchgedrückt werden, als neuer Ver¬ 
such, die Letzteren für die Überproduktions- und 
Überakkumulationskrise bezahlen zu lassen, die 
durch das Streben der Kapitalisten nach Maximal¬ 
profit verursacht wurde. Die Menschen wollen, dass 
die Banker, die Spekulanten und die Inhaber großer 
Aktienpakete für ihre Krise bezahlen, und nicht die 
arbeitenden Menschen. 

Mit der Hilfe ihrer Gewerkschaften sowie der kom¬ 
munistischen und Arbeiterparteien verstehen im¬ 


mer mehr Arbeiter, dass sich ohne sie keine Räder 
drehen und keine Waren produziert werden. In im¬ 
mer stärkerem Maße fordern sie, dass der Wohl¬ 
stand, den sie produzieren, ihnen zugute kommt 
und dass eine Gesellschaft geschaffen wird, in der 
die Menschen wichtiger sind als der Profit. 

Es lebe der Kampf der Arbeiterklasse! 

Hoch die Internationale Solidarität! 

Kommunistische Partei Luxemburgs (KPL) 
Deutsche Kommunistische Partei (DKP) 

Neue Kommunistische Partei der Niederlande 
(NCPN) 

Partei der Arbeit Belgiens (PTB) 


Thema der Woche 


600 Jahre 
Diskriminierung 
und Verfolgung 

Das erste Auftauchen von Sinti und 
Roma in Deutschland wird urkundlich 
1407 in Hildesheim erwähnt. Überlie¬ 
fert ist seitdem eine 600-jährige Ge¬ 
schichte von Diskriminierung und 
Verfolgung. Eine halbe Million An¬ 
gehörige dieser Minderheit starben in 
den Konzentrationslagern der Faschis¬ 
ten. Auch heute ist der Antiziganismus 
nicht überwunden. 

Seiten 8 und 9 



Bildungspolitische 
Konferenz der DKP 

io. November, 

11 bis 17 Uhr, 

| Jugendkombihaus Bottrop 
Ruhroelstraße 3 a 
Bottrop Weiheim 

Eingangsstatements: 

Wera Richter (DKP-Partei- 
vorstand) • Rolf Jüngermann 
(DKP Ruhr-Westfalen) • Paul 
Rodermund (SDAJ-Bundes- 
vorstand) 

Workshops: 

Eine Schule für alle - Weg mit 
der Selektion! • Für kosten¬ 
freie Bildung-Schluss mit Pri¬ 
vatisierungen! • Bundeswehr 
raus aus Schulen und Univer¬ 
sitäten! • Zeit zum Lernen und 
zum Kämpfen - Weg mit G8! • 
Beschäftigte im Bildungswe¬ 
sen. Situation und Forderun¬ 
gen • Widerstand: SV-Arbeit & 
Interessenvertretung 

Kontakt: DKP-Parteivorstand, 
Hoffnungstraße 18, 45127 Es¬ 
sen, dkp.pv@t-online.de 


„Sandy“tobte 
auf Kuba 

Mit Geschwindigkeiten von 
mehr als 175 km/h fegte 
der Hurrikan „Sandy“ in der 
494 000 Einwohner zählen¬ 
den Stadt Santiago de Cuba, 
wo praktisch in allen Stadt¬ 
vierteln erhebliche Schäden 
an Häusern, Strom- und Tele¬ 
fonnetzen, Dienstleistungs¬ 
einrichtungen und Industrie¬ 
betrieben entstanden. Trotz 
beispielhafter Schutzmaß¬ 
nahmen für die Bevölkerung 
kostete der Hurrikan elf kuba¬ 
nischen Bürgern das Leben. 

Das Kuba-Solidaritätskonto 
der DKP: 

DKP Parteivorstand 
Konto Nr.: 253 525 502 
Postbank Köln 
BLZ 370100 50 
Stichwort: Hurrican-Hilfe 
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Kommentar / Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit CE 


Castkolumne von Gebhard Hofner 

(Alb-)Träume der Weltbank 


Die Weltbank sieht nach eigenem 
Selbstverständnis ihre Hauptaufgabe 
darin, die wirtschaftliche Entwicklung 
von weniger entwickelten Mitglieds¬ 
staaten zu fördern und den Anteil der 
Armen an der Weltbevölkerung bis 
zum Jahr 2015 um die Hälfte reduzie¬ 
ren zu helfen. Erreicht werden sollen 
diese hehren Ziele durch langfristige 
Kredite und Beratung. Die Weltbank 
ist wie die Schwesterorganisation IWF 
eine Sonderorganisation der UNO. 
Beide Organisationen sehen im priva¬ 
ten Unternehmertum die erstrebens¬ 
werte Grundlage jeder Gesellschaft. 
Horst Köhler und Dominique Strauss- 
Kahn waren in den letzten Jahren Re¬ 
präsentanten des IWF. 

Eines der zentralen und auflagen¬ 
stärksten Dokumente der Weltbank 
ist „Doing Business“, das dieser Tage 
in der Ausgabe 2013 erschien. In die¬ 
sem Bericht werden die Mitglieds¬ 
staaten nach verschiedenen Kennzif¬ 
fern als beschäftigungshemmend oder 
-fördernd eingestuft. Aufmerksam bin 
ich auf diesen Bericht geworden durch 
eine Information des Internationalen 
Gewerkschaftsbundes ITUC. Die Be¬ 
hauptungen im Bericht der Weltbank 
könnten einer Kampfschrift des Prof. 
Sinn von der „Initiative soziale Markt¬ 
wirtschaft“ entstammen. Hier eine 
kleine Auswahl: 

★ Die Deregulierung von Arbeits¬ 
schutzrechten führt zur Schaffung von 
Arbeitsplätzen. 

★ Die Legalisierung befristeter Be¬ 
schäftigung ermuntert Unternehmen, 
junge Menschen einzustellen. 

★ Entgelte für Auszubildende unter¬ 
halb eines Mindestlohns erlauben es 
Unternehmen junge Arbeiter ohne 
Ausbildung einzustellen. 

★ Reduzierung von Abfindungen bei 
Kündigungen erleichtert die Einstel¬ 
lung von Arbeitern. 

★ Regulierungen der Arbeitszeit sind 
beschäftigungshemmend. 

Anhand solcher Kriterien wird ermit¬ 
telt, wie „beschäftigungsfreundlich“ 
verschiedene Länder der Welt sind. 



Angeführt wird die Statistik von Sin¬ 
gapur, Hongkong und Neuseeland, die 
USA finden sich erst am vierten Rang, 
Deutschland liegt auf Platz 20 vor Ös¬ 
terreich (Platz 29) und Frankreich 
(Platz 34). 

Solche Behauptungen stellt die Welt¬ 
bank seit etlichen Jahren auf, ohne da¬ 
für seriöse Beispiele oder gar Bewei¬ 
se zu bringen. ITUC Generalsekretär 
Sharan Burrow verweist darauf, dass 
eine von der Weltbank beauftragte 
„unabhängige Evaluierungsgruppe“ 
bereits 2008 in einer Studie feststell¬ 
te, dass solche Behauptungen jeder 
Grundlage entbehrten. 

Besonders dreist wird es, wenn Doing 
Business 2013 behauptet, dass die er¬ 
mittelten Kennziffern in Übereinstim¬ 
mung mit Konventionen der ILO stün¬ 
den. Burrow stellt dazu fest: „Es gibt 
sicherlich keine Konvention der ILO, 
die festschreibt, dass Mindestlöhne we¬ 
niger als 25 Prozent des von einem Ar¬ 
beiter erarbeiteten Mehrwerts betra¬ 
gen dürfen, das ist der Level, der Doing 
Business akzeptabel erscheint.“ 

Das Dokument ist ein wahrer Alb¬ 
traum für jeden Gewerkschafter. Es 
lässt ahnen, welch wunderbar „be¬ 
schäftigungsfreundliche Reformen“ 
den verschuldeten Ländern der EU 
verordnet werden sollen. Aber es 
zeigt auch, dass die neoliberalen Ide¬ 
ale der Deregulierung von Arbeits¬ 
schutzgesetzen nicht dadurch seriöser 
oder wissenschaftlicher werden, dass 
sie von einer Institution wie der Welt¬ 
bank wiederholt publiziert werden. 
Diese Erkenntnis des ITUC verdient 
es in den Mitgliedsgewerkschaften des 
DGB Gemeingut zu werden. 


Haltet die Diebe! 


Als Helmut Kohl auf dem Mannhei¬ 
mer CDU-Parteitag 1975 die „Neue 
soziale Frage“ für sich entdeckte und 
Gerechtigkeit für die Schwachen und 
Bedürftigen forderte, stimmten die 
Christdemokraten ihrem Chef ebenso 
begeistert zu wie dem CSU-Vorsitzen¬ 
den Franz Josef Strauß, der das Gegen¬ 
teil erklärte: „Neue große Programme 
sind ehrlichen Gewissens nicht mehr 
zu versprechen.“ Und heute? 

Seit Monaten beschäftigen sich die 
bürgerlichen Medien mit dem The¬ 
ma Armut, angefangen hat alles mit 
von der Leyens schockierenden Zah¬ 
len zu zukünftigen Renten, bei denen 
angeblich plötzlich alle Regierungs¬ 
parteien - egal ob rot, grün, schwarz 
oder gelb - vom Hocker gefallen sind. 
Dabei waren sie es doch, die die gan¬ 
zen jetzt ihre volle Wirkung zeigen¬ 
den Sauereien selbst in Gesetzesform 
gegossen haben. „Wir“ mussten doch 
„unbedingt konkurrenzfähig für den 
Weltmarkt“ sein! 

SPD-Parteichef Sigmar Gabriel rä¬ 
soniert: Die Menschen machen sich 
Sorgen, ob sie im Alter den Lebens¬ 
standard halten können oder von Al¬ 
tersarmut bedroht sind. So bringt sich 
jetzt die SPD mit einem eigenen Ren¬ 
tenkonzept für den Bundestagswahl¬ 
kampf 2013 in Stellung, indem sie vor¬ 
gaukelt, die SPD sei für eine höhere 
Rente und wäre ein verlässlicher Fak¬ 
tor gegen Altersarmut. 

Während ihrer Regierungszeit be¬ 
schlossen SPD und Grüne die Ab¬ 
senkung des Rentenniveaus von der¬ 
zeit rund 50 auf 43 Prozent der durch¬ 
schnittlichen Nettobezüge bis 2030. 
Merkel übrigens kündigte auch ein ei¬ 
genes „Konzept zur Bekämpfung von 
Altersarmut“ an, weil sie lieber „pri¬ 
vate Vorsorge fördern“ sprich die Be¬ 
reicherung der Versicherungskonzerne 


auf Kosten der Allgemeinheit fördern 
will. 

Wenn nun SPD-Chef Sigmar Gabri¬ 
el sich mit Blick auf die kommenden 
Bundestagswahlen den Forderungen 
des Bündnis „Umfairteilen“ scheinhei¬ 
lig annähert und den Spitzensteuersatz 
wieder auf immerhin 49 Prozent anhe¬ 
ben will, dann hofft er auf die Wähler¬ 
demenz, die vergessend macht, dass es 
seine Partei war, die diese Korrektur 
überhaupt erst nötig macht. Die aso¬ 
ziale Politik von SPD und Grünen war 
es doch, die dazu geführt hat, dass der 
Spitzensteuersatz von 53 auf 42 Pro¬ 
zent gesenkt wurde, dass milliarden¬ 
schwere Familienunternehmen fak¬ 
tisch steuerfrei vererbt werden können 
und dass Kapitalerträge nur noch mit 
25 Prozent belastet werden, während 
viele Malocher deutlich höhere Sätze 
zahlen. Und nun hat die SPD-Führung 
mit der Nominierung von Steinbrück, 
signalisiert, dass die neoliberale, asozi¬ 
ale Richtung der Partei bleibt. Mit dem 
gleichzeitig verkündeten Ausschluss ei¬ 
nes Zusammengehens mit der Partei 
„Die Linke“ annoncierte sie indirekt 
schon ihre Bereitschaft zur großen Ko¬ 
alition, falls es SPD und Grünen nicht 
zum Regieren reicht. 

Eigentlich wäre all das doch Anlass ge¬ 
nug, sich von den politischen Stützen 
des hiesigen Wirtschafts- und Gesell¬ 
schaftsmodells zu verabschieden. Doch 
dass sich diese Erkenntnisse nicht flä¬ 
chendeckend in die Köpfe der Men¬ 
schen festsetzen, dafür werden schon 
die bürgerlichen Medien sorgen, die 
die Themen Altersarmut, Verteilungs¬ 
gerechtigkeit und Niedriglohn usw. 
nach der üblichen Haltbarkeitszeit von 
Neuigkeiten im Nachrichtenüberfluss 
wieder versenken werden. Mit unserer 
UZ können wir dagegen halten. 

Manfred Dietenberger 
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Endlich: Alle reich! 

Die Schlagzeilen und ein bisschen Wirklichkeit 


W as ist los in Deutschland? Die 
FAZ: „Trendwende bei den 
Einkommen. Arm und Reich 
nähern sich wieder an.“ Focus: „Deut¬ 
sche im Kaufrausch wie seit fünf Jahren 
nicht mehr.“ Und das Handelsblatt hat 
sogar den „Überflieger Deutschland“ 
entdeckt. (Und damit ist ausnahmswei¬ 
se mal nicht Peer Steinbrück gemeint) 
Ist der Reichtum ausgebrochen und 
keiner hat es mitgekriegt? Immerhin 
wird von der Bundesbank ein neu¬ 
er Rekord gemeldet. Das „Geldver¬ 
mögen der Deutschen“ (FAZ) habe 
sich im zweiten Quartal um 39 Mrd. 
Euro auf 4 811 Mrd. Euro gesteigert. 
Nicht übel. Macht pro Beschäftigten 
rund 120 000 Euro cash auf der hohen 
Kante. Wenn sich nun auch noch „Arm 
und Reich“ wieder annähern, wie im¬ 
mer das gehen soll, kann man es ja mal 
ordentlich krachen lassen. 
Dummerweise sagt der Blick ins Porte¬ 
monnaie etwas anderes. Zumindest 
bei den meisten Lesern dieser Zei¬ 
tung. Und der Besuch beim nächsten 
Rewe oder Aldi auch. Und wenn schon 
Daimler eine Gewinnwarnung verbrei¬ 
tet, scheint sich der Kreis der „Über¬ 
flieger“ doch arg in Grenzen halten. 
Die Stuttgarter sind da nur die Spit¬ 
ze des Auto-Eisbergs. Der Ford-Kon¬ 
zern hatte die Schließung von Werken 
in Belgien und England angekündigt. 
Mehr als 10 000 Stellen stehen auf der 
Kippe. Und bei Opel kämpft die Beleg¬ 
schaft schon seit Jahren gegen drohen¬ 
de Schließungen und Entlassungen. 
PSA Peugeot Citroen machte im ersten 
Halbjahr laut Konzernleitung einen 
Verlust von 819 Mio. Euro. Auch hier 
liegen 8 000 Stellen und das Werk in 
Aulnay bei Paris im Feuer. Bei Renault 
Nissan sieht es nicht viel besser aus. Bei 
Fiat ist der Absatz allein in den ersten 
acht Monaten im Stammland Italien 
um 20 Prozent weggebrochen. Rund 


eine halbe Milliarde Verlust hat der 
Konzern im ersten Halbjahr angesam¬ 
melt. Volvo will sein Werk in Torslanda 
eine Woche stilllegen. Die Produktion 
soll um 14 Prozent gedrosselt werden. 
Saab ist bekanntlich schon in die In¬ 
solvenz gegangen. Und selbst Porsche 
hat angekündigt, die Bänder langsamer 
laufen zu lassen. 

Nur in Wolfsburg scheinen die Uh¬ 
ren anders zu ticken. „VW setzt zum 
Todesstoß gegen die Konkurrenz an“ 
(Welt) VW-Chef Martin Winterkorn 
habe auf dem Pariser Autosalon deut¬ 
lich gemacht, „dass VW die Krise zum 
Angriff nutzen möchte“. Zwar gibt es 
auch hier Absatzkorrekturen und das 
Werk Emden soll für drei Tage die Pro¬ 
duktion stoppen, aber der Konzern hat 
die „Tiefen Taschen“ um eventuelle 
Einbußen wegzustecken. Der operati¬ 
ve Gewinn lag im Vorjahr bei 11,3 Mrd. 
Euro. Für dieses Jahr heißt das Kampf¬ 
ziel, den Wert halten. Ob das klappt 
steht dahin. Beim neuen Golf wurden 
schon Rabatte bis zu 20 Prozent ge¬ 
sichtet, bevor der Wagen überhaupt 
im Laden stand. In 2013 soll mehr als 
50 Prozent des Umsatzes aus dem we¬ 
niger bedrohten Premium-Segment 
kommen. Die Lasten der Krise haben 
die „kleinen Leute“ zu tragen. Daher 
haben es die Massenhersteller wie 
Seat, Fiat und PSA besonders schwer. 
Laut seiner „Strategie 2018“ will der 
Konzern in sechs Jahren „Weltmarkt¬ 
führer beim Absatz von Automobilen 
zu werden und bei Kundenzufrieden¬ 
heit und Rendite Bestplatzierungen zu 
erreichen.“ Um das in einem krisen¬ 
haften Markt Wirklichkeit werden zu 
lassen, werden wohl woanders einige 
dichtmachen dürfen. 

In der Krise des Automobilsektors 
spiegelt sich die Krise des globalen 
Kapitalismus. In der Jagd nach profi¬ 
tablen Anlagemöglichkeiten wurden in 


der, seit Beginn des 20. Jahrhunderts, 
zentralen Wachstumsbranche enor¬ 
me Kapazitäten aufgebaut. Die Rück¬ 
eroberung des sowjetischen und chi¬ 
nesischen Marktes hat den Markt auf 
derzeit 65 Mio. Einheiten hochschie¬ 
ßen lassen. So lange die Boomphase 
hielt, war für alle genügend Profit rea¬ 
lisierbar. Nun, in der Krise, beginnt das 
übliche Hauen und Stechen mit dem 
die Kapazitätsreduktion auf Kosten 
der Schwächsten durchgesetzt wird. 
Vor allem die deutsche Bundesregie¬ 
rung tut ja ihr Möglichstes, um den 
Krisenverlauf optimal zu verstärken. 
Die Euroland-weit verordneten Auste- 
ritätsprogramme haben die Verkaufs¬ 
zahlen kräftig auf Talfahrt geschickt. 
Seit Mai 2008 schrumpft der Markt 
mit kurzen Unterberechungen (Ab¬ 
wrackprämien). Allein zum Vorjahres¬ 
monat liegen die Verluste EU27-weit 
bei -10,8 Prozent. Vor allem im Süden, 
Italien -25 Prozent, Portugal -30 Pro¬ 
zent, Spanien -36 Prozent, Griechen¬ 
land -48 Prozent sind die Zahlen ins 
Bodenlose gefallen. Dass es auch an¬ 
ders geht, zeigt Island. Dort wurden die 
Banken nicht auf Kosten der Bevölke¬ 
rung rausgehauen und Frau Merkels 
schwäbische Hausfrau hat noch nicht 
das Kommando: +66 Prozent. 

Allem neoliberalem Marktgeschreis 
zum Trotz existiert heute, wie auch 
Renault-Chef Carlos Ghosn einräumt, 
ein Autokonzern ohne staatliche Absi¬ 
cherung ebenso wenig, wie ein Airbus 
ohne Subvention fliegt. Dafür gab es 
das schöne Wort staatsmonopolistischer 
Kapitalismus. So spiegelt sich in der 
Performance der Marken nicht zuletzt 
auch Macht und Einfluss ihrer staatli¬ 
chen Basis. Damit scheint auch klar, wer 
diese Krise überleben wird. „Wir wollen 
gestärkt aus dieser Krise hervorgehen.“ 
(Merkel). Man kann es nicht oft genug 
wiederholen. Klaus Wagener 


Heim ins Reich 


Immer wenn man denkt, es geht nicht dämlicher, kommt 
der Rainer Brüderle und beweist das Gegenteil In der Brü- 
derle-Welt ist es nur konsequent, die sogenannte Energie¬ 
wende mit einem Baustopp von Solaranlagen voranzutrei¬ 
ben. Und von ähnlicher Qualität sind auch seine Einlassun¬ 
gen zum Bundesbank-Gold. 

Das Bundesbank-Gold ist bekanntlich ein ähnlich absurder 
Dauerbrenner wie das Ungeheuer von Loch Ness. Und of¬ 
fenbar ebenso wenig aufzufinden. Jetzt hat sogar der Bun¬ 
desrechnungshof herumgesucht. Mit dabei die Bildzeitung: 

„ Tatsächlich liegen die Barren ungeordnet in der Tresor¬ 
abteilung der US-Fed, zum Teil ganz hinten an der Wand!“ 
Unser Gold! Ungeordnet. Ganz hinten an der Wand! Eine 
grauenhafte Vorstellung. 

„ Wer holt das Gold nach Hause?“fragt Bild verzweifelt. 
Und - na klar, der Rainer Brüderle. Er empfände es „per¬ 
sönlich merkwürdig“ dass das Gold zum großen Teil im 
Ausland lagere. Na, dann muss ja nur noch die Bundeswehr 
ran. „Schützen Soldaten den Goldtransport?“ (Bild). Eh¬ 
rensäbel! 


Nun sollte es sich mittlerweile selbst zu den Wirtschaftsdilet¬ 
tanten der FDP herumgesprochen haben, dass eine Gold¬ 
reserve angesichts der Größe der umlaufende Geldmenge 
sinnlos ist. Ja, in Krisenzeiten tatsächlich als Währungs¬ 
reserve genutzt, aufgrund seiner liquiditätsbegrenzenden 
Wirkung ausgesprochen krisenverstärkend wirken würde. 
Weshalb es ja nicht zu Unrecht bei der Fed in der Ecke liegt. 
Aber im Prinzip versucht die Koalition genau das, was ein 
Goldstandard automatisch herbeiführen würde: Eine Poli¬ 
tik der leeren Kassen und des krisenverstärkenden Sparens. 
Das einzig Vernünftige wäre, das Gold nach und nach zu 
Geld zu machen und zu etwas Sinnvollem zu verwenden. 
Die nach Tageskurs etwa 144 Mrd. Euro könnte man zu¬ 
mindest einige Lehrer, Altenpflegerinnen und Kranken¬ 
schwestern einstellen und ein paar von der Sparwut gefähr¬ 
dete Büchereien, Wasserwerke und Freibäder sanieren. Alles 
besser als das Zeug seit Jahrzehnten sinnlos aufeinanderzu¬ 
stapeln. 

Guntram Hasselkamp 


Karikatur: Bernd Bücking 
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Bombardier will Aachener Werk schließen 


6oo Arbeitsplätze akut in Gefahr 



A m 11. Oktober teilte der Be¬ 
triebsrat der Belegschaft des 
Aachener Bombardier-Wer¬ 
kes mit, dass die Geschäftsführung 
die Schließung des Werkes vorbe¬ 
reitet. Angeblich sei die Auftragsla¬ 
ge schwierig und man sei zu dieser 
Sparmaßnahme gezwungen. Dabei 
liegen mindestens noch zwei Groß¬ 
aufträge in Vorbereitung. Umso ver¬ 
ständlicher war die Wut und auch die 
Verzweiflung der Arbeiter über diese 
Meldung. 

Die Solidarität mit den Kolleginnen 
ist derweil sehr groß. Fast alle Polit- 
größen geben sich am Werkstor die 
Klinke in die Hand, doch Antworten 
scheinen sie nur unzureichend zu ha¬ 
ben. So titelt die Aachener Zeitung 
am 26. Oktober „Hoffnung oder 
Hinhaltetaktik?“ und trifft mit die¬ 
ser Schlagzeile den Nerv. Immer wie¬ 
der wird den Kollegen das alte Lied 
von der Sozialpartnerschaft und dem 
enormen Erfolg des Werkes vorgesun¬ 
gen, ohne dabei kritisch die Interessen 
der Konzernleitung zu hinterfragen. 
Auch die Konzernleitung versuchte die 
Kollegen zu täuschen, indem man ih¬ 
nen die Übernahme in andere Betrie¬ 
be versprach. Diese Täuschung konnte 
aber umgehend durch den Betriebsrat 


widerlegt werden, der klarstellte, dass 
es eine solche Möglichkeit nicht gäbe. 
In ihrem Solidaritätsschreiben schreibt 
die DKP Aachen deshalb zurecht, dass 
es nur zwei Möglichkeiten gibt: Ers¬ 
tens, dass das Werk trotz des Protestes 
geschlossen wird oder aber zweitens, 
dass der Erhalt des Werkes einhergeht 
„mit einer kleineren Belegschaft und 
unter der Voraussetzung, dass die redu¬ 
zierte Belegschaft,einen Beitrag zum 
Erhalt des Standortes 4 leistet.“ 


Die Hinhaltetaktik lässt eine ande¬ 
re Option nicht zu. Dass Widerstand 
gegen eine Schließung auch anders 
laufen kann, zeigen die Kollegen im 
belgischen Genk. Dort bestreiken die 
Arbeiter nicht nur das Ford-Werk, 
sondern blockierten gleichzeitig eine 
wichtige Teststrecke. Während die bel¬ 
gischen Kollegen die Produktion lahm 
legen, unterstützt der Betriebrat von 
Bombardier die Kolleginnen in der 
Absicht, die Arbeit fortzusetzen und 


den laufenden Auftrag bis zur mög¬ 
lichen Schließung zu beenden. Der 
Widerstand dagegen ist noch gering, 
viel zu sehr hängen die Mitarbeiter 
an ihrem Arbeitsplatz, würde eine 
Arbeitslosigkeit doch für viele das 
soziale Aus bedeuten. 

Die Illusion der Sozialpartnerschaft 
erweist sich einmal mehr als Hemm¬ 
schuh beim Arbeitskampf. Die Kom¬ 
munistinnen und Kommunisten in 
Aachen analysierten die Lage dem¬ 
entsprechend richtig, dass man in 
Deutschland noch weit entfernt ist 
von Betriebsbesetzungen und ei¬ 
nem klaren Benennen des Klassen¬ 
feindes. 

Klar ist, dass mit der Schließung 
des Bombardier-Werkes die Pro¬ 
duktionslandschaft in Aachen wei¬ 
ter eingeengt werden würde. Fast 
alle Großbetriebe produzierten dann 
ausschließlich noch für die Automo¬ 
bilindustrie. Die hier zu erwartenden 
Einbrüche bei den Aufträgen würden 
diese Aachener Betriebe und die dort 
abhängig Beschäftigten noch schlim¬ 
mer treffen. Sollten die Tore des Aa¬ 
chener Bombardier-Werkes geschlos¬ 
sen werden, dann wird einmal mehr die 
Zukunft vieler Menschen für die Pro¬ 
fitmaximierung der Kapitalisten geop¬ 
fert. JensWegener 


Tarifverträge bald ganz ade? 

Sinkende Tarifbindung schwächt die Gewerkschaften 


Reinhard Bispinck und Dr. Thors¬ 
ten Schulten, Tarifexperten des Wirt¬ 
schafts- und Sozialwissenschaftlichen 
Instituts (WSI) in der Hans-Böckler- 
Stiftung des DGB haben Interessantes 
zu Tage gebracht: Seit Ende der 1990er 
Jahre ist die Tarifbindung in Deutsch¬ 
land um etwa 15 Prozent zurückgegan¬ 
gen. Damit liegt die Bundesrepublik 
deutlich hinter den meisten westeuro¬ 
päischen Staaten. 

2011 wurde nur noch jeder zweite Be¬ 
schäftigte (54 Prozent) in Westdeutsch¬ 
land nach einem Branchen- oder 
Flächentarifvertrag bezahlt. In Ost¬ 
deutschland galt lediglich für skanda¬ 
löse 37 Prozent noch ein Flächentarif. 
Ein wesentlicher Grund: In europä¬ 
ischen Ländern wie z.B. Frankreich, 
Belgien, den Niederlanden, Finnland, 
Spanien oder Griechenland werden 
Tarifverträge in der Regel für allge¬ 
meinverbindlich erklärt. Das heißt, sie 
gelten über die abschließenden Tarif¬ 


parteien hinaus für alle Unternehmen 
einer Branche. Regelungen mit einer 
ähnlichen Wirkung gibt es zum Bei¬ 
spiel in Österreich. Das führt zu einer 
Tarifbindung von mehr als 80 Prozent, 
in manchen Ländern sogar von über 
90 Prozent. 

Überraschend: Weit reichende Allge¬ 
meinverbindlicherklärungen (AVE) 
existieren sowohl in Ländern mit ei¬ 
nem relativ hohen als auch einem nied¬ 
rigen gewerkschaftlichen Organisati¬ 
onsgrad. Die Bandbreite reicht von 70 
Prozent in Finnland bis zu acht Prozent 
in Frankreich. In vielen europäischen 
Ländern werden die vor allem von 
den Arbeitgeberverbänden gefordert, 
hierzulande stoßen AVEs auf die star¬ 
ke ablehnende Haltung der Bundes¬ 
vereinigung der Arbeitgeberverbände 
(BDA). Dies sei, so der DGB-Tarif ex¬ 
perte Bispinck, eine wesentliche Ur¬ 
sache für den BedeutungsVerlust von 
AVE in Deutschland. 


In Einzelfällen habe der Dachver¬ 
band sogar Wünsche seiner eigenen 
Mitgliedsverbände nach Allgemein¬ 
verbindlicherklärung blockiert. Die 
Ablehnungsquote bei Anträgen auf 
AVE stieg von etwa sechs Prozent in 
den 1990er Jahren auf elf Prozent in 
den 2000er Jahren. Dazu kämen relativ 
hohe rechtliche Hürden für eine AVE. 
Beispiel: Das Tarifvertragsgesetz sieht 
vor, dass die tarifgebundenen Arbeit¬ 
geber mindestens 50 Prozent der Ar¬ 
beitnehmer einer Branche beschäf¬ 
tigen müssen. In Deutschland gelten 
allgemeinverbindliche Tarifverträge, 
den neuen Angaben zufolge mittler¬ 
weile nur noch für insgesamt 245 000 
Beschäftigte. Das sind gerade einmal 
1,3 Prozent aller Arbeitnehmer. 

Nur in fünf Branchen, und dort auch 
nur in einzelnen Bundesländern, gibt 
es noch für verbindlich erklärte Ab¬ 
kommen. Im Zusammenhang mit der 
EU-Osterweiterung und der zuneh¬ 


menden Arbeitnehmerfreizügigkeit in 
Europa hat dafür aber das Arbeitneh¬ 
merentsendegesetz mehr an Bedeu¬ 
tung gewonnen. Dieses gilt inzwischen 
für neun Branchen; in einer weiteren 
ist seine Anwendung geplant. In die¬ 
sen Branchen sind rund 3,7 Millionen 
Menschen beschäftigt - etwa 15 Mal 
so viele wie in den Tarifbereichen mit 
AVE. 

Aber das Entsendegesetz setzt zumeist 
lediglich Mindestlöhne fest, die klas¬ 
sische Allgemeinverbindlicherklärung 
hingegen meist die gesamte Entgeltta¬ 
belle und eine ganze Reihe weiterer, 
auch manteltarifvertraglicher Rege¬ 
lungen. Die derzeit geltende Regelung 
erschwert aber eine AVE gerade dann, 
wenn durch sinkende Tarifbindung die 
sozialpolitische Notwendigkeit einer 
AVE dringend wird. 

Manfred Dietenberger 


„Die Armut kehrt nach Europa zurück“ 

16 Millionen Deutsche leben in Armut und Not 


Das Land mit den meisten Millionä¬ 
ren und Milliardären in Europa ist zu¬ 
gleich das Land mit der größten Zahl 
an Armen und in Not lebenden Men¬ 
schen. Nach der Erhebung „Leben in 
Europa“ 2011 ist hierzulande fast jeder 
Fünfte (19,9 Prozent) von Armut und 
sozialer Ausgrenzung betroffen (2010: 
19,7 Prozent) - insgesamt rund 16 Mil¬ 
lionen Menschen. Frauen waren mit 
einer Quote von 21,3 Prozent stärker 
betroffen als Männer (18,5 Prozent) 
(destatis 23.10.12). Armut und sozia¬ 
le Ausgrenzung ist nach der Definiti¬ 
on der EU gegeben, wenn eines oder 
mehrere der drei Kriterien „Armuts¬ 
gefährdung“, „erhebliche materielle 
Entbehrung“, „Haushalt mit geringer 
Erwerbsbeteiligung“ vorliegen. Im ver¬ 
gangenen Jahr setzte sich der Indika¬ 
tor in der BRD wie folgt zusammen: 
die Armutsgefährdung lag bei 15,8 
Prozent, 5,3 Prozent der Bevölkerung 
waren von erheblicher materieller Ent¬ 
behrung betroffen und 11,1 Prozent 
der Personen lebten in einem Haushalt 
mit sehr geringer Erwerbsbeteiligung. 
Als arm gilt - der Begriff „Armutsge¬ 
fährdung“ verschleiert die tatsächliche 
Situation - wer mit weniger als 60 Pro¬ 
zent des mittleren Einkommens der 
gesamten Bevölkerung auskommen 


muss: für einen Alleinstehenden sind 
das weniger als 952 Euro monatlich, 
für einen Vier-Personen-Haushalt mit 
zwei Kindern unter 14 Jahren 2 000 
Euro monatlich. 

Erhebliche materielle Entbehrung 
liegt nach EU-Definition vor, wenn 
vier von neun Kriterien erfüllt sind: 
z. B. Probleme bei der Mietzahlung, 
nicht ausreichende Beheizung der 
Wohnung, aus finanziellen Gründen 
laufende Rechnungen nicht beglei¬ 
chen zu können, sich keinen Urlaub 
leisten zu können, Fehlen eines Farb¬ 
fernsehers, einer Waschmaschine, eines 
Telefons, nicht mindestens jeden zwei¬ 
ten Tag eine vollwertige Mahlzeit ein¬ 
nehmen zu können. Die Möglichkeiten 
der sozialen Teilhabe sind bei den Be¬ 
troffenen sehr eingeschränkt, sie sind 
ausgegrenzt. Fast tausend „Tafeln“, die 
eineinhalb Millionen „Kunden“ mit ih¬ 
ren Familienangehörigen versorgen, 
unterstreichen, dass satt essen heute 
für viele Menschen in Deutschland 
keine Selbstverständlichkeit mehr ist. 
Der apokalyptische Reiter Hunger ist 
dabei, zurückzukehren. „Es wäre eine 
Katastrophe, wenn es die „Tafeln“ 
nicht mehr gäbe“, schreibt Heribert 
Prantl (SZ, 12.10.12). „Aber es ist eine 
viel größere Katastrophe, dass es sie in 


unserem reichen Land geben muss. Ein 
Staat, der tausend Tafeln braucht, ist 
kein guter Sozialstaat. 

Die EU hat die beschriebene Art von 
Sozialindikator eingeführt, um Fort¬ 
schritte der Europäischen Sozialpolitik 
bei der Verminderung von Armut und 
sozialer Ausgrenzung in der Union, ei¬ 
nem Kernziel der sogenannten „Strate¬ 
gie Europa 2020“ zu messen. Aber von 
Fortschritt bei der Armutsbekämpfung 
keine Spur, soziale Reaktion auf der 
ganzen Linie ist angesagt. Die Zahl 
der Armen und sozial Ausgegrenzten 
in der EU27 stieg von 2009 auf 2010 
um zwei Millionen auf 116 Millionen 
Europäer, das sind 23 Prozent der EU- 
Bevölkerung. Vor der Krise waren nur 
17 Prozent von Not bedroht. 2011 dürf¬ 
te ein weiterer Armutsschub - vor al¬ 
lem aus den Krisenländern - hinzuge¬ 
kommen sein; die Ergebnisse aller 27 
Mitgliedstaaten liegen noch nicht vor. 
In Spanien lag 2011 allein die Armuts¬ 
quote bei 21,8 Prozent, in Portugal bei 
18,0 Prozent, in Italien 2010 bei 18,2 
Prozent. Zu beachten ist, dass bei die¬ 
sen Ländern das so genannte Äquiva¬ 
lenzeinkommen wesentlich niedriger 
liegt. 

Die Konsumgüterkonzerne rechnen 
jedenfalls mit einer weiteren Aus¬ 


breitung der neuen Armut in Europa 
und stellen sich darauf ein. „Die Ar¬ 
mut kehrt nach Europa zurück“, sagt 
Europa-Chef Jan Zijderveld vom Le¬ 
bensmittelkonzern Unilever. Und er 
zieht daraus Konsequenzen für die 
Verkaufsstrategie. „Wenn ein Spani¬ 
er nur noch durchschnittlich 17 Euro 
pro Einkauf ausgibt, dann kann ich ihm 
kein Waschmittel für die Hälfte seines 
Budgets verkaufen“. Deshalb will er 
nun Erfolgsmethoden aus dem Asien¬ 
geschäft anwenden und seine Produkte 
in kleineren und Mini-Packungen an¬ 
bieten. „In Indonesien verkaufen wir 
Einzelpackungen Shampoo für zwei bis 
drei Cent und verdienen trotzdem or¬ 
dentliches Geld“, sagt Zijderveld. Auch 
Nestle verkauft einige Markenproduk¬ 
te in kleineren Portionen als „Popular- 
ly Positionend Products“, kurz PPP. In 
Griechenland bringt Unilever mittler¬ 
weile Kartoffelpüree und Mayonnaise 
in XXS-Packs auf den Markt. In Spani¬ 
en bietet der Konzern sein Waschmittel 
Surf in Packungen an, die gerade ein¬ 
mal für fünf Waschgänge reichen. „Not 
macht erfinderisch“, heißt es und sei es 
die Not der anderen. Und sie zahlt sich 
für die Konzerne aus. So lässt sich auch 
in krisengeschüttelten Ländern Profit 
machen. Fred Schmid, isw 


Mahnwache gegen 
Ausbeutung 

Mit einer Mahnwache haben 13 Wan¬ 
derarbeiter aus Rumänien am 26. Ok¬ 
tober auf ihre Notlage aufmerksam 
gemacht. Unterstützt von der Indus¬ 
triegewerkschaft Bauen- Agrar-Umwelt 
(IG BAU), dem DGB-Projekt Faire 
Mobilität sowie dem Projekt Mobifair 
demonstrierten sie vor ihrer Baustelle 
im Europaviertel in Frankfurt am Main 
für die Auszahlung ihrer Löhne. Bisher 
haben die Bauarbeiter lediglich einen 
Stundenlohn von 1,09 Euro erhalten. 
Ihre Lage ist inzwischen so angespannt, 
dass sie sich nicht einmal mehr etwas zu 
Essen kaufen können. Mit einer Nothil¬ 
feaktion hat die IG BAU für die Betrof¬ 
fenen Lebensmittel eingekauft, um sie 
wenigstens für die kommenden Tage zu 
versorgen. 

Wie es dazu kommen konnte erklärt Mi- 
hai Balan, Berater des DGB-Projekts 
Faire Mobilität, so: „Die Rumänen wa¬ 
ren im September von einer Firma in 
ihrer Heimat angeworben worden. Sie 
versprach einen Monatslohn von 1 200 
Euro und zusätzlich 300 Euro für Nah¬ 
rung. Zudem sollten Kosten für Unter¬ 
kunft und Transport vom Arbeitgeber 
übernommen werden. Doch der Arbeit¬ 
geber spielte falsch. In Deutschland an¬ 
gekommen nutzte er die mangelnde 
Sprachkenntnis der Rumänen aus und 
ließ sie eine Gewerbeanmeldung unter¬ 
schreiben. Damit sind sie ohne Wissen 
und Wollen zu Scheinselbstständigen 
geworden. Die Mindestlöhne sollten auf 
einmal nicht mehr gelten. Gleichzeitig 
wurden ihnen die Kosten für Transport 
und Unterkunft in Rechnung gestellt 
und vom Lohn abgezogen. Übrig blieb 
so gut wie nichts.“ 

KiK: i 930 Dollar für ein 
Menschenleben 

Der Textildiscounter KiK will den An¬ 
gehörigen der Todesopfer einer pakista¬ 
nischen Textilfabrik insgesamt 500 000 
Dollar bezahlen, berichtet Spiegel On¬ 
line. Mindestens 259 Menschen waren 
bei einem Feuer in der Fabrik Ali Enter¬ 
prises am 11. September ums Leben ge¬ 
kommen - für ein Menschenleben will 
der Discounter also 1 930 Dollar bezah¬ 
len. 

Outsourcing nicht akzeptabel 

Noch bevor Siemens-Vorstandschef 
Peter Löscher sein Kürzungsprogramm 
für die kommenden Jahre verkünden 
wird, steht fest, dass die Kollegin¬ 
nen und Kollegen der DHL Inhouse 
vor die Tür gesetzt werden. Im Raum 
Nürnberg - Fürth - Erlangen sind da¬ 
mit bis zu 90 Arbeitsplätze gefährdet. 
Dabei haben viele der Kolleginnen 
und Kollegen der Poststellen schon ei¬ 
niges hinter sich: Als ehemals Siemens- 
Beschäftigte wurden sie vom Konzern 
an die Deutsche Post verkauft, von die¬ 
ser in die erst 2007 von der Post erwor¬ 
bene Tochtergesellschaft Williams Lea 
verschoben, zuletzt dann in die Gesell¬ 
schaft DHL Inhouse. Und nun kündigt 
die Siemens AG den Vertrag mit der 
DHL Inhouse und stellt damit alle Ar¬ 
beitsplätze in Frage. 

Bis 30.6.2013 laufen die Verträge noch, 
dann soll Schluss sein. Die DKP Erlan¬ 
gen meint: Outsourcing, Stellenstrei¬ 
chungen und immer neues Lohndum¬ 
ping sind üble Methoden eines einfalls¬ 
losen Managements und gehen voll zu 
Lasten der Beschäftigten. Das ist nicht 
akzeptabel! 

Auch die Kolleginnen und Kollegen in 
den Poststellen haben ihren Teil zu den 
über fünf Milliarden Euro Gewinn der 
Siemens AG beigetragen. Wir fordern: 
Alle „Postler“ wieder zurück in den 
Konzern bei Metall-Tarif-Vergütung! 
Übrigens: Der neue Auftragnehmer 
für den Postversand bei der Siemens 
AG soll die Swiss Post Solution sein, 
ein Tochterunternehmen der Schwei¬ 
zer Post. Der Geschäftsführer der SPS 
Deutschland heißt seit 1. Juli 2011 Dr. 
Walter Gerdes. Den älteren Siemensi- 
anern dürfte er noch bekannt sein: Als 
CEO der Siemens Business Services 
musste er 2001 seinen Hut nehmen 
wegen zu schlechter Geschäftszahlen. 
Bekanntlich ist die SBS heute aus dem 
Siemens-Konzern verschwunden und 
in der ATOS AG aufgegangen. Nun 
soll Gerdes erneut das Sagen haben 
über (ehemalige) Siemensianer - der 
Letzte macht dann das Licht aus. 

(„Erlanger Rot“, Zeitung der DKP Erlangen) 
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Polizei attackiert Razzia bei Pro Köln 

Bei den Saubermännern geht es diesmal um Sitzungsgelder 

Hungerstreikende 

Flüchtlinge kämpfen seit sieben Monaten mit Protestcamps gegen 

rassistische Sondergesetze 



I n Berlin ist die Polizei in den ver¬ 
gangenen Wochen mehrfach gegen 
Flüchtlinge vorgegangen, die seit 
mehr als sieben Monaten gegen rassis¬ 
tische Sondergesetze protestieren (UZ 
berichtete am 12. Oktober). Zwar lassen 
Behörden und Beamte die Flüchtlin¬ 
ge in ihrem Protestcamp auf dem Ora¬ 
nienplatz in Kreuzberg weitgehend in 
Ruhe. Sobald diese aber das Camp ver¬ 
lassen, um auf ihre Forderungen auf¬ 
merksam zu machen, bekommen sie 
Stress mit der Polizei. 

Seit dem 24. Oktober hat sich die Si¬ 
tuation zugespitzt. Rund 20 der etwa 
100 Flüchtlinge aus dem Camp sind 
zum Brandenburger Tor gezogen und 
in einen unbefristeten Hungerstreik 
getreten. Obwohl ihre Versammlung 
dort angemeldet und genehmigt war, 
rückten Polizisten noch am selben 
Abend mit einer Reiterstaffel an, um 
den Flüchtlingen ihr Zelt über dem 
Kopf abzureißen. Am zweiten Abend 
kamen Beamte und nahmen den Hun¬ 
gerstreikenden auch noch Iso-Matten, 
Schlafsäcke, Decken und Unterlagen 
aus Pappe ab. Zwar sei die Versamm¬ 
lung genehmigt, aber eine Auflage ver¬ 
biete „Schlafutensilien“, so ein Polizei¬ 
sprecher. Bei der Aktion wurden meh¬ 
rere Flüchtlinge verhaftet und es gab 
Verletzte. Zu weiteren Ingewahrsam¬ 
nahmen kam es bei einer Solidaritäts¬ 
demo zum Gefängnis in Moabit. 

Die Hungerstreikenden erklärten am 
vergangenen Wochenende: „Die Re¬ 
gierung setzt uns unter enormen Druck 
und versucht es uns unmöglich zu ma¬ 
chen auf der Straße zu bleiben. Wir, 
die Hungerstreikenden Asylsuchen¬ 
den in Berlin, geben bekannt: Es hat 
nicht heute oder gestern angefangen, 
wir sind seit sieben Monaten auf den 
Beinen und kämpfen mit all unserer 
Kraft für unsere Rechte. Unser Wider¬ 
stand auf der Straße wird weitergehen, 
egal was passiert.“ Sie riefen die Berli¬ 
nerinnen und Berliner auf, zum Bran¬ 
denburger Tor zu kommen, um sie zu 
unterstützen, denn „eine Bewegung auf 
der Straße braucht Solidarität auf der 
Straße“. 

Bereits in der Woche zuvor war es bei 
einer Besetzung der nigerianischen 
Botschaft in Berlins Mitte zum Einsatz 
von Schlagstöcken und Pfefferspray 
gekommen. Die Räumung war derart 
brutal, dass nun gegen Polizisten we¬ 
gen Körperverletzung im Amt ermit¬ 
telt wird - Presseinformationen zu Fol¬ 
ge auch nach Anzeigen aus den eigenen 
Reihen. Die Botschaft war besetzt wor¬ 
den, um gegen eine kürzlich zwischen 
Nigeria und der EU abgeschlossene 
Abschieberichtlinie zu protestieren, in 
deren Mittelpunkt erzwungene Anhö¬ 


rungsverfahren stehen. Flüchtlinge, ins¬ 
besondere aus afrikanischen Staaten, 
werden in die Botschaften geladen und 
dort verhört, um ihre Herkunft und 
Identität zu ermitteln. Ziel ist es, mög¬ 
lichst rasch Ausreisevisa auszustellen, 
um die Flüchtlinge mit Hilfe der deut¬ 
schen Ausländerbehörden abschieben 
zu können. 

Die Flüchtlinge sind Anfang Septem¬ 
ber mit einem Protestmarsch aus Würz¬ 
burg nach Berlin gekommen. Seitdem 
schlafen sie auf dem Oranienplatz in 
Großzelten, unter dem Dach eines 
Zirkuszeltes wird diskutiert und der 
Alltag organisiert, in ei¬ 
nem Küchenunterstand 
für alle gekocht. An ei¬ 
nem Infopoint am Ein¬ 
gang des Camps kön¬ 
nen sich Nachbarn und 
Unterstützer informie¬ 
ren, was geplant ist und 
was gebraucht wird. Zu 
den Unterstützern ge¬ 
hört auch die DKP Frie¬ 
drichshain-Kreuzberg, 
die Geld und Kinder¬ 
sachen brachte und bei 
der Stromversorgung im 
Camp hilft. In den nächs¬ 
ten Wochen will sie mit 
Infoständen in Kreuz¬ 
berg über die Situation 
der Flüchtlinge infor¬ 
mieren und dort weitere 
Spenden sammeln. 

Die Flüchtlinge wol¬ 
len trotz des heranna¬ 
henden Winters in dem 
Camp ausharren bis die 
rassistischen Sonderge¬ 
setze, die ihnen ein men¬ 
schenwürdiges Leben in 
diesem Land unmöglich 


machen, abgeschafft sind. Dazu zählen 
sie die Unterbringung von Flüchtlingen 
in Sammellagern, die Residenzpflicht, 
die es ihnen verbietet, bestimmte Land¬ 
kreise zu verlassen, das Arbeitsverbot 
und das Asylbewerberleistungsgesetz, 
das ihnen einen Regelsatz zuspricht, 
der deutlich unter dem Hartz-IV-Ni- 
veau liegt und zudem nicht in Bargeld, 
sondern in Form von Essenspaketen 
oder Lebensmittelgutscheinen ausge¬ 
geben wird. Sie fordern zudem einen 
sofortigen Abschiebestopp und das 
Bleiberecht für alle. 


Die Staatsanwaltschaft ließ am 23. Ok¬ 
tober Räume der rassistischen Gruppe 
Pro Köln durchsuchen und Computer 
und Akten beschlagnahmen. 20 Mit¬ 
glieder dieser weit rechts agierenden 
Partei stehen in Verdacht, banden- und 
gewerbsmäßig betrogen zu haben. Da¬ 
bei beansprucht Pro Köln ein Sauber- 
mann-Image. Sie sorgt sich vorgeblich 
um die Kriminalitätsstatistik und illus¬ 
triert ihr Engagement gerne mit rassis¬ 
tischen Wahlkampflosungen wie „In- 
tensivstraftäter abschieben!“ 

Betrug? Diesmal geht es um Sitzungs¬ 
gelder. Die „Pro Köln“-Fraktion im 
Kölner Stadtrat hat auffällig viele inter¬ 
ne Sitzungen und solche nahestehender 
„sachkundiger“ Bürger abgerechnet 
und damit einen hohen fünfstelligen 
Betrag erwirtschaftet. Der stellvertre¬ 
tende Fraktionsvorsitzende Ratsherr 
Jörg Uckermann soll Geld für eine Sit¬ 
zung eingefordert haben, die zeitgleich 
mit einem Gerichtstermin stattfand, 
den er wahrzunehmen hatte. Letzteres 
ist bei ihm häufiger der Fall. Womöglich 
hat er den 
Überblick 
verloren. 

Er steht oft 
vor Gericht. 

Verurteilt 
wurde er 
in der Ver¬ 
gangenheit 
wegen Be¬ 
leidigung, 

Körperver¬ 
letzung und 
Abgabe ei¬ 
ner falschen 
Eidesstatt¬ 
lichen Ver¬ 
sicherung. 

Erst zwei Wochen zuvor ist ein Urteil 
wegen Beleidigung gegen ihn ergangen. 
Uckermann zählt zu den Verdächtigen 
und bekam am Dienstag Besuch von 
Ermittlern. Für insgesamt 17 Objekte 
hatte die Staatsanwaltschaft Durch¬ 
suchungsbeschlüsse erwirkt. In Berlin 
waren die Räume des ehemaligen Pro- 
Köln-Stadtrats Manfred Rouhs Gegen¬ 
stand staatsanwaltlichen Erkenntnis¬ 
interesses. Durchsucht wurde auch die 
Zentrale am Kölner Heumarkt und die 
Leverkusener Rechtsanwaltskanzlei 
und Wohnung von Parteichef Beisicht. 
Auch er steht häufiger als Beschuldig¬ 
ter vor Gericht und strapaziert seine 
juristischen Fachkenntnisse in eigener 
Sache. Erst im September hatte ihn das 
Amtsgericht Köln wegen einer Beleidi¬ 
gung des Grünen-Bundestagsabgeord- 
neten Volker Beck zu einer Geldstrafe 
von 2000 Euro verurteilt. 

Gelegenheit dazu hatte er am 19. No¬ 
vember vergangenen Jahres, als die Po¬ 
lizei zugunsten einer Demonstration 
von vielleicht 40 Anhängern von Pro 
Köln einen ganzen Stadtteil Kölns, von 
Kalk ist die Rede, abgesperrt hatte. Ih¬ 
nen war es um die Demagogie gegen 


das Autonome Zentrum in Kalk gegan¬ 
gen, das sie mit kriminellen Handlun¬ 
gen in Verbindung bringen. 

Den eingesickerten Gegendemonstran- 
tinnen und Gegendemonstranten war 
es dennoch gelungen, den Marsch der 
Gruppe aufzuhalten und sie schließlich 
zum Aufgeben zu zwingen. Ein anderes 
Thema von Pro Köln ist die Moschee in 
Ehrenfeld, überhaupt der Islam. Schon 
im September 2008 hatten sie einen 
„Kongreß“ gegen den Islam zusammen 
mit anderen sogenannten rechtspopu¬ 
listischen Parteien aus ganz Europa 
auf dem Heumarkt veranstalten wol¬ 
len. Sie scheiterten am Widerstand ei¬ 
niger Zehntausend Kölnerinnen und 
Kölner und antifaschistischer Grup¬ 
pen aus der ganzen Republik. Auch die 
Wiederholung dieses Versuchs ein Jahr 
später prallte an den Gegenkräften ab. 
Im vergangenen Mai provozierten sie 
unter dem Schutz von Hunderten von 
Polizisten vor der Moscheebaustelle 
in Ehrenfeld mit Mohamed-Karikatu- 
ren. Sie riefen damit einige Salafisten 


auf den Plan. Der Innenminister des 
Landes NRW hatte Gelegenheit, sich 
unmittelbar vor der Landtagswahl als 
Friedenswahrer darzustellen, als er die 
Kölner Gegendemonstration mit Hin¬ 
weis auf gewaltbereite Salafisten auf 
Abstand halten ließ. Solche Arran¬ 
gements sind geeignet, uns den Islam 
nicht nur in Köln, sondern auch anders¬ 
wo fürchten zu lehren und den „Kampf 
der Kulturen“ im Nahen Osten samt 
Bundeswehr- und NATO-Aktionen in 
Afghanistan zu rechtfertigen. 

Es mutet merkwürdig an, dass das Geld 
für die Aktionen von Pro Köln und an¬ 
derer neofaschistischer Parteien zu 
großen Teilen aus öffentlichen Kas¬ 
sen stammt. Beispielsweise kommen 
fast 40 Prozent der Gesamteinnahmen 
der NPD im Jahr 2010 - in der Sum¬ 
me 1,17 Millionen Euro - aus staatli¬ 
chen Mitteln. Hinzuzählen sind noch 
115 000 Euro aus dem Posten „Man¬ 
datsträgerbeiträge und ähnliche regel¬ 
mäßige Beiträge“. Die Zuwendungen 
durch V-Leute sind hier noch ausge¬ 
blendet. 

Klaus Stein 


Wera Richter 




Keine „automatische Selbstentlarvung“ 

ln der Berliner „B.Z.“ wird für die „ungefilterte“ Lektüre von Hitlers „Mein Kampf“ an den Schulen geworben 


„Cicero“ nennt sich Magazin für po¬ 
litische Kultur. Zur politischen Kul¬ 
tur zählt offenkundig neuerdings auch 
eine Artikelserie „Hitlers letzte Bom¬ 
be“. Uns wird auf den Seiten 18 bis 41 
erklärt: „Warum ,Mein Kampf freige¬ 
geben werden muss“. Was die „B.Z.“ 
am 15. Oktober für die Stammtische 
aufbereitete, findet sich in „Cicero“ für 
Intellektuelle. 

Die Linken werden sich mit diesem 
Thema auseinandersetzen müssen. 
Auf dem Berliner Landesparteitag am 
20. und 21. Oktober wurde innerhalb 
der Partei „DIE LINKE“ damit begon¬ 
nen. Der nachfolgend dokumentierte 
Beschluss wurde mit großer Mehrheit 
angenommen. Doch es gab auch Ge¬ 
genstimmen. 

Manch eine und manch einer, nicht nur 
in der „LINKEN“, hält jede Tabuisie¬ 
rung a priori für falsch und glaubt, Hit¬ 
lers Machwerk berge eine Art automa¬ 
tische Selbstentlarvung, wenn man es 
nur im Wortlaut kennte. 


Da ist doch wohl eher Michael Sommer 
und Susann Witt-Stahl in der „jungen 
Welt“ vom 23. Oktober 2012 zu fol¬ 
gen. Sie schreiben: „Entscheidend ist 
... nicht, dass man die Faschisten zu 
Wort kommen lässt, entscheidend ist, 
was man dabei hören will.“ 

Und das ist der Kernpunkt: Was wissen 
z.B. die Autoren im „Cicero“ über das, 
was mittlerweile schon wieder viele hö¬ 
ren wollen. 

Mit diesem Thema werden wir uns 
gründlich befassen müssen. Das ist of¬ 
fenkundig nicht nur Sozialisten und 
Kommunisten bewusst. So wird in „Ci¬ 
cero“ die frühere Vorsitzende des Zen¬ 
tralrates der Juden in Deutschland zi¬ 
tiert: „Betrachten Sie alles, was ich bis¬ 
her dazu gesagt habe, als obsolet. Es 
muss rechtlich geprüft werden, ob es 
möglich ist, die Veröffentlichung über 
den Straftatbestand der Volksverhet¬ 
zung zu verhindern.“ 

Warum eigentlich sollte eine Hass¬ 
schrift, die schon einmal Millionen 


verhetzt hat, heute das Gegenteil da¬ 
von bewirken? Diese Frage konnte mir 
bisher genauso wenig beantwortet wer¬ 
den, wie jene, was nach der „Normali¬ 
sierung“ von „Mein Kampf“ als Nächs¬ 
tes dran ist: Die Vorführung von „Jud 
Süß“ an Schulen, oder die Behandlung 
der „Protokolle der Weisen von Zion“ 
im Unterricht? 

Ellen Brombacher 


Hitlers Machwerk 
„Mein Kampf“ gehört 
an keine Schule 

Am 15. Oktober 2012 widmete die B. Z. 
dem Ausspruch eines Berliner Schuldi¬ 
rektors eine ganze Seite. Der hatte ge¬ 
sagt: „Man muss Hitlers Argumente 
kontern“ und will „Mein Kampf“ im 
Unterricht (ab der 11. Klasse) benutzen. 
Bildungssenatorin Sandra Scheeres 
(SPD) erklärte hingegen: „Das Mach¬ 
werk darf nicht als Ganzes auf dem 


Tisch der Schüler landen... “. Die B. Z., 
die sich selbst als „Berlins größte Zei¬ 
tung“ bezeichnet, schlägt sich faktisch 
auf die Seite des Schuldirektors. In ei¬ 
nem Kommentar von Lukas Herms¬ 
meier wird des Direktors Forderung als 
mutig und richtig bezeichnet und jeder¬ 
mann erfährt in einem Textkasten, dass 
der „Besitz des Buches ... nicht verbo¬ 
ten “ ist. „ Wie krank Hitlers Gedanken 
waren “ kommentiert Lukas Hermsmei¬ 
er, „ versteht man aber am besten, wenn 
man sie ungefiltert liest.“ Merkwürdi¬ 
gerweise hat das von 1925 bis 1933 und 
zwischen 1933 und 1945 so gar nicht 
funktioniert. 

„ Mein Kampf“ ist in Worte geronnenes, 
pures Gift, ist der blanke Hass. Dieses 
„Buch“ lebt von Behauptungen, die 
nachweisbar allein verbrecherischen 
Zielsetzungen dienen. Nicht nur der 
das Machwerk durchdringende mörde¬ 
rische Antisemitismus legt davon Zeug¬ 
nis ab. Dass man solcherart verbreche¬ 
rischer Demagogie kaum argumentativ 


begegnen kann, finden wir spätestens in 
Margarete und Alexander Mitscherlichs 
Werk „Die Unfähigkeit zu trauern“. Hit¬ 
lers durchweg demagogische „Argu¬ 
mente“ sind aufhetzend und befördern 
nur eines: niederste Instinkte. Dabei be¬ 
dient er sich nicht zuletzt der Schmäh¬ 
schrift „Die Protokolle der Weisen von 
Zion“. Wohl niemand in Deutschland - 
und das ist gut so - käme auf die Idee, 
diese im Original im Unterricht behan¬ 
deln zu wollen. Halten der Schuldirek¬ 
tor und diejenigen, die seine Forderung 
mutig und richtig finden, Hitlers Hass- 
Erguss etwa für seriöser als die gefälsch¬ 
ten Protokolle? 

Der Berliner Landesparteitag der LIN¬ 
KEN lehnt die Forderung ohne Wenn 
und Aber ab, Hitlers Machwerk „Mein 
Kampf“ an Schulen als Unterrichtslek¬ 
türe einzuführen. 

(Beschluss des 4. Landesparteitags 
der Partei „Die Linke“ in Berlin) 
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Erneute Niederlage in Stuttgart 

Südwest-CDU taumelt durchs Jammertal 


N ach dem CDU-Wahldebakel 
bei der Landtags wähl in Baden- 
Württemberg, bei der sie die 
jahrzehntelange Herrschaft über das 
Land verlor, wurde nun auch der Ober¬ 
bürgermeisterposten in Stuttgart verlo¬ 
ren. 38 Jahre war die Landeshauptstadt 
fest in der Hand eines CDU-Stadt- 
oberhauptes. Nun grünt es dort schon 
im Winter. 

Wahlniederlagen werden in der CDU 
gewöhnlich in nichtöffentlichen Mee¬ 
tings analysiert. Auf örtlichen und regi¬ 
onalen Veranstaltungen dringen in der 
Regel nur spärliche Äußerungen nach 
draußen. Meistens kann nur ein Grum- 
meln an der Basis vermeldet werden. 
Doch diesmal scheint es anders zu wer¬ 
den. Denn nach Hamburg, Köln, Duis¬ 
burg, Essen, Frankfurt/Main hat die 
CDU eine weitere Großstadt verloren. 
Nur noch drei der größten Städte ha¬ 
ben ein Stadtoberhaupt aus der „christ¬ 
lichen Volkspartei“. Mitfühlend konnte 
in überregionalen Medien „Grüner Tri¬ 
umph entfacht Streit in der CDU“ und 
„Verloren in der großen Stadt“ oder 
„Abseits vom urbanen Lebensstil“ ge¬ 
lesen werden. Die erzielten Wahlergeb¬ 
nisse und die Kommentierungen in der 
der CDU durchaus zugeneigten Pres¬ 
se geben jetzt nicht nur der jeweiligen 
Basis, sondern sogar im Konrad-Ade- 
nauer-Haus zu denken. Dort wird jetzt 
an einem „modernen Metropolen-Ma¬ 
nifest“ getüftelt. Es geht also um weit 
mehr als um das Verdauen einer loka¬ 
len Niederlage. 

Bisher verliefen die Diskussionsfron¬ 
ten zwischen Parteipräsidium und Mit¬ 
gliedern wie folgt: Mit klaren Mehr¬ 


heiten wurde alles, was zum Regieren 
aus der Sicht von Merkel & Co erfor¬ 
derlich war, unterstützt. Gelegentlich 
wurde die Parteivorsitzende wegen ih¬ 
res Zick-Zack-Kurses auch mal scharf 
angegangen. Eine Minderheit vermiss¬ 
te in der CDU zunehmend ihre kon¬ 
servative Heimat und kritisierte Mer¬ 
kels Schwenks bei den Beschlüssen zur 
Bundeswehr oder zur Energiepolitik 
wie auch ihre zeitgemäßeren Auffas¬ 
sungen in der Familien- und Sozialpo¬ 
litik. Nun, nach dem weiteren Verlust 
einer CDU-Bastion, wird gründlicher 
und sogar öffentlich über den weiteren 
CDU-Kurs gesprochen. 

Der baden-württembergische CDU- 
Fraktionschef Hauk kam, nachdem er 
einiges verdaut hatte, in einem „Welt“- 
Interview zur Sache. „Je größer die 
Kommune ist, desto weniger kann ein 
Kandidat auf die Bürger wirken. Lan¬ 
despolitik hat nur am Rande Auswir¬ 
kungen. Entscheidend ist die Bundes¬ 
politik“, erkannte er. 

Der parteilose OB-Kandidat Sebas¬ 
tian Turner sei der falsche Kandidat 
gewesen, der Kreisverband habe ihn 
nicht unterstützt (immerhin hatte der 
45 Prozent gegen Kuhn erzielt), die 
Landespartei sei zerstritten, die CDU 
habe keine „Metropolenkompetenz“ 
mehr, so Hauk. „Die Belastungen für 
die Leistungsbereiten in der Mitte der 
Gesellschaft sind in den vergangenen 
Jahren immer höher geworden - und da 
wundern wir uns, wenn die nicht mehr 
CDU wählen?“, fragt er. 

Die CDU brauche „wirtschaftspoliti¬ 
sche Profilschärfung bei gleichzeitiger 
Liberalisierung“. Die CDU werde „zu 


stark mit einem konservativen Profil 
verbunden“. 

Die CDU müsse „endlich die Wand¬ 
lung zur Volkspartei des 21. Jahrhun¬ 
derts vollziehen“ und auch „den immer 
zahlreicheren Wechselwählern - vor al¬ 
lem in den Großstädten - ein attrakti¬ 
ves Angebot machen.“ 

Der parteilose OB-Kandidat der CDU 
verdeutlichte, dass die Themen, die für 
Städter von Bedeutung seien, „vorne 
ins Schaufenster“ müssten. Man könne 
am Infostand noch so oft „Kita“ sagen, 
wenn die Wähler in der Tagesschau im¬ 
mer nur „Betreuungsgeld“ hören. 
Ähnliche Töne sind auch von anderen 
lokalen CDU-Größen zu hören und zu 
lesen. 

So mahnte Stuttgarts CDU-Chef 
Kaufmann ein bundesweites Groß¬ 
stadt-Konzept seiner Partei an. Bür¬ 
germeisterin Eisenmann forderte ein 
Nachdenken über Antworten auf die 
drängendsten Fragen der urbanen 
Wählerinnen und Wähler an. 

Deren Themen seien Kinderbetreuung, 
Ganztagsschule, Probleme von Allein¬ 
erziehenden und die städtebauliche 
Entwicklung. 

Viel schärfer sieht es der Politikwis¬ 
senschaftler Oscar Gabriel. Er sprach 
von einer „langen Durststrecke“, die 
jetzt auf die CDU zukomme. Die CDU 
komme nicht aus dem Schatten von 
Ex-Ministerpräsident Mappus heraus. 
Den Grünen hingegen sei es mit Regie¬ 
rungschef Kretschmann gelungen, die 
Vorbehalte konservativer Wähler zu 
zerstreuen. „Da wird es für die CDU 
langfristig sehr schwer werden, wieder 
eine Alternative aufzubauen.“ 


Neues Verhältnis 
zu den Grünen? 

Während von Schlarmann, Schön¬ 
bohm & Co, den Dauernörglern, Wer- 
te-Kritikern und rechtslastigen Konser¬ 
vativen gegenwärtig nichts zu hören ist, 
haben sich die CDU-Bundestagsabge- 
ordneten, die aus Städten mit mehr 
als 500 000 Einwohnern kommen, zu¬ 
sammengetan. Sie arbeiten an einem 
„Manifest“, das sie in vierzehn Tagen 
vorstellen wollen. Die beiden Autoren 
Matthias Zimmer aus Frankfurt/Main 
und Markus Weinberg aus Hamburg 
wollen provozieren: „Wir müssen uns 
die Frage stellen, wie sich die bürgerli¬ 
che Partei CDU zur bürgerlichen Partei 
Grüne positioniert“, fragen sie. Merkel 
habe die Partei liberaler und moderner 
gemacht. Aber die Wählerschaft hono¬ 
riere das nicht. „Es gibt einen großstäd¬ 
tischen Lebensstil, und wir müssen uns 
fragen, inwieweit die CDU in der Lage 
ist, diesen Lebensstil aufzunehmen“, 
sagte Zimmer. 

„Die Grünen sind bürgerlicher und 
damit auch wählbarer geworden“, er¬ 
kannte Weinberg, immerhin CDU- 
Chef in Hamburg. „Wir müssen nicht 
die Grundlinien unserer Politik neu 
erfinden“, meint er. Es gehe vielmehr 
um die konkrete Ausgestaltung. „Ge¬ 
wisse urbane Milieus identifizieren so¬ 
zial-ökologische Themen eben immer 
noch eher mit SPD oder Grünen und 
weniger mit der CDU.“ Der Stuttgarter 
MdB Kaufmann ist davon überzeugt, 
dass bestimmte bundespolitische Ent¬ 
scheidungen der Union noch immer ab¬ 
schreckend auf urbane Wähler wirken. 
Man müsse sich schon fragen, „ob zum 


Beispiel das Betreuungsgeld ein The¬ 
ma ist, was in Großstädten ankommt“. 

Geißler fordert grund¬ 
legende Erneuerung 

Grundsätzlicher geht Ex-General- 
sekretär Geißler an den Moderni¬ 
sierungsstreit heran. Er fordert eine 
grundlegende Erneuerung der Union 
auf die Linie der Vorsitzenden Mer¬ 
kel. Deren Kurs, die CDU als eine 
„moderne Volkspartei zu präsentie¬ 
ren, ist absolut richtig“, sagte Geißler 
in einem Interview den „Ruhr-Nach¬ 
richten“. Es gebe immer noch „zu vie¬ 
le konservativ-neoliberale Kräfte, die 
altmodischen Positionen nachhängen“. 
Geißler meint: „Mit einem antiquier¬ 
ten Familien- und Frauenbild, ständi¬ 
ger Kritik an der Energiewende und 
der europäischen politischen Einigung 
kann eine Volkspartei nicht erfolgreich 
sein.“ Der Widerstand gegen Frauen¬ 
quote und Mindestlohn müsse endlich 
beendet werden. Außerdem müsse sich 
die CDU in ökologischen und sozialen 
Fragen „deutlich von der FDP distan¬ 
zieren, sonst wird sie in den Abwärtssog 
der Liberalen hineingezogen“. 

Frau Merkel braucht also da den in 
Kürze stattfindenden Bundesparteitag 
nicht zu fürchten. Denn alles läuft auf 
eine Bekräftigung des von ihr seit 2005 
eingeschlagenen Modernisierungskur¬ 
ses der CDU hinaus. Ihr Hauptstreben 
ist darauf gerichtet, nach der Bundes¬ 
tagswahl im September 2013 mit der 
Union Regierungschefin zu bleiben. 
Mit der Kritik aus Stuttgart, dass sie 
persönlich die moderne, pragmatische 
CDU perfekt verkörpere, aber als Par¬ 
teivorsitzende zu wenig tue, um diesen 
Kurs durchzusetzen, kann sie leben. 
Dafür hat sie ihre Leute. 

RolfPriemer 


Saarland: Die Banken kassieren weiter 

Zum CDU-SPD Haushaltsentwurf 



Aktion der DKP vor dem Landtag 

m 17. Oktober legte die CDU- 
SPD-Koalition im saarländi¬ 
schen Landtag den Entwurf des 
Landeshaushaltes für 2013 vor. 

Diese Koalition macht das, wofür sie 
zusammengemauschelt wurde. Mit der 
Vorgabe, das Saarland vor der Plei¬ 
te retten zu wollen, werden Sparorgi¬ 
en geplant und in Gang gesetzt. Die 
Einhaltung der so genannten Schul¬ 
denbremse ist dabei Knüppel und Tot¬ 
schlagargument zugleich. Die SPD hat 
sich der neoliberalen Fuchtel der CDU 
bedingungslos untergeordnet. 

Die eigentlichen Verursacher der Krise 
und des defizitären Haushaltes werden 
verschont. Die Haushaltspolitik von 
CDU und SPD bleibt eine Politik der 
Umverteilung von unten nach oben. 
Von Um“fair“teilen keine Spur. 
Konkrete Beispiele. Es wurde groß ver¬ 
kündet, dass im Bildungsbereich nichts 
gekürzt werde. 

Gleichzeitig wird dem Studentenwerk 
an der Saar-Uni für das nächste Jahr 
1 Million Euro gestrichen. Der Eltern¬ 
beitrag für die Nachmittagsbetreuung 
in den Ganztagsschulen soll nach Plä¬ 
nen des Kultusministeriums drastisch 
erhöht werden. Geredet wird jetzt 
wieder über weitere Schließungen 
von Schulstandorten, für deren Erhalt 
in den letzten Jahren von Eltern und 
Schülern gekämpft wurde. Im öffent¬ 
lichen Dienst sollen bis 2020 mindes¬ 
tens 2 400 Stellen vernichtet werden, 
das ist jeder zehnte Arbeitsplatz beim 
Land. Am Flughafen Saarbrücken wird 
jetzt ein Sparprogramm aufgelegt, das 
nur zulasten der Beschäftigten gehen 
soll. Besonders schäbig sind die Ankün¬ 


digungen des Finanzministers, bei der 
Förderung von Behinderten größere 
Einsparungen vornehmen zu wollen. 
Das ist alles erst der Anfang. 

Die Kommunen sind weiter klamm. 
Städte wie Saarbrücken sparen an 
Schwimmbädern und kulturellen Ein¬ 
richtungen. Zudem schwappt die ka¬ 
pitalistische Krise wieder ins Land. 
Stellenabbau in der Automobilin¬ 
dustrie, drohende Kurzarbeit. Über 
40 000 Menschen sind von diesem 
Wirtschaftszweig im Saarland abhän¬ 
gig. Der Landeshaushalt spiegelt in der 
Strukturpolitik die absolute Hilflosig¬ 
keit der CDU-SPD-Koalitionäre wider. 
Es gibt keine wirksame Initiative ge¬ 
gen die Kinderarmut, keine Hilfe für 
die Menschen, die unter dem Existenz¬ 
minimum leben müssen. 

Der Haushaltsentwurf ist vor allem 
eine Mogelpackung. Die Zahlen zeigen 
es: Die Verschuldung unseres Bundes¬ 
landes mit knapp 1 Mio. Einwohnern 
steigt von heute fast 13 Mrd. Euro bis 
Ende 2016 auf 15,7 Mrd. Euro. Be¬ 
dient werden mit diesem Haushalt nur 
die Zinszahlungen an die Banken, die 
sich zur Zeit auf 500 Mio. Euro jährlich 
belaufen, im Jahr 2016 sollen es trotz 
Schuldenbremse 550 Mio. sein. Das 
Finanzkapital macht seinen Schnitt. 
Für die Entschuldung des Landes wird 
nichts getan und somit auch die dro¬ 
hende Pleite nicht abgewendet. 
Geredet wird von den Koalitionären 
viel von der Verbesserung der Einnah¬ 
meseite. Aber das ist nur ablenkendes, 
leeres Geschwätz, um Teile der SPD- 
Basis und vor allem die Gewerkschaf¬ 
ten einzulullen. 


Es gibt im Bundesrat keine greifbaren 
Initiativen durch die saarländische Ko¬ 
alition, die Einnahmen durch stärkere 
Besteuerung der Reichen via Vermö¬ 
genssteuer, Maßnahmen gegen Steu- 
erhinterzieher, Mindestlohn usw. zu 
verbessern. Die SPD wird regelrecht 
vorgeführt, hatte sie doch getönt, dass 
solche Maßnahmen zur Koalitions¬ 
grundlage gehören würden. 

Den Herrschenden war es vor den 
Wahlen gelungen, mit dem Gespenst 
der drohenden Pleite Stimmung zu ma¬ 
chen. Viele Menschen sahen deshalb in 
einer großen Koalition eine Alternati¬ 
ve. Insofern hat die Koalition leider 
noch wenig Gegenwind. Die Sparmaß¬ 
nahmen werden als Einschnitte greif¬ 
barer und spürbarer werden. Gegen 
einzelne Sparmaßnahmen im kommu¬ 
nalen Bereich gibt es bereits Protest 
und Widerstand. 

Entscheidend wird sein, wie sich die 
Gewerkschaften verhalten, die sich im 
Öffentlichen Dienst mit massiven Ar¬ 
beitsplatzverlusten auseinanderzuset¬ 
zen haben. 

Derzeit bevorzugt die CDU-SPD-Ko- 
alition die Taktik, die Gewerkschaften 
in ihr Sparkonzept einzubinden. Zu 
diesem Zweck lädt die Ministerpräsi¬ 
dentin (noch) zu Kaffee und Kuchen 
ein. Bisher ist wenig über die Inhalte 
in die Öffentlichkeit gebracht worden. 
Warum? Soll etwa der Öffentlichkeit 
verborgen bleiben, wie hier massiver 
Druck ausgeübt wird? Kramp-Karren- 
bauer sorgt für die Kaffeekränzchen- 
Atmosphäre. Ihr Vize Maas soll den 
Spar-Knüppel schwingen. Diese Po¬ 
litik von CDU und SPD wird die Le¬ 
bensbedingungen im Saarland weiter 
verschlechtern. 

Die Gewerkschaften haben eine Ent¬ 
scheidung zu treffen: Entweder lassen 
sie sich in dieses Sparkonzept einbin¬ 
den und managen den massiven Stel¬ 
lenabbau im öffentlichen Dienst mit al¬ 
len negativen Folgen mit, oder sie ent¬ 
wickeln eigene gegen das Kaputtsparen 
gerichtete Alternativen und machen 
dafür mit ihrer gewerkschaftlichen 
Kraft spürbaren Druck, 
ver.di, GEW und GdP fordern, dass 
die große Koalition Initiativen und 
Maßnahmen für die Einnahmeseite 



entwickelt und verweisen auf die im 
Grundgesetz verankerte Vermögens¬ 
steuer und das Recht auf gleichartige 
Lebensverhältnisse in allen Bundeslän¬ 
dern. Das ist ein guter Ansatz. 
Wirksam wäre jetzt, wenn eigene ge¬ 
werkschaftliche Alternativen zu die¬ 
sem Haushalt auf den Tisch gelegt 
würden und worüber eine breite Dis¬ 
kussion entwickelt wird. Der DGB im 
Saarland steht hier in der Verantwor¬ 
tung. 

Nur wer in diesen Auseinandersetzun¬ 
gen die Fahne für eine fortschrittliche 
Landespolitik, für einen radikalen Po¬ 
litikwechsel hochhält, wird verhindern 
können, unter die Räder dieser Ka¬ 
puttsparpolitik zu kommen. Wer das 
Saarland wirklich entschulden will, 


muss mit einer grundlegend anderen 
Gesellschaftspolitik ran. Wer den Rei¬ 
chen nichts nimmt, kann den Armen 
nichts geben und dieses Bundesland 
nicht vor der Pleite retten. 

★ 

Wir Kommunisten waren Anfang Ok¬ 
tober zum Auftakt der Haushaltsbera¬ 
tungen mit unseren Plakaten „ Stoppt 
die Kaputtsparer - Entschuldung 
jetzt - die Reichen müssen zahlen“ 
vor den Landtag gezogen und haben 
gegen die Fortsetzung der alten Poli¬ 
tik im neuen Gewand protestiert. Ich 
bin sicher, dass in den nächsten Jah¬ 
ren nicht nur der Landtag die Adresse 
wachsender Proteste vieler Betroffener 
sein wird. 

Artur Moses 


Antifaschistinnen erfolgreich gegen Böllstein Kiel 


Am 30.8.2012 hatte sich der „Runde 
Tisch gegen Rassismus und Faschis¬ 
mus -Kiel“ mit einem Offenen Brief an 
die Stadt Kiel gewandt um ein Verbot 
der Nutzung des Nordmarksportfeldes 
durch den Kieler Straßenfußballverein 
„Böllstein Kiel“ zu erreichen. Wie be¬ 
richtet treten leitende Mitglieder die¬ 
ses Vereins aktiv mit rassistischen und 
faschistischen Äußerungen und Hand¬ 
lungen auf. 

Der „Runde Tisch gegen Rassismus 
und Faschismus - Kiel“ ist das breites¬ 
te antifaschistische Bündnis Kiels, das, 
von Gewerkschafterlnnen initiiert, seit 
2001 besteht und in dem u.a. auch Kir¬ 
chen, Sozialdemokraten, Sozialisten, 
Kommunisten, autonome Gruppen 
und weitere Personen und Gruppen 
gemeinsam aktiv werden. 

Aufgrund des Offenen Briefes und den 
damit einhergehenden Medienberich¬ 
ten, wurde zeitnah das geplante Fuß¬ 
ballturnier durch eine Kündigung des 
Nutzungsvertrages der Stadt Kiel mit 
Böllstein Kiel unterbunden. Ebenso 
wurde der Forderung nach einem Ende 
der Mitarbeit von Böllstein-Mitglie¬ 
dern in einem sozialen Spielmobilpro¬ 
jekt des Stadtteils Rechnung getragen. 
Ein Verbot der Nutzung des Sport¬ 
platzes der Max-Tau-Gesamtschule in 
Kiel-Mettenhof für Böllstein Kiel ist 
bisher nicht erfolgt. Dies wurde durch 
den Pressesprecher der Stadt gegen¬ 
über den Medien mit noch notwendi¬ 
gen Gesprächen und einer weiteren 


Prüfung des Vereins begründet. Der 
„Runde Tisch gegen Rassismus und 
Faschismus - Kiel“ fordert die Verant¬ 
wortlichen im Kieler Rathaus auf, das 
Verbot der Nutzung städtischer Anla¬ 
gen und Plätze für den Verein Böllstein 
Kiel auszusprechen und durchzusetzen. 
Vor einiger Zeit startete die LH Stadt 
Kiel die Initiative an öffentlichen Ge¬ 
bäuden Schilder mit dem Motto „Kein 
Platz für Nazis“ anzubringen. Das öf¬ 
fentliche Auftreten von faschistischen 
und rassistischen Organisationen und 
deren Mitglieder und Anhänger soll 
damit ver- bzw. behindert werden. 
Vom Bündnis wird dabei aber das Pro¬ 
blem gesehen, dass es teilweise unter 
den Bedingungen der legalen Betäti¬ 
gung dieser Parteien, Gruppen, Freien 
Kameradschaften u.ä. schwer möglich 
sein wird, diese Aufforderung der Stadt 
Kiel immer durchzusetzen. Allein z.B. 
die Tatsache, dass ein Vertreter der fa¬ 
schistischen NPD in das Rathaus der 
Stadt Kiel gewählt wurde, weist auf den 
Widerspruch des Schildes am Rathaus 
und das Wirken des NPD-Abgeordne- 
ten im Rathaus hin. 

Wo es allerdings möglich ist, dem Inhalt 
der städtischen Initiative „Kein Platz 
für Nazis“ gerecht zu werden, sollte 
dies nach Auffassung des „Runden Ti¬ 
sches“ konsequent erfolgen. 
Pressemitteilung, 

Bettina Jürgensen, Sprecherin 
Runder Tisch gegen Rassismus und Fa¬ 
schismus-Kiel 
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Ford schließt 
das Werk in Genk 

PTB fordert Werksübernahme 

Am 24. Oktober schlug die Nachricht 
ein: Das Ford-Werk in Genk schließt 
seine Tore. 4 300 direkt betroffene und 
6 000 abhängige Stellen fallen weg. Die 
Kommune Genk befindet sich im bel¬ 
gischen Limburg, im Zentrum einer 
durch Schließung der Kohlebergwerke 
vor etwa 20 Jahren verödeten Region. 
Anfang 2010 verkündet Opel die Ein¬ 
stellung der Produktion in seinem 
Werk Antwerpen, was die Streichung 
von 2 600 Arbeitsplätzen nach sich 
zieht. Vor vier Monaten wurden dann 
die Schließung des Werks von Aulnay 
(Frankreich) durch PSA (Peugeot-Cit- 
roen) und der Abbau von 8 000 Stellen 
angekündigt. Überall bezieht man sich 
auf die Lage der europäischen Auto¬ 
mobilindustrie. Zu viele Werke, zu we¬ 
nig Nachfrage und große Verluste. 

Die Partei der Arbeit Belgiens fragt: 
„Warum müssen die Beschäftigten für 
diese Überkapazitäten zahlen? Sie sind 
für diese Krise nicht verantwortlich. Sie 
sind nicht verantwortlich für die Anar¬ 
chie der kapitalistischen Produktion, 
die auf dem Streben nach Profit für we¬ 
nige basiert, statt auf der Befriedigung 
der Bedürfnisse der Menschen“. 

Für den Vorsitzenden des PTB-Bezirks 
Limburg, Stany Nimmegeers, ist die Si¬ 
tuation klar: „Seit Jahren bringen die 
Beschäftigten Opfer aller Art, um, wie 
es heißt, die Zukunft des Werks zu si¬ 
chern. Beim Tarifvertrag von 2010 ha¬ 
ben sie sogar 12 Prozent Lohnverlust 
hingenommen. Seit 50 Jahren stellen 
die Beschäftigten von Genk hochwer¬ 
tige Autos her und bescheren den Ak¬ 
tionären riesige Profite. 2011 hat Ford 
weltweit einen Rekordgewinn von 
8 Mrd. Euro eingefahren. Genauso wie 
PSA und Opel, will Ford die Lasten der 
Krise auf seine Beschäftigten ab wäl¬ 
zen. Folge: eine noch mehr verringer¬ 
te Kaufkraft, also noch weniger Kon¬ 
sum, dadurch längerfristig noch mehr 
Überkapazitäten. Die Überproduktion 
ist kein Naturgesetz, sie ist Folge einer 
verheerenden Wirtschaftspolitik.“ 
Nimmegeers erinnert daran, dass das 
Opel-Werk in Antwerpen verkauft 
wurde und die Geschäftsleitung sich 
weigerte, eine Wiederaufnahme der 
Produktion zu ermöglichen. „Im Lau¬ 
fe von 50 Jahren hat Ford so viele Sub¬ 
ventionen erhalten, die vom belgischen 
Steuerzahler finanziert wurden, und so 
viele Gewinne mit dem Schweiß der 
Limburger Arbeiter gemacht, dass 
dieses Werk tatsächlich den arbeiten¬ 
den Menschen gehört. Die öffentliche 
Hand muss das Werk übernehmen.“ 
Die PTB hat gerade in Genk ihre Po¬ 
sition gestärkt, indem sie 8,6 Prozent 
der Stimmen und drei Stadtratsitze bei 
der Kommunalwahl erreichte. Mit all 
ihrer Kraft wird sie die Aktionen der 
Gewerkschaften bei Ford Genk unter¬ 
stützen, angefangen mit einem 24-Stun- 
den-Streik im letzten Ford-Werk in 
Limburg, das noch läuft. 

Julia Monossowa 

Chile: KP legte stark zu 

Bei den Kommunalwahlen am vergan¬ 
genen Sonntag hat die KP Chiles nach 
ersten Zählungen über hundert Man¬ 
date gewonnen, gegenüber 40 bei den 
letzten Wahlen. In fünf Orten wurden 
Mitglieder der KP Chiles Bürgermeis¬ 
ter. Erstmals in der Nachdiktaturzeit 
gibt es kommunistische Abgeordnete 
in allen Regionen des Landes. 

Da die Wahlpflicht aufgehoben war, 
sank die Wahlbeteiligung stark; nur 
noch 40 Prozent beteiligten sich. Be¬ 
troffen war davon in erster Linie die re¬ 
gierende Rechte, die nur noch 37 Pro¬ 
zent der Bürgermeister und 33 Prozent 
der Ratsmandate stellt. 

Wahlen in der Ukraine 

Bei den Wahlen in der Ukraine erzielte 
die Partei der Regionen von Präsident 
Janukowitsch mit 34 Prozent ein ähn¬ 
lich gutes Ergebnis wie vor fünf Jah¬ 
ren. Julia Timoschenkos Vaterlandspar¬ 
tei musste massive Verluste hinnehmen 
und landete bei 23 Prozent. Die Partei 
des Boxweltmeisters Witali Klitschko 
kam auf gut 13 Prozent. Die KP erziel¬ 
te 14,5 Prozent und wird vermutlich mit 
der Partei der Regionen koalieren. 


E rstmalig in der Geschichte der spa¬ 
nischen Demokratie riefen die El¬ 
ternvereinigungen zum Bildungs¬ 
streik auf. Ein dreitägiger Streik vom 
16. bis 18. Oktober, der nach Angaben 
der Schüler- und Studentengewerk¬ 
schaft 90 Prozent, nach Angaben des 
Bildungsministeriums kaum 23 Pro¬ 
zent Beteiligung aufwies. Der Bund der 
Schülereltern Vereinigungen (CE APA) 
beziffert die Zahl derjenigen, die im 
ganzen Land, in bis zu 70 Städten, de¬ 
monstriert haben, auf insgesamt 1 Mil¬ 
lion. Es kam auch zu nächtlichen Be¬ 
setzungen von Schulen und Universi¬ 
täten durch Schüler, Studenten, Eltern, 
Lehrer und Professoren. In Valencia 
blockierten die Demons¬ 
tranten Zubringerstraßen 
und Bahngleise. Häufig or¬ 
ganisierten die Eltern die 
Kinderbetreuung auf den 
Schulhöfen um sich an 
den Protesten beteiligen 
oder zur Arbeit gehen zu 
können. 

Die Kürzungen im Bil¬ 
dungsbereich um etwa 
4 Milliarden sind über¬ 
all spürbar, von der Vor¬ 
schulerziehung bis hin zur 
universitären Bildung. Je¬ 
der vierte Spanier - über 
12 Millionen Menschen - lebt in re¬ 
lativer bis extremer Armut und die 
Kürzungen treffen die einkommens¬ 
schwächsten B e völkerungsschichten. 
Beispiel: der Anstieg der Kindergarten¬ 
gebühren auf jetzt 200 bis 400 Euro im 
Monat. Früher waren die bedürftigsten 
Familien von diesen Gebühren befreit. 
Angesichts des Wegbleibens vieler Kin¬ 
der zwischen 0 und 6 Jahren waren hun¬ 
derte öffentlicher Bildungseinrichtun¬ 
gen zu schließen gezwungen. 

Ein weiterer Einschnitt war die Kür¬ 
zung der Zuschüsse für Schulessen und 
-bücher; Zuschüsse, die ausschließlich 
an Familien mit niedrigsten Einkom¬ 
men geleistet wurden. Die Zuschüsse 
für den Schulbuchkauf wurden, je nach 
Region um 30 bis 50 Prozent gekürzt. 
Viele Familien, vor allem die, in denen 
alle arbeitslos sind, wissen nicht, wie 
sie die Schulbücher für das neue Un¬ 
terrichtsjahr bezahlen sollen. Zudem 
wurde im Rahmen der letzten Steu¬ 
ererhöhung die Mehrwertsteuer für 
Schulmaterial um 4 auf jetzt 21 Prozent 
erhöht - trotz der von den Elternver¬ 
bänden an Rajoy gerichteten Bitte, ei¬ 
nen Sonder-Notfallfonds für den Schul- 


Der mehrmalige italienische Minis¬ 
terpräsident Silvio Berlusconi ist 
am Freitag vergangener Woche we¬ 
gen Steuerbetrugs in Verbindung mit 
Preismanipulierungen, der Führung 
von Schwarzgeldkonten und Tarnfir¬ 
men von einem Mailänder Gericht in 
erster Instanz zu einer Gefängnisstrafe 
von vier Jahren und zur Zahlung von 
zehn Millionen Euro Schadenersatz an 
den Staat verurteilt worden. Außerdem 
wird ihm die Ausübung öffentlicher 
Ämter für fünf Jahre untersagt. Berlus¬ 
coni war angeklagt, 2002 und 2003 (in 
diesen Jahren war er das zweite Mal Re¬ 
gierungschef) mit Mitarbeitern seines 
Medienkonzerns Mediaset, zu dem sei¬ 
ne drei privaten Fernsehsender, Kino¬ 
ketten und Video-Produktionsgesell¬ 
schaften gehören, eine „Befehlskette 
gebildet zu haben“, über die beim Ver¬ 
kauf von Fernsehrechten die Kosten 
um Hunderte Millionen Dollar aufge¬ 
bläht worden seien. Über Scheinfirmen 
wurden die Rechte an Filmen erwor¬ 
ben und an Mediaset zurückverkauft, 
wodurch das Unternehmen niedrigere 
Gewinne angab und weniger Steuern 
zahlen musste. Die Ermittlungen zum 
jetzigen Verfahren waren vor zehn Jah¬ 
ren eingeleitet und vor sechs Jahren 
der Prozess eröffnet worden. In seiner 
Regierungszeit 2001 bis 2006 und er¬ 
neut ab 2008 bis zu seinem Rücktritt 
im November 2011 hat der Angeklagte 
durch die sogenannte Lex Berlusconi 


buchkauf einzurichten. Im September 
hat die Bürgerinitiative „15. Mai“ in 
Madrid gebrauchte Schulbücher ge¬ 
sammelt, um sie an die Familien mit 
den größten Problemen zu verteilen. 
Ihre Straßenstände wurde von einer 
rechtsextremen Gruppe angegriffen. 
Zwischen den einzelnen Autonomen 
Gebieten gibt es merkliche Unterschie¬ 
de. In Andalusien zum Beispiel sind die 
Schulbücher kostenlos und bleiben es 
während der gesamten Ausbildung im 
Rahmen der Schulpflicht. Maria Na- 
varro, Lehrerin an einer Mittelschule 
in Sevilla, glaubt, dies sei darauf zu¬ 
rückzuführen, dass eine Koalition aus 
Sozialisten und Vereinte Linke die Re¬ 


gierung Andalusiens stellt und dass die 
„Volkspartei“, wenn sie an der Macht 
wäre, dieses Bürgerrecht sicher schon 
abgeschafft hätte. 

Der Wegfall der Zuschüsse für das 
Schulessen ist das zweite große Drama 
zum Schuljahresbeginn. Bisher erhiel¬ 
ten die ärmsten Familien kostenfreie 
Marken für das Schulessen ihrer Kin¬ 
der. Mit der Streichung der Zuschüs¬ 
se entschlossen sich viele Eltern, ihren 
Kindern die Mittagsmahlzeit von zu 
Hause mitzugeben. Aber die Bildungs¬ 
einrichtungen haben darauf verwiesen, 
dass sie hierauf nicht eingestellt sind, 
denn sie verfügen weder über Kühl¬ 
schränke und Mikrowellengeräte noch 
über das Personal, um die Kleinen wäh¬ 
rend des Mittagessens zu beaufsichti¬ 
gen. Das hat zu grotesken Situationen 
geführt. So der Fall in der Comunidad 
Madrid, wo die Familien zwei Optionen 
haben: Entweder sie zahlen das Schu¬ 
lessen oder das Mittagessen wird mit¬ 
gebracht. Dafür werden dann nicht nur 
3,50 Euro Gebühr für die Nutzung der 
Schulmensa fällig, sondern zudem muss 
das mitgebrachte Menü das gleiche sein 
wie das in der Mensa angebotene. Tat- 


(Strafverhinderungsdekrete) das Vor¬ 
gehen der Justiz gegen sich immer wie¬ 
der verhindert und damit für mehrere 
anstehende strafrechtliche Delikte Ver¬ 
jährung erreicht. 

Von den vier verhängten Haftjahren 
würden drei unter einen 2006 wegen 
Überfüllung der Gefängnisse erlasse¬ 
nen Straferlass fallen. Ob es zum Voll¬ 
zug kommt, ist fraglich, da Urteile in 
der ersten Instanz nicht rechtskräftig 
sind und die Anwälte des Mediendikta¬ 
tors bereits Berufung eingelegt haben. 
2014 würde bereits die Verjährung ein- 
setzen, und ob der Prozess bis dahin die 
fälligen zwei weiteren Instanzen errei¬ 
chen wird, ist fraglich. 

Beobachter in Rom meinen, dass das 
jetzige Urteil nur die Spitze eines kri¬ 
minellen Eisberges bloßlege. Die lan¬ 
ge Liste der Delikte belegt das augen¬ 
scheinlich. Als 1992/93 das alte Partei¬ 
ensystem im Korruptionssumpf (das 
Turiner Einaudi-Institut errechnete 
damals, dass jährlich zehn Mrd. Dollar 
Schmiergelder gezahlt wurden) zusam¬ 
menbrach, war Berlusconi schon Ob¬ 
jekt staatsanwaltlicher Ermittlungen. 
Auch hatte er sich bereits eine Verur¬ 
teilung wegen falscher Zeugenaussage 
eingehandelt (er hatte seine Mitglied¬ 
schaft in der faschistischen Putschloge 
P2 geleugnet). Als Berlusconi im April 
1994 erstmals Regierungschef wurde, 
konnte er die Korruptionsermittlungen 
der Mailänder Untersuchungsrichter 


sächlich bleibt den armen Familien 
nur die Möglichkeit, dass jemand den 
Minderjährigen mittags an der Schule 
abholt und in der Nähe mit Essen ver¬ 
sorgt, um ihn dann wieder in die Schule 
zurückzubringen. 

Viele Klassen zählen bis zu 35 Schü¬ 
ler. An den Privatschulen, die in Spa¬ 
nien öffentliche Mittel erhalten, sind 
es höchstens 20 Kinder pro Klasse. Der 
neue Etat schreibt fest, Lehrerausfall 
nicht vor dem 10. Tag zu ersetzen. Erst 
dann kann die Schule bei der Schul¬ 
verwaltung einen Vertretungslehrer 
beantragen. Die Kommunalvertretun¬ 
gen brauchen drei oder vier Wochen 
zur Antragsbearbeitung. Und so haben 
viele Schüler, obwohl das 
Unterrichtsjahr im Sep¬ 
tember begonnen hat, 
noch immer keinen Leh¬ 
rer und die anderen sehen 
sich häufig gezwungen, 
zwei Klassen gleichzeitig 
zu betreuen, was heißt, 
dass sie dann für um die 
70 Schüler verantwortlich 
sind. Nach Angaben der 
Gewerkschaft UGT hat¬ 
ten bis zu 50 000 Schüler 
jetzt, fast zwei Monate 
nach Schuljahresbeginn, 
immer noch keinen Leh¬ 
rer. Dazu kommt, dass den Lehrern die 
Gehälter und die Zahl der freien Tage 
gekürzt und ihre Arbeitszeiten verlän¬ 
gert wurden. 

Für die Bezahlung der Lehrkräfte und 
auch der Lieferanten ist bei vielen Uni¬ 
versitäten kein Geld. An der Madrider 
Universidad Complutense zum Bei¬ 
spiel werden die Reinigungskräfte seit 
Monaten nicht bezahlt - sie drohen mit 
Streik. Auf der anderen Seite legt das 
Rektorat Pläne zur Privatisierung der 
rentabelsten Fakultäten, wie der medi¬ 
zinischen, vor. Allein in Madrid gibt es 
in diesem Studienjahr an den Universi¬ 
täten 1 000 Lehrkräfte weniger. 
Obwohl die Einschreibegebühren für 
die Universitäten in vielen Fällen auf 
bis zu 1 000 Euro angehoben wurden, 
sehen sich die Studierenden mit einem 
Start ohne Lehrkräfte konfrontiert. 
Zum Beispiel haben die Soziologiestu¬ 
denten seit dem 2. Oktober, dem Se¬ 
mesterbeginn, in zwei Studienfächern 
keinen Dozenten. Und dies, obwohl die 
Kursgebühr für jedes der beiden Fä¬ 
cher 128 Euro beträgt. Der Fonds für 
Stipendien im Rahmen des europäi¬ 
schen ERASMUS-Austauschs wurde 


unter Leitung des Staatsanwalts Anto¬ 
nio di Pietro Mani pulite (saubere Hän¬ 
de) noch stoppen. 

Nach seinem erzwungenen Rücktritt 
im November 1994 wurden gegen ihn 
dann insgesamt über 30 Strafverfah¬ 
ren wegen Steuerhinterziehung, Be¬ 
stechung und zahlreicher weiterer De¬ 
likte eröffnet oder Ermittlungen dazu 
geführt. 1997 wurde er wegen Bilanzfäl¬ 
schungen in erster Instanz zu 16 Mona¬ 
ten Gefängnis verurteilt, ein Jahr später 
erhielt er 18 Monate. Insgesamt wur¬ 
den in mehreren Prozessen gegen ihn 
Urteile über zehn Jahre Freiheitsstrafe 
und umgerechnet zehn Millionen DM 
Geldstrafe verhängt, deren Aufhebung 
seine Anwälte bereits vor seiner erneu¬ 
ten Berufung ins Amt des Premiers 
2001 teilweise durchgesetzt hatten. Als 
Berlusconi 2001 zur Wahl kandidierte, 
warteten damals noch fünf Prozesse auf 
ihn, die er dann als Regierungschef mit 
den erwähnten Strafverhinderungsde- 
kreten zu Fall brachte. Jetzt steht als 
nächstes der sogenannte Ruby-Prozess 
wegen Sex mit einer minderjährigen 
Prostituierten im Zusammenhang mit 
Amtsanmaßung an. Als die Marokka¬ 
nerin Rubacuori (Herzensdiebin) spä¬ 
ter in polizeilichen Gewahrsam genom¬ 
men wurde, ordnete Berlusconi an, sie 
freizulassen, da sie eine Nichte des (da¬ 
maligen) ägyptischen Präsidenten Mu¬ 
barak sei. Hier könnte das Urteil noch 
vor Jahresende fallen. 


von 62 Millionen Euro auf 15 Millio¬ 
nen Euro im kommenden Jahr zurück¬ 
gefahren. Das Budget zur Finanzierung 
von Auslandssprachkursen für Studie¬ 
rende mit niedrigen Einkünften wurde 
um die Hälfte gekürzt. Carlos Fernän- 
dez Liria, Philosophieprofessor an der 
Universidad Complutense, versichert, 
dass „man dabei ist, eine der größten 
Errungenschaften des 20. Jahrhunderts 
zu zerstören: das öffentliche Bildungs¬ 
wesen. Es ist ein elitäres System: Der 
Staat finanziert zunehmend die Priva¬ 
ten und bewirkt so die Vergrößerung 
der Spanne zwischen Reichen und Ar¬ 
men.“ 

Als ob diese Schwierigkeiten für die 
Familien nicht schon erniedrigend ge¬ 
nug wären, hat nun die Regierung ei¬ 
nen ideologisch geprägten Entwurf zur 
Reformierung des Bildungswesens vor¬ 
gelegt. Dieser sieht die Streichung des 
Fachs „Staatsbürgerkunde“ aus dem 
Lehrplan vor, in dem mit der Demokra¬ 
tie verbundene politische Begrifflich- 
keiten und Wissen vermittelt werden; 
dort erfolgt eine kritische Betrachtung 
der Zeit der Diktatur in Spanien. Auch 
das Fach „Darstellende Kunst, Musik, 
Tanz“ soll so aus dem Lehrplan der öf¬ 
fentlichen Schulen verschwinden. 

Und weiter, die spanischen Schüler 
wurden bisher immer gemeinsam in 
derselben Schulklasse unterrichtet, bis 
zum Alter von 16 Jahren, einem Alter, 
in dem sie dann entscheiden, entwe¬ 
der mit dem Abitur fortzusetzen, eine 
Berufsausbildung aufzunehmen oder 
sich in das Arbeitsleben zu integrie¬ 
ren. Laut Gesetzentwurf soll diese Al¬ 
tersgrenze herabgesetzt und somit die 
Entscheidung für eine Abitur- oder Be¬ 
rufsschullaufbahn viel früher getroffen 
werden - ein Modell, das an das deut¬ 
sche erinnert. 

Einer der umstrittensten Aspekte die¬ 
ser „Reform2 ist die Verminderung des 
Anteils der Lehrinhalte, die jede Auto¬ 
nome Region selbst bestimmen kann, 
von 45 auf 10 Prozent. Das verstehen 
Katalonien, das Baskenland und Gali¬ 
zien als direkten Angriff auf ihre Sou¬ 
veränität. Auch sollen die Schulleiter 
zukünftig durch die Verwaltung bestellt 
werden - im bisherigen System hatten 
in dem Verfahren Lehrer, Eltern und 
Schüler die Stimmenmehrheit. All das 
rundet ab, was auf dem Tisch liegt - ein 
zentralistisches, autoritäres, auf Aus¬ 
sonderung gerichtetes System. 

Carmela Negrete (Übers: P.W.) 


Di Pietro, heute Vorsitzender der zu 
Mitte-Links gehörenden Partei der 
Werte Italiens, sieht wohl richtig, dass 
mit dem Urteil vor allem in der mo¬ 
ralischen Wirkung „die Wahrheit ans 
Licht gekommen“ sei. Womit den 
Ambitionen des Mediendiktators, der 
2013 Staatspräsident werden wollte, ein 
Ende bereitet wurde. 

Auf das Urteil reagierte Berlusconi mit 
einem wütenden Rundumschlag. Die 
Richter bezichtigte er der „Barbarei“, 
seine Parteifreunde nannten es „einen 
politisch motivierten Mordversuch“, 
Bundeskanzlerin Merkel und den 
französischen Ex-Präsidenten Sarkozy 
warf Berlusconi einen Anschlag auf sei¬ 
ne „internationale Glaubwürdigkeit“ 
vor, seinem Nachfolger im Amt Mario 
Monti drohte er die Aufkündigung der 
Unterstützung seiner Partei im Parla¬ 
ment an. Schon vor Prozessende hat¬ 
te Berlusconi unter dem Druck auch 
aus seiner eigenen Volksfreiheitspar¬ 
tei (PdL) erklärt, zu den Parlaments¬ 
wahlen 2013 nicht wieder für das Amt 
des Premiers zu kandidieren, sagte aber 
nun, weiter in der Politik „mitmischen 
zu wollen“ und deutete an, vor allem in 
seiner Partei die Fäden im Hintergrund 
zu ziehen. In Kreisen seiner Partei wur¬ 
den Berlusconis Äußerungen als ein 
Schaden für den Wahlkampf der PdL 
gesehen, die in Umfragen noch kaum 
zehn Prozent erreicht. 

Gerhard Feldbauer 



Spitze eines kriminellen Eisbergs 

Berlusconi zu vier Jahren Haft verurteilt 
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Kubas Reisegesetz ist eine souveräne Entscheidung 

Auch die Einreise von Emigrierten wird vereinfacht 


I n einer Fernsehdebatte ist auf Kuba 
der Sekretär des Staatsrates, Homero 
Acosta, mit weiteren Informationen 
über die am 16. Oktober bekannt ge¬ 
gebenen Änderungen bei den Ausrei¬ 
seformalitäten für kubanische Staats¬ 
bürger/innen an die Öffentlichkeit ge¬ 
gangen. 

Demnach werden ab dem 14. Januar 
2013 nicht nur die Möglichkeiten einer 
Ausreise von elf auf vierundzwanzig 
Monate erweitert ohne dass die Rei¬ 
se als Emigration gewertet wird, und 
es entfällt nicht nur die dafür bisher 
notwendige Erlaubnis, sondern es gibt 
auch Veränderungen bei den Einreisen 
nach Kuba. 

Zum genannten Zeitpunkt können 
auch Menschen, die nach den 1994er 
Regelungen mit den USA illegal aus¬ 
gereist waren, wieder nach Kuba kom¬ 
men, wenn seitdem wenigstens acht 
Jahre vergangen sind. Auch Hochleis¬ 
tungssportler/innen und Beschäftigte 
des Gesundheitswesens können ohne 
Probleme nach Kuba einreisen, wenn 
sie nach 1990 das Land illegal verlassen 
hatten und seitdem ebenfalls acht Jahre 
vorüber sind. Besuchsreisen nach Kuba 
können junge Menschen auch ohne 
achtjährige Wartezeit machen, wenn 
sie zum Zeitpunkt ihrer ungesetzlichen 
Ausreise noch nicht sechzehn Jahre alt 
waren. 


Ausnahmen davon gelten für illegal 
Ausgereiste, die Kuba über die US-Ba- 
sis in Guantänamo verlassen haben, für 
militärdienstpflichtige junge Männer 
sowie für beruflich besonders Qualifi¬ 
zierte, die „vitale Aktivitäten“ ausüben. 
Die Justizministerin Maria Esther Reus 
erklärte in der Sendung, dass normale 
Reisen mit spezifischem Grund erlaubt 
seien, jedoch würde bei einem dauer¬ 
haften Ausreisewunsch eine Frist zur 
Einarbeitung einer anderen Person ge¬ 
setzt, was bei technischen Berufen drei, 
bei akademischen Berufen bis zu fünf 
Jahre sein können. Darüber würden die 
Arbeitsdirektor/inn/en entscheiden. 
Eine genaue Regelung wird derzeit 
vom Arbeits- und Sozialministerium 
ausgearbeitet. 

Homero Acosta erklärte, dass Kuba 
mit den Änderungen der Bestimmun¬ 
gen auf die wirtschaftlichen und ge¬ 
sellschaftlichen Neuordnungen reagie¬ 
re: „Heute ändern wir die Regelungen, 
die zu einem bestimmten Moment der 
Revolution zu ihrer legitimen Verteidi¬ 
gung aufgestellt wurden, weil das Va¬ 
terland sich auch ändert.“ 

Die Justizministerin führte auch aus, 
dass mit dem Dekret zu den neuen Re¬ 
gelungen das Gesetz 989 über die Na¬ 
tionalisierung durch Konfiszierung bei 
definitiv ausgereisten Personen entfal¬ 
len wird. Emigrierende können vorab 


festlegen, was mit ihrem Besitz gesche¬ 
hen soll. 

Kuba hat als Konsequenz der Maß¬ 
nahmen, deren freiwilliger und ohne 
äußeren Druck zustande gekommener 
Charakter von Homero Acosta her¬ 
vorgehoben wurde, den USA die Er¬ 
weiterung ihres in der Interessenver¬ 
tretung in Havanna mit Migrationsan¬ 
gelegenheiten betrauten Personals auf 
zwanzig Personen erlaubt. Umgekehrt 
sind die USA dazu derzeit nicht bereit, 
obwohl die Einreiseerleichterungen 
zu größerem Andrang führen dürften. 
Der Außenministeriumssprecher der 
USA für die westliche Hemisphäre, 
Ostick, erklärte am Tag der Bekannt¬ 
gabe des Dekrets, Kubaner würden 
weiterhin Visa für die USA brauchen; 
und die Sprecherin des US-Außenmi¬ 
nisteriums, Victoria Nuland, sagte, an 
dem bestehenden Gesetz, das Kubaner/ 
innen, die über das Meer in die USA 
kommen, gegenüber allen Immigrant/ 
inn/en aus der ganzen Welt bevorzugt, 
würde nichts geändert. Homero Acosta 
erinnerte in seinem TV-Beitrag daran, 
dass die USA außerdem ein Programm 
zur Ab Werbung von im Ausland tätigen 
Medizinern aufrechterhielten. 
Interessante Zahlen Homero Acos- 
tas zu den tatsächlich getätigten Aus¬ 
landsreisen strafen die europäische 
Presse wieder einmal Lügen, die sich 


vor zwei Wochen in ihrer selbst zu¬ 
sammengezimmerten „Ausreisende 
Kubaner sind Flüchtlinge“-Ideologie 
verschanzt hatte ohne zu erklären wo¬ 
vor denn eigentlich geflohen würde. 
Demnach sind seit dem Jahr 2000 bis 
Ende August 2012 nur 0,6 Prozent der 
Ausreiseanträge nicht erteilt worden. 
Bei den 99,4 Prozent handelte es sich 
um 941 953 Ausreisen. Davon kamen 

12.8 Prozent nicht wieder nach Kuba 
zurück. Bei Menschen mit universitä¬ 
ren Abschlüssen waren es 156 068 Aus¬ 
reisen, was nur knapp über dem kuba¬ 
nischen Akademikerdurchschnitt liegt. 

10.9 Prozent kehrten nicht nach Kuba 
zurück. Vergleichszahlen zu Auswan¬ 
derungen aus anderen lateinamerika¬ 
nischen Ländern ergeben deutlich hö¬ 
here Ziffern bei nicht vorher angekün¬ 
digter dauerhafter Emigration - schon 
weil Lateinamerikaner/innen keine le¬ 
gale Chance haben z.B. in die EU zu 
kommen, es sei denn aus Gründen der 
Familienzus ammenführung. 

Der kubanischen Regierung geht es 
seit Jahren um ein allgemein besse¬ 
res Verhältnis zur Emigration, heute 
„eine wirtschaftliche, früher eine poli¬ 
tische“, so Homero Acosta. 2011 waren 
mehr als 400 000 Emigrierte für Besu¬ 
che nach Kuba gereist, davon um die 
300 000, die in den USA leben. 

Günter Pohl 


Einsätze mit „afrikanischem Gesicht“ 

Der Aufbau des Militärs der Afrikanischen Union 



Im Schatten der großen Kriege im Irak, 
in Jugoslawien und in Afghanistan wur¬ 
de mit Hilfe der EU die „Afrikanische 
Friedens- und Sicherheitsarchitektur“ 
(APSA) aufgebaut, deren Soldaten zu¬ 
künftig in sogenannten Krisengebieten 
zum Einsatz kommen sollen. Vermut¬ 
lich schon bald in Mali. 

Begonnen hat es mit der Westafri¬ 
kanischen Wirtschaftsgemeinschaft 
ECOWAS. Bereits in den 1990er Jah¬ 
ren führte die ECOWAS Monitoring 
Group (ECOMOG) die ersten afrika¬ 
nischen Militäreinsätze in Liberia 1990 
und 1997/98 in Sierra Leone aus, wo¬ 
bei die Westafrikanische Wirtschafts¬ 
gemeinschaft als Wirtschaftsbündnis 
keinerlei sicherheitspolitisches Mandat 
hatte und nicht als Regionalorganisa¬ 
tion im Sinne der UN-Charta gelten 
konnte. Die Einbindung der Militär¬ 
strukturen in das internationale Völ¬ 
kerrecht erfolgte später. 

Die Einsätze der ECOWAS, die inzwi¬ 
schen über eine eigene Truppe - die 
ECOWAS Standby Force ECOBRIG - 
verfügt und auch Erfahrungen in UN- 
Missionen gesammelt hat, dienten als 
Vorbild für den Aufbau der Afrikani¬ 
schen Friedens- und Sicherheitsarchi¬ 
tektur. 

Mit der Gründung der Afrikanischen 
Union 2002, die aus der Organisation 
für Afrikanische Einheit (1963-2002) 
hervorging, wurden sicherheitspoli¬ 
tische Strukturen geschaffen, die ge¬ 
meinsame Einsätze auf dem afrikani¬ 
schen Kontinent ermöglichen und die 
AU als Regionalorganisation mit Auf¬ 
gaben und Befugnissen der kollektiven 
Sicherheit im völkerrechtlichen Sinn 
qualifizierten. Von Anfang an waren 
auch militärische Interventionen in ih¬ 
ren Mitgliedstaaten und entsprechende 
Militär- und Entscheidungsstrukturen 
eingeplant. 

Der Kern der Afrikanischen Sicher¬ 
heitsarchitektur ist die African Standby 
Force, ASF, der AU, eine 15 000 Mann 
umfassende Eingreiftruppe, welche 
sich aus regionalen Brigaden zusam¬ 
mensetzt. Dazu wurden Regionalorga¬ 
nisationen im Norden, im Westen, im 
Zentrum, im Osten und im Süden Af¬ 
rikas geschaffen mit der Aufgabe, Re¬ 
gionalbrigaden auszubilden, die die Af¬ 
rican Standby-Force bilden. 

Dies geschieht in erster Linie in den 
Trainingszentren der Regionalorgani¬ 
sationen, z.B. in Westafrika, am Nati¬ 
onal Defence College in Abuja in Ni¬ 
geria, am Kofi Annan International 
Peacekeeping Training Center in Accra 
in Ghana (KAIPTC) und an der Ecole 


de Maintien de la Paix Alioune Blondin 
Beye in Bamako in Mali. 

Die Finanzierung, Ausbildung und Auf¬ 
stellung der African Standby Force 
wird von europäischen Staaten über¬ 
nommen und mit der Entsendung eu¬ 
ropäischer Militärs auf entscheidende 
Posten innerhalb der Ausbildungszen¬ 
tren kontrolliert. 

2004 entschied die Europäische Uni¬ 
on, im Rahmen des Europäischen 
Entwicklungsfonds der Afrikanischen 
Union 250 Mio. Euro bis 2007 für Mi¬ 
litäreinsätze bereitzustellen. Für den 
Zeitraum 2008-2010 wurde der euro¬ 
päische Beitrag im Rahmen der Afri¬ 
can Peace Facility (APF) auf 300 Mio. 
Euro aufgestockt. Die EU leistete da¬ 
mit einen aktiven Beitrag beim Aufbau 
einer ständig einsatzbereiten afrikani¬ 
schen Eingreiftruppe, den sie de facto 
kontrolliert. „Mittels der Friedensfazi¬ 
lität für Afrika stellt die Europäische 
Union Finanzmittel bereit, um die Ka¬ 
pazität der Afrikanischen Union für 
die Durchführung von Maßnahmen zur 
Friedenssicherung und Friedenserhal¬ 
tung zu stärken“, heißt es dazu auf der 
Homepage der EU. 

Alle europäischen Staaten, die in Af¬ 
rika Kolonien hatten, leisten Militär¬ 
hilfe, die seit Ende des Kalten Krieges 
im Allgemeinen unter dem Label des 
Friedenserhalts laufen. Großbritanni¬ 
en hat vor allem mobile Trainingsteams, 
die Übungen und Kurse in Afrika or¬ 
ganisieren. Portugal und Belgien un¬ 


terhalten in erster Linie Militärschu¬ 
len und Ausbildungszentren in ihren 
ehemaligen Kolonien. Die Militärhilfe 
Frankreichs ist seit 1998 unter dem Pro¬ 
gramm RECAMP (Renforcement des 
capacites africaines au maintien de la 
paix) gebündelt. Das Ziel, so Gabriel 
de Bellescize, ehemaliger RECAMP- 
Botschafter, sei es, den Afrikanern zu 
helfen „die Architekten ihres eigenen 
Glücks zu werden“. Mittlerweise ist 
RECAMP ein europäisches Programm 
und heißt jetzt Euro RE CAMP/AM A- 
NIAFRICA. 

In Deutschland werden an der Füh¬ 
rungsakademie der Bundeswehr 
(LGAI) in Hamburg Offiziere aus af¬ 
rikanischen Staaten ausgebildet. 

Seit 2005 werden in Vicenza, Itali¬ 
en, Gendarmen für die Bereiche: Be¬ 
kämpfung der organisierten Krimina¬ 
lität, Festnahmen mit hohem Risiko, 
Gefängnissicherheit, Schutz sicher¬ 
heitsempfindlicher Einrichtungen, Si¬ 
cherung von Wahlen und prominen¬ 
ten Persönlichkeiten sowie des Grenz¬ 
schutzes ausgebildet. Seit 2005 nahmen 
die Länder Senegal, Kamerun, Marok¬ 
ko, Kenia und Nigeria an den Kursen 
teil. Die Ausbildung, obwohl vor allem 
von den USA finanziert, erfolgt in en¬ 
ger Abstimmung mit UN, EU, AU und 
ECOWAS und zielt eindeutig darauf 
ab, für künftige UN-Einsätze der Af¬ 
rikanischen Union Personal bereit zu 
stellen, das nach den Vorstellungen der 
G8 ausgebildet wurde. 


Hier werden die Führungskräfte der 
Polizeisoldaten ausgebildet. Finanziert 
von der EU, erhalten sie von franzö¬ 
sischen Soldaten im Rahmen des EU- 
RO-RECAMP ihre Ausrüstung und 
ein letztes Training, bevor sie von eu¬ 
ropäischen Mitgliedstaaten, einer 
EU-Unterstützungsmission oder der 
NATO ins Einsatzgebiet geflogen wer¬ 
den, um dort unter einem Mandat der 
UN, um welches sich die EU-Staaten 
bemühen, Konflikte zu befrieden. So 
wie es derzeit mit der Vorbereitung ei¬ 
nes Einsatzes in Mali geschieht. 

Ein Grund für den Aufbau der afri¬ 
kanischen Militäreinheiten ist es, den 
Einsätzen ein afrikanisches Gesicht zu 
geben und die europäischen Verluste 
gering zu halten. Dafür wird die polizei¬ 
liche und militärische Ausbildung afri¬ 
kanischer Soldaten finanziert. Die EU 
führt den Luftkrieg und die afrikani¬ 
schen Bodentruppen dürfen dann den 
Kopf hinhalten. Die Ausbildung und 
Ausrüstung des afrikanischen Militärs 
soll dazu dienen, die Durchsetzungsfä¬ 
higkeit der Regierungen, die häufig auf 
die Hauptstädte beschränkt ist, zumin¬ 
dest so weit ins Hinterland auszudeh¬ 
nen, dass die wirtschaftliche Ausbeu¬ 
tung etwa von Rohstoffvorkommen 
möglich ist. Denn zunehmende soziale 
Verelendung und ökologische Verhee¬ 
rungen erhöhen das Risiko beständi¬ 
ger Gewaltkonflikte um Boden, Wald, 
Pipelines und die Lagerung von Um¬ 
weltgiften. Ursula Epple 


Der Preis des 
Spektakels 

Der „Fall Armstrong“ ist nur 
ein Symptom 

Am Dienstag, dem 23. Oktober, fan¬ 
den die jahrelangen Spekulationen um 
das „USA-Wunderkind“ im Radsport, 
Lance Armstrong, ihren vorläufigen 
Höhepunkt mit der Aberkennung sei¬ 
ner sieben Tourtitel, die er zwischen 
1999 und 2005 in Serie errang. Auch 
die Preisgelder von rund drei Millio¬ 
nen Euro sollen zurückgefordert wer¬ 
den, erklärte Tour-de-France-Chef 
Prudhomme. 

Ein großer Sportartikelhersteller hat 
bereits sein Engagement gekündigt 
und Armstrong selber hat sich mitt¬ 
lerweile aus seiner eigenen Krebsstif¬ 
tung zurückgezogen, um dieser nicht 
zu schaden. 

Das jahrelang vermittelte Bild von 
Armstrong sollte kranken Menschen 
als Vorbild dienen und endete im Fias¬ 
ko. Armstrong selber scheint dies egal 
zu sein, auch, dass er jahrelang die Mil¬ 
lionen Fernsehzuschauer und Fans an 
der Strecke betrogen hat. Der Radsport 
erlebt dieser Tage seine schwärzesten 
Stunden. 

Dabei geht es nicht nur um Armstrong. 
Wenn nun Zweitplatzierte aus jenen 
Jahren nachträglich zu Toursiegern 
werden sollen, stellt sich das peinli¬ 
che Problem, wer da überhaupt noch 
in Frage kommt, weil die meisten Spit¬ 
zenplätze ebenfalls mit Doping in Ver¬ 
bindung gebracht werden. Denn Arm¬ 
strong ist nur die Spitze des Eisbergs, 
und die Glaubwürdigkeit der sportli¬ 
chen Resultate der alljährlichen Gala- 
Rundfahrt in Frankreich und anderer 
Rennen ist das Papier nicht mehr wert, 
auf dem sie stehen. Und das schon 
seit vielen Jahren. Bereits Helden wie 
Merckx fuhren unter diesem Schat¬ 
ten und von Fränk Schleck weiß man 
nicht, ob er nicht auch mit einem Bein 
im Sumpf steckt. 

Aber es ist nicht nur im Radsport so: 
Leichtathleten, ob mannsgleiche Ku¬ 
gelstoßerinnen oder kenianische Wun¬ 
derläufer, werden ebenfalls mittlerwei¬ 
le regelmäßig positiv getestet, und im 
Fußball mehren sich die Anzeichen, 
dass es hier nicht wesentlich anders 
läuft, wenn auch auf andere Weise als 
im Ausdauersport. 

So berichtet der englische Profifußbal¬ 
ler Joey Banton, englische National¬ 
spieler hätten bei der WM 1998 „Vita¬ 
minspritzen“ bekommen und hegt den 
Verdacht, dass die bemerkenswerte Fit¬ 
ness älterer italienischer Spieler eben¬ 
falls kein Zufall sein könne. 

Was aber tun? 

Durch die immer größere Show, die 
aus den Sportarten gemacht wird, um 
„Brot und Spiele“ immer fesselnder zu 
gestalten, sind immer massivere Ein¬ 
schnitte in die Gesundheit der Sport¬ 
ler nötig, die sich auf natürliche Wei¬ 
se nicht mehr bewerkstelligen lassen. 
Eine Tour de France kann man ohne 
Hilfsmittel auf diesem Niveau nicht be¬ 
wältigen. 

Doping freigeben? Dadurch würde der 
Sport sicherlich komplett bloßgestellt, 
auch wenn viele Zeitgenossen in den 
Stadien das ausblenden würden. Aber 
der Protest mehrt sich: So schlagen vie¬ 
le kritische Fangruppen, insbesondere 
die „Ultras“ vieler Klubs, mittlerweile 
zur Vereins- und Sportpolitik konträ¬ 
re Wege ein, indem sie Entkommerzi- 
alisierung, Wahrung von Tradition und 
Rückbesinnung auf soziale Verantwor¬ 
tung fordern. Dafür werden sie zuneh¬ 
mend mit medialen Hasskampagnen 
diskreditiert und mit Gewalt aus den 
Arenen verdrängt. 

Doch was wird geschehen, sollte auch 
das Massenpublikum das Interesse ver¬ 
lieren? 

Zu wichtig sind der Profit für die Ver¬ 
bandsbonzen und Unternehmer einer¬ 
seits, sowie der für die herrschende Po¬ 
litik wichtige „Brot und Spiele“-Effekt 
andererseits. 

Auch der Sport ist eben in kapitalisti¬ 
schen Gesellschaftsverhältnissen eine 
Geldmaschine und nicht für die Men¬ 
schen gemacht. 

Christoph Kühnemund 
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Gastkolumne von Uwe Koopmann 

Es war nur 

die halbe Wahrheit 


67 Jahre nach Kriegsende und mili¬ 
tärischer Überwindung des Faschis¬ 
mus vergingen, ehe jetzt in Berlin ein 
Denkmal für Hunderttausende Sinti 
und Roma eingeweiht wurde. Es er¬ 
innert, unter der Bezeichnung „Poraj- 
mos“, an ihre Verfolgung und Ermor¬ 
dung in der NS-Zeit. Das Denkmal 
ist zugleich ein Mahnmal geworden. 
Es erinnert ungewollt daran, dass fa¬ 
schistoide Denkmuster, die sich im 
Antiziganismus finden, in unserer 
Gesellschaft eine Fortsetzung haben. 
67 Jahre sind keine zufällige Zeit¬ 
spanne. Die meisten Opfer von den 
wenigen, die überlebt haben, sind in¬ 
zwischen gestorben. Mit einer Kon¬ 
frontation ist nicht mehr zu rechnen. 
Die meisten Täter von den wenigen, 
die strafrechtlich verfolgt wurden, 
hatten inzwischen einen ruhigen Le¬ 
bensabend. Sie werden nicht mehr an 
ihre Taten erinnert. 

Wie schafft es die Bundesregierung 
gleichzeitig, „alte Zeiten“ in der Ver¬ 
gangenheit zu konservieren und neu¬ 
en Antiziganismus gegenüber Sinti 
und Roma aus Serbien, aus dem Ko¬ 
sovo und anderen Teilen des zerschla¬ 
genen Jugoslawien zu fördern? 
Indem sie den Zusammenhang zwi¬ 
schen beiden Seiten verschweigt. 

Die Bundesregierung weiß sehr ge¬ 
nau, dass Sinti und Roma in der Zeit 
des Faschismus von den deutschen 
Besatzern auch aus dem Balkan de¬ 
portiert und ermordet oder als Gei¬ 
seln umgebracht wurden. Sie weiß, 
dass viele Roma Partisanen waren, 
die versuchten, ihr Land von den Na¬ 
zis zu befreien. Für einen NS-Wehr¬ 
machtssoldaten, der von Partisanen 
in Jugoslawien getötet wurde, wur¬ 
den 100 serbische Häftlinge ermor¬ 
det. Die Opfer: Kommunisten, Juden, 
Roma. 

Die Bundesregierung weiß auch, dass 
die faschistischen Verbrecher, die für 
den Völkermord verantwortlich wa¬ 
ren, von der bundesdeutschen Jus¬ 
tiz in der Regel nicht oder nur sehr 
milde bestraft wurden, danach Straf¬ 
erlass bekamen oder amnestiert 



wurden. Vielfach machten sie im 
Staatsdienst Karriere - sogar in den 
Tätigkeitsfeldern, in denen sie schon 
im Faschismus aktiv waren. Zum Bei¬ 
spiel für die „Zigeunerbekämpfung“ 
im NRW-Landeskriminalamt. 

Wer den Reden in Berlin bei der Ein¬ 
weihung des Denkmals genauer zu¬ 
hörte, der konnte zwei verschiedene 
Geschichtsdeutungen erkennen. Die 
eine um Bundeskanzlerin Angela 
Merkel (CDU) und Kulturstaatsmi¬ 
nister Bernd Neumann (CDU) be¬ 
grenzte die Verfolgung wesentlich 
auf die Zeit bis 1945. Über ihren In¬ 
nenminister Hans-Peter Friedrich 
(CSU) sagte Angela Merkel nichts. 
Der fordert aktuell, den Gleichheits¬ 
grundsatz des Grundgesetzes gegen¬ 
über Sinti und Roma aufzuheben, 
ihre grundgesetzlich geschützte Rei¬ 
sefreiheit einzuschränken und die 
Asyl-Almosen zu kürzen. 

Die andere Geschichtsbetrachtung 
bezog die Gegenwart mit ein. Der 
Vorsitzende des Zentralrates der 
Deutschen Sinti und Roma, Romani 
Rose, warnte vor dem aktuellen ge¬ 
waltbereiten Rassismus. Zoni Weisz, 
dessen Eltern und Geschwister von 
den Nazis ermordet worden waren, 
übte offen Kritik: „Nichts, fast nichts 
hat die Gesellschaft daraus gelernt, 
sonst würde man jetzt auf andere Art 
und Weise mit uns umgehen.“ 


Der Untergang 
Amerikas 


Hurrikan „Sandy“ hat in der Karibik 
schwere Schäden hinterlassen. Haiti 
und Puerto Rico streifte er nur, trotz¬ 
dem, zu schweren Schäden und To¬ 
desopfern kam es hier dennoch. Mit 
voller Wucht traf der Sturm Kuba, Ja¬ 
maika, die Bahamas und die Domini¬ 
kanische Republik. In diesem Raum 
forderte „Sandy“ 69 Menschenleben, 
11 davon, trotz des hocheffizienten 
Katastrophenschutzes und der vor¬ 
beugenden Maßnahmen, auf Kuba. 
Wer sich nur auf die herrschen¬ 
den Medien verlässt, die öffentlich- 
rechtlichen wie die privaten, wurde 
von diesen Nachrichten nicht behel¬ 
ligt. Das änderte sich, als der Sturm 
sich der Ostküste der USA näher¬ 
te. „Amerika“ in Gefahr!, und als 
die Meteorologen den Hurrikan 
schon zum posttropischen Wirbel¬ 
sturm herabgestuft hatten, da fielen 
den Kommentatoren endlich die Vo¬ 
kabeln „Katastrophe“ und „Chaos“ 
„Verhängnis“ ein. Liegt‘s daran, dass 
jetzt überwiegend weiße Menschen 
aus Metropolen und nicht die Brau¬ 
nen aus der Karibik betroffen sind? 
Zum Teil ist wohl dieser kaum noch 
gespürte Alltagsrassismus der Grund 
dafür, dass wir jetzt über jede Strom¬ 
abschaltung in New York, New Jersey, 
Maryland, Pennsylvania, West Virgi¬ 
nia und North Carolina informiert 


werden. Die beklagenswerten Toten 
werden einzeln aufgezählt, dass viele 
von ihnen noch leben könnten, wären 
Infrastruktur und Katastrophenma¬ 
nagement des reichsten Landes der 
Erde nicht in einem Zustand, für den 
das Wort „marode“ endlich einmal ei¬ 
nen Sinn bekommt, bleibt unerwähnt. 
Und es kommt noch schlimmer: 
Wenn die Keller in der Wall Street 
voll Meerwasser laufen, dann sind 
die wahren Werte des Westens in Ge¬ 
fahr. Auf 20 Milliarden Dollar wer¬ 
den die Schäden geschätzt, die der 
Sturm angerichtet hat. Aber schlim¬ 
mer, und hier setzen die Anchormen 
und -women zu wahren Schlussarien 
von Schicksalsopern an: Die Schlie¬ 
ßung der New Yorker Börse verur¬ 
sacht angeblich Verluste von 60 Mil¬ 
liarden Dollar - pro Tag. 

Es müssen sehr schlichte Hirne sein, 
in denen der Gedanke Raum findet, 
die Schließung einer Institution, in 
der täglich reale Werte, Existenzen 
und Menschenleben per Zuruf ver¬ 
nichtet werden, sei die eigentliche 
Katastrophe. Die Börse und diese 
Schlichtdenker, die das Monopol auf 
Information und Meinungsbildung 
verwalten, sie richten auf längere 
Sicht weit größere Schäden an als 
ein Hurrikan. 

Bernd Redlich 


Die Diskriminierung wird auch hier 
wieder spürbarer 

Die UZ sprach mit Joachim Brenner, Geschäftsleiter des Fördervereins Roma in Frankfurt am Main 


UZ: Am 24. Oktober wurde in Berlin 
endlich das Mahnmal für die ermorde¬ 
ten Sinti und Roma eingeweiht. Welche 
Bedeutung hat dieses Mahnmal für Sie? 

Joachim Brenner: Erst einmal ist das 
ein Erfolg der Arbeit des Zentral¬ 
rats, ein Erfolg dahingehend, dass das 
Mahnmal an zentralem Platz in der 
Hauptstadt für alle zugänglich steht. 
Dass das 20 Jahre gedauert hat, ist be¬ 
zeichnend. 

Das Ganze wird beeinträchtigt da¬ 
durch, dass sich die Politiker über Gra¬ 
benkämpfe über Jahrzehnte hinweg 
überhaupt nicht um die Belange der 
Betroffenen kümmerten und um die 
Verantwortung aus der Verfolgung. 
Sie kamen, fanden warme Worte und 
sorgen im selben Atemzug allerdings 
dafür, dass Roma-Flüchtlinge nicht nur 
abgeschoben, sondern auch Diskrimi¬ 
nierung und Gewalt ausgesetzt werden. 
Das hat der ganzen Veranstaltung ei¬ 
nen negativen Beigeschmack gegeben. 

UZ: Sie haben ja eben darauf verwiesen, 
dass es zwanzig Jahre vom Beschluss bis 
zum fertigen Denkmal gedauert hat. Es 
hat noch mehr Jahre gebraucht, um in 
der Bundesrepublik Deutschland die 
verfolgten und ermordeten Sinti und 
Roma als Opfer der faschistischen Ge¬ 
waltherrschaft überhaupt anzuerken¬ 
nen. Warum hat man sich hierzulande 
damit so schwer getan? 

Joachim Brenner: Weil nach wie vor 
das Vorurteil und die Missachtung 
der Sinti und Roma vorherrscht. Die 
Mehrheit der Bevölkerung, das sagen 
aktuelle Umfragen, das sagen ältere 
Umfragen, ist nach wie vor der Auffas¬ 
sung, dass sie „mit Zigeunern nichts zu 
tun haben möchte“. Das dominiert den 
Alltag. 

Negative Vorurteile sind so tief im Be¬ 
wusstsein verankert, dass das ein Sozi¬ 
alisationselement geworden ist. Davon 
hat sich die deutsche Gesellschaft nie¬ 
mals verabschiedet. Wie jeder aus der 
eigenen Erziehung, aus der Kindheit, 
weiß, sind „die Zigeuner“ angeblich 
„faul“ oder man spricht von der „tem¬ 
peramentvollen Zigeunerin“. 

Man distanziert sich nicht von diesen 
Vorurteilen, denn man braucht im¬ 
mer Sündenböcke, Negativbeispiele, 
um sich der eigenen gesellschaftlichen 
Verantwortung zu entziehen. Als klei¬ 
ne Gruppe dienen dafür die Roma und 
Sinti seit fast 600 Jahren. Diese Haltung 
hat sich soweit verselbstständigt, das 
sie selbst dort dominiert, wo es keine 
Roma und Sinti gibt. Das heißt letzt¬ 
endlich: Roma und Sinti können sein 
wie sie wollen, wie jeder Mensch auf 
dieser Welt, die Definitionsgewalt liegt 
immer bei der Mehrheit der Bevölke¬ 
rung - und die ist negativ. 

Und der besonderen Schuld an der 
Verfolgung und Vernichtung von Roma 
und Sinti, die vergleichbar ist mit der 
Verfolgung und Vernichtung der Ju¬ 
den, dieser besonderen Schuld stellen 
sich hier gesellschaftliche Vertreter gar 
nicht oder nicht in der notwendigen Di¬ 
mension. 

In anderen Ländern ist nicht mit der 
Systematik, mit der Perfektion ver¬ 
folgt, kategorisiert, nach rassistischen 
Kriterien eingeordnet und schließ¬ 
lich deportiert und vernichtet worden. 
Die ursächliche deutsche historische 
Verantwortung in diesem Kontext - 
wenn man jetzt nach 60 oder 70 Jah¬ 
ren über die heutige Situation der Sinti 
und Roma hier in Deutschland redet, 
sowohl über die deutschen Sinti und 
Roma als auch über die ausländischen 
Roma und Flüchtlinge - kann man 
nicht ausblenden. 

UZ: Wir erleben derzeit in der Krise in 
ganz Europa, dass sich Nationalismus, 
Egoismus, Rassismus und Hass aufMi- 
grantinnen und Migranten ausbreiten. 
Antiziganismus ist europaweit auf dem 
Vormarsch. Populistische Parteien der 
extremen Rechten sowie offen faschisti¬ 
sche Kräfte gewinnen in einer Reihe von 
Ländern an Zustimmung. Wie nehmen 


die Roma in der Bundesrepublik diese 
Entwicklung in Gesamteuropa wahr? 

Joachim Brenner: Wir sehen ja die 
Flüchtlinge aus Osteuropa. Es handelt 
sich beileibe nicht nur um Flüchtlinge, 
die aus enormen Armutsverhältnissen 
in ihren Ländern kommen, sondern 
auch um Flüchtlinge, die aufgrund von 
Ausgrenzung und Diskriminierung 
kommen. Die Betroffenen selbst neh¬ 
men das mit großer Aufmerksamkeit 
wahr, ebenso die Selbsthilfeorganisati¬ 
onen und Unterstützervereine, die hier 
in der Bundesrepublik seit über vielen 
Jahren mit Sinti und Roma arbeiten. 
Auch die deutschen Sinti und Roma, 
die seit Jahrhunderten hier leben, re¬ 
gistrieren, dass die „Sündenbockrolle“, 
die in den osteuropäischen Ländern 
brutaler und extremer ist, auch hier 
zunehmend wieder populärer wird, 
und dies in Zeiten ökonomischer und 
politischer Verschärfungen. Das mer¬ 
ken auch Roma, die schon lange hier 
in Deutschland leben. Die Luft wird 
dünner und die Diskriminierung of¬ 
fensichtlicher. 

UZ: Sie haben auf die Kampagne gegen 
die Asylsuchenden verwiesen. Auch in 
deutschen Regierungskreisen wird die 
Politik des Antiziganismus zumindest 
befördert. 

Joachim Brenner: Ich würde sogar sa¬ 
gen, das ist Bestandteil der politischen 
Strategie. Entweder fehlen hier angeb¬ 
lich Arbeitsplätze, weil so viele Roma 
und Sinti aus Osteuropa hier sind. Es 
wird behauptet, dass das Recht auf Asyl 
ausgehöhlt wird. 

Roma und Sinti aus Südosteuropa fra¬ 
gen nach Asyl. Man verweigert ihnen 
traditionell - das war die letzten Jahr¬ 
zehnte immer so - Asyl mit der Be¬ 
gründung, es gebe wohl keine Verfol¬ 
gung, weder individuell noch als Grup¬ 
pe. Jede Menschenrechtsorganisation 
bestätigt ihnen, dass sich die Situation 
in den südosteuropäischen Ländern 
verschärft hat. In Ungarn sind vor eini¬ 
gen Monaten sieben Roma vorsätzlich 
erschossen worden. Und das ist nur die 
Spitze einer Situation, die gekennzeich¬ 
net ist durch grenzenlose Armut, durch 
eine wirklich brutale Ausgrenzung. 
Diese Tatbestände werden ignoriert 
und für politische Zwecke instrumen¬ 
talisiert. Ich will ein konkretes Bei¬ 
spiel aus Frankfurt nennen: Es gab 
in Frankfurt ein Camp, ein Occupy- 
Camp, das gegen die EZB protestiert 
hat. Dieses Camp wurde vor zwei Mo¬ 
naten geräumt. In diesem Camp waren 
auch Roma. Und die Anwesenheit der 
Roma in diesem Camp hat den Protest 
gegen die EZB 
vom Kopf auf t- MLgft ic .-L Mm i 
die Füße gestellt, 
weil sie die ersten 
sind, die das Leid 
aufgrund der 
Austeritätspoli- 
tik tragen, die in 
ganz Europa, vor 
allen Dingen in 
Südosteuropa 
läuft. 

Das Camp und 
der Protest wur¬ 
den diskreditiert: 

Das sei nicht po¬ 
litisch, das sei 
schmutzig, un¬ 
hygienisch, da 
gäbe es Ratten. Die Diskreditierung 
mit diesen Begriffen, die ich eben ge¬ 
nannt habe, ist immer letzten Endes 
fokussiert worden auf die Roma, die 
dort auch lebten. Sie konnten sehen, 
dass mit alten Instrumentarien, mit al¬ 
ten Begriffen, die hier schon einmal 
eine sehr unheilige Rolle gespielt ha¬ 
ben, wieder versucht wurde, Stimmung 
zu machen und dass das vor allem ge¬ 
gen jene gerichtet war, die am meisten 
von der Politik der Verarmung betrof¬ 
fen sind. Nämlich die Sinti und Roma. 
Nachdem geräumt wurde, waren die 
Leute aus ihren Zusammenhängen im 
Camp gerissen und kampieren jetzt un¬ 


ter Brücken oder müssen sehen, wo sie 
sonst wo schlafen können. Das ist nach 
meiner Meinung ein bezeichnendes 
Prozedere. 

UZ: Sinti und Roma sind gegen Rassis¬ 
mus, Faschisten, gegen Krieg, in der Oc- 
cupy-Bewegung u. a. aktiv. Was sollten, 
was können wir gemeinsam tun? 

Joachim Brenner: Zuerst einmal geht 
es darum, ich will das stufenweise dar¬ 
stellen, dass es unmittelbare Hilfe für 
die Roma-Flüchtlinge gibt. 

Es kann nicht sein, dass man sich hin¬ 
ter irgendwelchen Gesetzen versteckt. 
Das führt beispielsweise dazu, dass hier 
eine alte Frau im Rollstuhl auf offener 
Straße stirbt, weil es keine Möglich¬ 
keit gab, sie unterzubringen. Es muss 
Druck aufgebaut werden, darauf hin¬ 
gewiesen werden, dass die Leute, die 
hierher kommen, bedürftig sind. Und 
dass ihnen auch eine entsprechende 
Hilfe zuteil wird. Man muss ihnen die 
Möglichkeit geben, sich hier eine Exis¬ 
tenz aufzubauen, dass sie einen leichte¬ 
ren Zugang zum Arbeitsmarkt haben, 
dass die Versorgung, was Gesundheit 
anbetrifft, was die Unterkunft betrifft, 
verbessert wird. Das ist die eine Sache. 
Die andere Sache ist, es geht darum, 
dass die vielen verschiedenen Orga¬ 
nisationen, die es in dem Bereich gibt, 
die selber Roma und Sinti sind, oder 
auch Unterstützerorganisationen, ihre 
Aktivitäten verstärken und dass die 
Projekte, die entwickelt worden sind, 
im Bereich Bildung, Beratung, im Be¬ 
reich Aufbau von Perspektiven, unter¬ 
stützt werden. Hier könnte man sich 
auch formal auf den Standpunkt stel¬ 
len, die Vorgaben der Europäischen 
Kommission, des Europäische Rates, 
endlich umzusetzen. Das zur Verfü¬ 
gung stehende Geld wird jedoch nicht 
mal zum Teil abgerufen. Und die letzte 
Stufe ist die, und die hat weder was mit 
den Roma noch den Sinti noch irgend¬ 
welchen Unterstützern zu tun, son¬ 
dern mit der Mehrheit der deutschen 
Bevölkerung, der deutschen Gesell¬ 
schaft, aber nicht nur der deutschen: 
Sie muss sich ihrer eigenen politischen 
Verantwortung, ihrer historischen Ver¬ 
antwortung bewusst werden. Dass es 
einen Kontext gibt, in dem Rassismus, 
Antiziganismus und Antisemitismus 
existieren. Die Verabschiedung von 
diesem Kontext kann nur durch die 
Leute selbst erfolgen, die ihn perma¬ 
nent selbst reproduzieren. Das heißt, es 
muss hierzulande das Bewusstsein dar¬ 
über geschaffen werden, was seit Jahr¬ 
hunderten im deutschsprachigen Raum 
mit Roma und Sinti geschieht, was in 
der Zeit des Nationalsozialismus pas¬ 



siert ist, was unvergleichbar ist mit an¬ 
deren Ländern und wie die Geschich¬ 
te danach weiterging und was das für 
jeden Einzelnen bedeutet. Das ist eine 
schwierige Aufgabe, aber ohne diese 
zu lösen, werden alle anderen Schritte 
zur Makulatur. Erst wenn sich in der 
Mehrheit der Bevölkerung die Haltung 
entwickelt, das, was man für sich selbst 
in Anspruch nimmt - das Recht auf 
Persönlichkeit, auf Individualität, auf 
Widersprüchlichkeit - auch den Roma 
und Sinti im selben Maße zuzugeste¬ 
hen, haben alle anderen Aktivitäten 
Wert. 

Das Gespräch führte Nina Hager 
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Bild vom Camp in Frankfurt am Main 
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Sinti und Roma wurden im Faschismus als Zwansarbeiterlnnen (Bild oben) und 
als „Forschungsobjekte“ der Rassen-Hygiene missbraucht. 

Die Bilder unten zeigen Dr. Robert Ritter - seit dem i. April 1936 Leiter der Rassen¬ 
hygienischen Forschungsstelle am Reichsgesundheitsamt - und seine widerwär¬ 
tigen „Untersuchungsmethoden“ zur Anlage eines „Zigeunersippenarchivs“ 




Im September 1942 verständigten sich Reichsführer Heinrich Himmler und 
Justizminister Thierack darüber, dass so genannte „asoziale Elemente aus dem 
Strafvollzug [...] Juden, Zigeuner, Russen und Ukrainer [...] an den Reichsführer SS 
zur Vernichtung durch Arbeit ausgeliefert werden.“ 

Es folgten Abtransport (Bild unten und unten rechts zeigen den Abtransport aus 
Asperg bei Ludwigsburg), Erschießungen (Bild oben) und Vergasung in den KZs. 




S inti und Roma leben seit Jahrhun¬ 
derten in Europa. Im 18. Jahrhun¬ 
dert wurde anhand sprachwissen¬ 
schaftlicher Untersuchungen die Her¬ 
kunft der Sinti und Roma aus Indien 
nachgewiesen, denn das Romanes ist 
mit der altindischen Hochsprache 
Sanskrit verwandt. In den jeweiligen 
Heimatländern der Sinti und Roma 
entwickelten sich jedoch im Laufe der 
Jahrhunderte unterschiedliche Roma- 
nes-Sprachen; so auch bei den deut¬ 
schen Sinti. 

Bis zum Ende des 15. Jahrhunderts 
wurden Sinti und Roma in fast allen 
europäischen Ländern urkundlich er¬ 
wähnt; in Deutschland erstmals 1407 
in der Bischofsstadt Hildesheim. Be¬ 
reits 1446 verlieh der Rat der Stadt 
Frankfurt einem „Heincz von Mulhu- 
sen zyguner“ das Bürgerrecht. 


Anfangs standen die Angehörigen 
der Minderheit unter dem Schutz 
der deutschen Obrigkeit, die ihnen 
„Schutzbriefe“ ausstellte. Gegen 
Ende des 15. Jahrhunderts jedoch, als 
die spätmittelalterliche Gesellschaft 
an der Schwelle zur frühen Neuzeit 
eine Phase des politischen und sozi¬ 
alen Umbruchs erlebte, wurden Sinti 
und Roma zunehmend unterdrückt 
und verfolgt. Die Zünfte untersagten 
ihnen die Ausübung von Handwerks¬ 
berufen, aus zahlreichen Gebieten 
wurden sie vertrieben. 

In ihren jeweiligen Heimatländern 
bilden sie historisch gewachsene 
Minderheiten, die sich selbst Sinti 
oder Roma nennen, wobei Sinti die 
in West- und Mitteleuropa beheima¬ 
teten Angehörigen der Minderheit, 


Roma diejenigen ost- und südosteu¬ 
ropäischer Herkunft bezeichnet. Das 
Begriffspaar „Sinti und Roma“ ent¬ 
wickelte sich in Diskursen der 1980er 
und 1990er Jahre. In Österreich ist 
die Bezeichnung „Roma und Sinti“ 
verbreitet. Außerhalb des deutschen 
Sprachraums wird „Roma“ als Name 
für die gesamte Minderheit verwen¬ 
det. Der Begriff „Zigeuner“ ist dage¬ 
gen eine in seinen Ursprüngen bis ins 
Mittelalter zurückreichende Fremd¬ 
bezeichnung der Mehrheitsbevölke¬ 
rung und wird von der Minderheit 
als diskriminierend abgelehnt. 

Quelle: Dokumentations- und Kulturzentrum Deut¬ 
scher Sinti und Roma 


Chronik der Verfolgungen im deutschsprachigen Raum 

1498 

Freiburger Reichstag: Roma werden des Reiches verwiesen 

18. Jahrhundert 

Kaiserin Maria Theresia untersagt Roma-Eheschließungen; Roma-Kinder werden ihren El¬ 
tern entrissen und christlichen Pflegeeltern übergeben 

Ende 19. Jahrhundert 

Zuspitzung des Antiziganismus als Antwort auf verstärkte Einwanderung nach dem Ende 
der Leibeigenschaft in Rumänien 

1899 

Einrichtung eines Zigeunernachrichtendienstes in Bayern 

1906 

Bekämpfung des „Zigeunerunwesens“ in Deutschland, Verbot des„Reisens in Horden“ 

Ab 1920 

Erfassung der Roma in Österreich durch Personenzählungen, Fotokarteien und Numme¬ 
rieren von Häusern 

1926 

Gründung des „Hilfswerks“ „Kinder der Landstrasse“ der Pro Juventute in der Schweiz: Ro¬ 
ma-Kinder werden in Pflegefamilien, Erziehungsheime und psychiatrische Anstalten un¬ 
tergebracht teilweise auch zwangssterilisiert - erst 1973 wird das „Hilfswerk“ geschlossen 

1936 

Schaffung der Internationalen Zentralstelle in Wien zur Bekämpfung der„Zigeunerplage“ 

Ab November 1935 

Sinti und Roma sind laut „Nürnberger Gesetzen“ „Artfremde”, Eheschließung mit„Deutsch- 
blütigen“ sind verboten. Sinti, die bereits mit „Deutschblütigen“ verheiratet waren, werden 
in der Regel - wie auch die meisten ihrer Kinder - unfruchtbar gemacht 

Seit 1937 

In Deutschland lebende Roma und Sinti werden von der Rassenhygienischen und kriminal¬ 
biologischen Forschungsstelle erfasst - unter Leitung von Dr. Robert Ritter 

17. Oktober 1939 

„Zigeunern“ und „Zigeunermischlingen“ ist das Verlassen des Aufenthaltsorts bei Strafe 
der KZ-Einweisung verboten 

Ab Februar 1943 

Reichsweite Deportationen in die Vernichtungslager- allein in Auschwitz-Birkenau werden 

20 078 Sinti und Roma ermordet 

Zur weiteren Lektüre empfiehlt sich die Internetseite: antizig.blogsport.de - dort findet sich eine Chronik aller Akte des Antiziganismus seit 1 945. 
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Mussolinis Marsch auf Rom 

Zum politischen Rahmen der faschistischen Machtergreifung • Von Gerhard Feldbauer 



I n den revolutionären Nachkriegskämpfen mit 
Fabrikbesetzungen und der Bildung bewaffne¬ 
ter Roter Garden zeichnete sich die Möglich¬ 
keit einer linken Regierung ab. Zwar ebbten die 
Massenaktionen 1921 ab, verschafften den Lin¬ 
ken aber bei den Wahlen im Mai einen Aufstieg. 
Die bürgerliche Rechte bildete mit den Faschisten 
einen „nationalen Block“ der 265 der 508 mögli¬ 
chen Mandate erreichte. Die Faschisten, die erst¬ 
mals ins Parlament einzogen, erhielten davon je¬ 
doch nur 36. Die Sozialistische Partei (ISP) kam 
auf 123 Sitze, die katholische Volkspartei auf 108. 
Die im Januar 1921 gegründete Kommunistische 
Partei (IKP) auf 15. In seiner Parlamentsrede 
drohte Mussolini, „ich bin gegen das Parlament 
und gegen die Demokratie“ Seine Schwarzhem¬ 
den schrien vor dem Parlament: „Italien braucht 
einen Diktator“ Mussolini kündigte den Weg an: 
„Wir werden kein Parlamentsklub sein, sondern 
ein Aktions- und Exekutionskommando.“ 

Im Januar 1921 war auf dem Parteitag der ISP in 
Livorno die von den Ordinuovisten (Anhänger 
der von Antonio Gramsci gegründeten Zeitschrift 
„Ordine Nuovo“, „Neue Ordnung“) seit 1919 ver¬ 
suchte Umwandlung der Sozialistischen in eine 
revolutionäre Partei des Proletariats und deren 
Beitritt zur Kommunistischen Internationale ge¬ 
scheitert. Den Aufnahmebedingungen des II. KI- 
Kongresses von 1920 entsprechend forderten die 
Linken den „Bruch mit dem Reformismus und mit 
der Politik der Zentristen“. 1 Das hieß, die Zent¬ 
risten sollten zusammen mit den Ordinuovisten 
für den Ausschluss der Reformisten stimmen. Die 
Zentristen vertraten 98 028 Mitglieder, Ordine 
Nuovo 58 783 und die Reformisten 14 695. Der 
Führer der Zentristen, Giacinto Menotti Serrati, 
der sich vor dem Parteitag für „die Trennung von 
den Opportunisten“ ausgesprochen hatte, konnte 
sich jedoch nicht durchsetzen. Mit dem Argument, 
die Einheit der Partei zu wahren, lehnten die Zen¬ 
tristen den Ausschluss der Reformisten ab. Dar¬ 
aufhin verließen die Ordinuovisten am 21. Januar 
den Parteitag und gründeten die Kommunistische 
Partei. 

Zum Generalsekretär wurde Amadeo Bordiga ge¬ 
wählt, der die Teilnahme an Wahlen und am par¬ 
lamentarischen Kampf ablehnte. Wegen seiner 
sektiererischen Haltung wurde er 1924 aus dem 
ZK, 1930 aus der IKP ausgeschlossen. Sein Nach¬ 
folger wurde Gramsci. Nach der Parteigründung 
schlossen sich 35 000 der 41 000 Jungsozialisten 
der IKP an, die so auf fast 100 000 Mitglieder an- 
wuchs. Serrati korrigierte später seine Haltung, 
wurde Führer der Terzinternationalisten, welche 
die ISP an die KI annähern wollten, brach 1924 
mit den Reformisten und trat der IKP bei, die ihn 
in ihr Zentralkomitee aufnahm. 

„Versöhnungspakt“ der 
Sozialisten mit Mussolini 

Im August 1921 schloss die ISP mit Mussolini ei¬ 
nen „Versöhnungspakt“, der die von deren Sturm¬ 
abteilungen angezettelten Bürgerkriegsauseinan¬ 
dersetzungen beenden sollte. Mussolini wollte die 
ISP dazu bewegen, zusammen mit dem PNF in 
eine bürgerliche Regierung einzutreten, was jene 
jedoch ablehnte. Die ISP löste ihre Kampfgrup¬ 


pen Ardidi del Popolo (Tapfere des Volkes) auf, 
in denen sich Sozialisten, Kommunisten, Anar¬ 
chisten und bürgerliche Antifaschisten zum be¬ 
waffneten Widerstand gegen den faschistischen 
Terror zusammengeschlossen hatten. Die SA 
blieb dagegen bestehen und setzte ihren Terror 


fort. Der Schritt der ISP zeigte, in der Partei wirk¬ 
te noch fort, dass Mussolini in seiner 14jährigen 
Karriere in der Partei es bis zum Chefredakteur 
des „Avanti“ gebracht hatte und erst 1914 wegen 
seiner chauvinistischen Kriegspositionen ausge¬ 
schlossen worden war. Viele Sozialisten meinten, 
Mussolini habe eine Sozialrevolutionäre Partei ge¬ 
gründet und glaubten seinen demagogischen anti¬ 
kapitalistischen Phrasen. 

Nach dem Sturz der Regierung des Sozialrefor¬ 
misten Invanhoe Bonomi im Februar 1922 kam 
unter Luigi Facta die letzte von einem Liberalen 
geführte Regierung vor dem „Marsch auf Rom“ 
ins Amt. Sie war stark rechts ausgerichtet und 
wollte die herrschenden Kreise beruhigen, die 
Exekutive werde mit den aufsässigen Arbeitern 
fertig. Facta ließ die Faschisten in ihrem Terror zur 
Niederhaltung der Linken meist gewähren. Die 
Präfekten kamen den Forderungen der SA nach 
Absetzung linker Bürgermeister und Gemeinde¬ 
verwaltungen nach. „Ordine Nuovo“ 2 berichtete 
am 23. Juli 1921, dass 1920 2 500 Italiener (Män¬ 
ner, Frauen, Kinder und Greise) unter den Kugeln 
der Faschisten und der öffentlichen Sicherheits¬ 
kräfte den Tod fanden, im ersten Halbjahr 1921 
ungefähr 1 500 Menschen getötet, 20 000 Bewoh¬ 
ner der Städte ausgewiesen wurden oder fliehen 
mussten. In Norditalien terrorisierten die Sturm¬ 
abteilungen 15 Millionen Menschen, die Behör¬ 
den sahen dem tatenlos zu. 

Eine imperialistische 
Massenpartei überwiegend aus 
kleinbürgerlichen Schichten 

Nach den Wahlen 1921 begann Mussolini, den 
bewaffneten Putsch zur Machtergreifung vorzu¬ 
bereiten. Im November 1921 konstituierten die 
1919 gebildeten Fasci di Combattimento (Kampf¬ 
bünde) sich zum Partito Nazionale Fascista (PNF). 

Die Bewegung zählte 320.000 Mit¬ 
glieder, die in 2.200 Fasci organi¬ 
siert waren. Die Squadre di Azione 
(Sturmabteilungen) 3 der Kampfbün¬ 
de wurden in den PNF eingegliedert, 
alle Parteimitglieder verpflichtet, ih¬ 
nen beizutreten. Mussolini ließ sich 
als PNF-Chef von nun an „Duce del 
Fascismo“ nennen. Dem PNF gehör¬ 
ten an: 18 084 Grundbesitzer, 13 878 
Kaufleute, 4 269 Industrielle, 9 981 
Freiberufler, 7 209 Staatsbeamte, 
14 988 Privatangestellte, 1 680 Leh¬ 
rer, 19 783 Studenten, 36 847 Land¬ 
arbeiter und Bauern, 23 418 Indus¬ 
triearbeiter, vor allem aus Staatsbe¬ 
trieben. 4 In Gestalt des PNF entstand 
eine imperialistische Massenpartei, 
deren Gefolgschaft überwiegend aus 
kleinbürgerlichen Schichten bestand. 
Einflussreiche Kreise des Indus¬ 
trie- und Bankkapitals, Vertreter der 
Großagrarier, der Staatsbürokratie 
und Teile des Militärs unterstützten 
Mussolini. Vom Industriellen- und 
dem Agrarverband sowie aus vielen 
Unternehmerkassen (Conti, Pirelli, 
Agnelli, Benni, Donegani, Bennedet- 
ti) erhielten die Faschisten Gelder. 
Der Hof stimmte unter der Bedingung zu, dass 
die Monarchie nicht angetastet werde, woran sich 
Mussolini dann auch hielt. Der Herzog von Aos- 
ta, ein Vetter des Königs und Kommandeur eines 
Armeekorps, sicherte Unterstützung zu. Der im 
Januar 1922 als Pius XI. neue gewählte Papst er¬ 


griff zusammen mit seinem Kardinalstaatssekretär 
Gasparri offen Partei für die Faschisten. 

In Neapel beschloss der PNF-Kongress am 
22. Oktober 1922 den Marsch auf Rom und dazu 
die totale Mobilisierung der Sturmabteilungen. 
Am 28. Oktober brachen die ersten 40.000 SA- 
Männer nach der Hauptstadt auf. Der Rest folgte 
in LKWs, nachdem Mussolini von Mailand aus das 
Kommando dazu gegeben hatte. 

Ein abgekartetes Spiel 

Die faschistische Geschichtsschreibung feierte die 
Kapitulation des liberalen Staates als einen Sieg 


der „nationalen Revolution“ und kreierte die Le¬ 
gende, Mussolini sei einem Cäsar gleich an der 
Spitze seiner Sturmabteilungen in Rom einmar¬ 
schiert. In Wirklichkeit hatte es sich also um ein 
abgekartetes Spiel gehandelt. 

Seine Berufung zum Premier wurde dem „Duce“ 
in Mailand, wo er sich am 28. Oktober zu letzten 
Gesprächen mit dem Industriellenverband traf, 
mitgeteilt. Der „Duce“ erklärte noch einmal, dass 
seine antikapitalistischen Forderungen nicht ernst 
zu nehmen und die Sicherung der Interessen der 
Wirtschaft und die „Wiederherstellung der Ar¬ 
beitsdisziplin in den Betrieben“ für ihn oberstes 
Anliegen waren. Der Gummikönig Pirelli gab von 
sich: „Welch ein Mann, dieser Mussolini, mit dem 
man sich so sachkundig über derartige Fragen un¬ 
terhalten kann“. 

Vittorio Emanuele III. lehnte die von Ministerprä¬ 
sident Facta vorgeschlagene militärische Verteidi¬ 
gung der Hauptstadt ab. Facta resignierte und trat 
zurück. Erst jetzt fuhr Mussolini - um nicht auf¬ 
zufallen, im Liegewagen der Eisenbahn - in der 
Nacht zum 30. Oktober nach Rom. Während die 
Sturmabteilungen grölend durch die Straßen der 
Hauptstadt zogen, plündernd und mordend das 
Arbeiterviertel San Lorenzo heimsuchten, emp¬ 
fing der Monarch den „Duce“ und beauftragte ihn 
mit der Regierungsbildung. Nationalisten, Libe¬ 


rale und die katholische Volkspartei traten in die 
Regierung ein und sprachen dem faschistischen 
Regierungschef mit 306 Stimmen das Vertrauen 
aus. Es gab nur 106 Gegenstimmen, vor allem aus 
den Arbeiterparteien. 

Die Meinung Bordigas, die Bourgeoisie werde 
„den Parlamentarismus verteidigen“, erwies sich 
als Fehleinschätzung. Die Verkennung der faschis¬ 
tischen Gefahr war bereits in Livorno sichtbar ge¬ 
worden, wo sie mit keinem Wort in den Doku¬ 
menten der IKP erwähnt wurde. Gramsci, der im 
Faschismus eine „degenerierte Kraft der Bour¬ 
geoisie“ und eine „bewaffnete Garantie des Klas¬ 
senstaates“ sah, hatte nach den Wahlen 1921 vor 
einem „Staatsstreich der Faschisten“ gewarnt. Es 
dauerte mehrere Jahre, bis Gramsci und Togliat- 
ti zu der Einschätzung des Faschismus als neuer 
und reaktionärster Erscheinungsform imperialis¬ 
tischer Herrschaft gelangten und sich in der Partei 
damit durchsetzten. 

Spaltung der Arbeiterbewegung 
eine Hauptursache 

Die uneinige antifaschistische Bewegung, deren 
Hauptkräfte aus der gespaltenen Arbeiterbewe¬ 
gung kamen, hatte die Machtübergabe an Mus¬ 
solini nicht verhindern können. Der faschistische 
Terror hatte nicht nur bürgerliche Kreise, sondern 
auch Arbeiterschichten eingeschüchtert und ihre 
Widerstandskraft geschwächt. Beachtet man je¬ 
doch die gesamte, dem Faschismus gegenüberste¬ 
hende Kräftekonstellation, dann war, wie Angelo 
Tasca schrieb, der „Sieg des Faschismus nicht ab¬ 
solut unvermeidlich“. Auch Togliatti warnte, „den 
Übergang von der bürgerlichen Demokratie zum 
Faschismus als unvermeidbar anzusehen.“ Auf¬ 
schlussreich war die Aussage des engen Mitarbei¬ 
ters Mussolinis, Roberto Farinaccis, der zugab, der 
Erfolg sei weniger von der Stärke des Faschismus 
als von der Schwäche und zögerlichen Haltung 
seiner Gegner abhängig gewesen. 5 


Anmerkungen: 

1 Bedingungen für die Aufnahme in die Kommunistische 
Internationale. In: Lenin, Werke, Bd. 31,5.196 

2 Von Gramsci 1919 als Organ der Kommunisten gegrün¬ 
dete Zeitschrift, seit Gründung der IKP von ihr heraus¬ 
gegeben 

3 Wie den Führertitel „Duce" und den Führergruß über¬ 
nahm Hitler von Mussolini auch wörtlich den Begriff der 
Sturmabteilungen (SA) 

4 Angelo Tasca: Glauben, gehorchen, kämpfen. Der Auf¬ 
stieg des Faschismus in Italien. Wien, o.J. (Promedia), 
S.195 

5 Jens Petersen/Wolfgang Schieden Faschismus und Ge¬ 
sellschaft in Italien, Köln 1998, S. 22 


Gerhard Feldbauer schrieb mehrere Bücher zu Fa¬ 
schismus und Antifaschismus in Italien, zuletzt 
„Wie Italien unter die Räuber fiel. Und wie die Lin¬ 
ke nur schwer mit ihnen fertig wurde. PapyRossa, 
Köln 2012. 


Bild oben: Marsch auf Rom, Benito Mussolini mit 
Emilio De Bono, Italo Balbo und Cesare Maria De 
Vecchi (28. Oktober 1922). Urheber unbekannt. 

Bild unten links: Mitglieder der kurz zuvor 
gegründeten Kommunistischen Partei Italiens. 




Historische Daten 

1892 

Gründung der sozialistischen Partei Italiens 

1917 

Arbeiteraufstand in Turin (August) 

1919 

Gründung der Partito Popolare (Januar) - Erstes Auftreten der Schwarzhemden 
Mussolinis (Fasci di Combattimento; März) - Herausgabe der Zeitung „Ordi¬ 
ne Nuovo“ unter der Leitung von Gramsci (1.5.) - Veröffentlichung des marxis¬ 
tischen „Programms zur Erneuerung der Sozialistischen Partei“ von Gramsci 
(8.5.) - Fabrikbesetzungen in Norditalien (August/September) - Friedensvertrag 
von St.Germain (10.9.)-Parlamentswahlen am 16. November,die Sozialistische 

Partei erhält die meisten Mandate 

1921 

Gründung der Kommunistischen Partei Italiens in Livorno (21.1.) - Entstehung 
der antifaschistischen Kampfgruppe „Arditi del Popolo“ - “Befriedungspakt” 
zwischen rechten Führern der Sozialisten und den Faschisten (3.8.) 

1922 

„Marsch auf Rom“ (28.10.) - Mussolini wird Regierungschef (31.10.) - Faschisti¬ 
sche Terrorwelle zur Niederwerfung der demokratischen Bewegung (“Dezem- 
bergemetzer) 

1923 

Faschistischer Überfall auf das griechische Kerkya (Korfu, August) 

1924 

Erste Nummer der„Unitä“ (12.2.)- Parlamentswahlen bewahren trotz Terrors den 
Bestand einer starken Opposition (6.4.) - Ermordung Matteottis (10.6.) 

1926 

Verhaftung Gramscis (8.11.) 

1926/1927 

Ausnahmegesetze der faschistischen Regierung schaffen letzte demokratische 
Freiheiten ab, Verbot der Oppositionsparteien 
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Zeugnis geben von Widersprüchen und Hoffnungen 

Der Komponist Hans Werner Henze ist gestorben 


A m 27. Oktober starb in Dresden 
86-jährig Hans Werner Henze. 
Dort war der in Westfalen ge¬ 
bürtige und seit 1953 in Italien leben¬ 
de Komponist Gast der Semperoper, 
die ihm zu Ehren zur laufenden Spiel¬ 
zeit vielfältige Programmschwerpunkte 
realisiert. Für die stets aktuelle Anti¬ 
kriegsoper „Wir erreichen den Fluss“ 
(1976) hatten ihn die Dresdner im Sep¬ 
tember gefeiert. Sichtlich erstaunt und 
erfreut über die große öffentliche Re¬ 
sonanz, begab sich Henze nach einem 
körperlichen Schwächeanfall in ein 
städtisches Klinikum. Am vergangenen 
Samstag erlag er dort seiner Krankheit. 

In den Kämpfen der Zeit entfaltete 
das bekenntnishafte Werk eines der 
meistaufgeführten und bedeutends¬ 
ten deutschen Komponisten Wirkung 
mit mehr als 130 Partituren für Büh¬ 
ne und Konzertsaal, mit Werkbüchern 
und musikästhetischen Essays. Dies er¬ 
streckte sich bald über die Bundesrepu¬ 
blik und die DDR hinaus auch in den 
europäischen und außereuropäischen 
Sprachraum. Nachrufe in den großen 
bürgerlichen Medien würdigen seine 


hochentwickelte, auf gestischen Klang 
bedachte Musiksprache, die zuletzt 
auch die wiederentdeckte historische 
Tradition von bis zu drei separat und 
„gegeneinander“ spielenden Einzelor¬ 
chestern für ein nachvollziehbar ver¬ 
ständliches, quasi theatralisches Kom¬ 
munizieren einschloss. Komponieren 
war für ihn auch ein Akt der Selbstana¬ 
lyse. Was die Feuilletonisten an Hen- 
zes Werk meist verschämt umschreiben 
oder ganz außen vor lassen, ist der dem 
schöngeistigen Pol bewußt entgegen¬ 
gesetzte, das explizit Politische. Noch 
in den Inhalten der neunziger Jahre 
sind pro-sozialistische Langzeitüber¬ 
zeugungen zu finden, wenn nun auch 
unterschwelliger, nicht selten im an¬ 
tik-mythischen Gewand. In Interview- 
Nachfragen zum Hass auf den Vater, 
einem zum Nazi gewendeten ehemals 
sozialdemokratischen Lehrer, bekun¬ 
dete Henze stets eine entschiedene an¬ 
tifaschistische Einstellung. Auch seine 
IX. Sinfonie (1995-1997) zeugt davon, 
ein chorisches Werk mit Texten von 
Hans-Ellrich Treichel nach Motiven 
aus Anna Seghers 4 Roman „Das siebte 


Kreuz“. Schon 1960 beteiligte sich Hen¬ 
ze an einer „Jüdischen Chronik“, einer 
deutsch-deutschen Gemeinschafts¬ 
komposition auf Verse Jens Gerlachs. 
Sein väterlicher Freund in Ostberlin, 
Paul Dessau, hatte den Jüngeren in sein 
Projekt mit Boris Blacher, Karl Ama¬ 
deus Hartmann und Rudolf Wagner- 
Regeny einbezogen. 

Auf dem Höhepunkt der Westberliner 
Proteste 1968 waren dann Henze und 
Dessau demonstrativ aus der Akade¬ 
mie der Künste Berlin-West aus- und 
in die DDR-Akademie eingetreten. 
Dies sehr zum Ärger von Demagogen 
des kapitalistischen Kulturbetriebs, die 
wie früher schon die L‘art-pour-l‘art- 
Päpste der Darmstädter Schule glaub¬ 
ten, Werk und Denken Hans Werner 
Henzes bevormunden oder voneinan¬ 
der trennen zu können. Der war schon 
durch die Freundschaft mit der poli¬ 
tisch radikaler denkenden Dichterin 
Ingeborg Bachmann geprägt. Er be¬ 
schritt den eigenen Weg 1968 an der 
Seite der Marxisten im Sozialistischen 
Studentenbund und wirkte auch maß¬ 
geblich beim Vietnam-Kongress mit. 



Hans Werner Henze 1.7.1926 - 27.10.2012 

Nach längerer Beschäftigung mit Che 
Guevaras Tagebüchern und Schriften 
reiste Henze 1969 zu einem komposi¬ 
torisch produktiven und landwirtschaft¬ 
lich-praktischen Studienaufenthalt ins 
sozialistische Kuba. Entfernt von kritik¬ 
loser Bejahung der Lebensverhältnis¬ 
se bemerkte er bei der Rückkehr, dort 
seien nicht die bürgerlichen, dafür aber 
proletarische Rechte verwirklicht. Er 
trug den Künstleraufruf für die DKP als 
Wahlalternative zu den Bundestagswah¬ 
len 1972 mit. Im Jahr darauf schrieb er 
für Dieter Süverkrüp ein Lied gegen den 
faschistischen Pinochet-Putsch in Chile 
sowie eine szenische Kantate „Streik bei 
Mannesmann“ für die XI. Weltfestspiele 
der Jugend in der Hauptstadt der DDR. 


Von Luigi Nono in der Wahl der Kom¬ 
positionsmethoden sehr verschieden, 
aber politisch nicht anders denkend als 
sein italienischer Komponistenkollege, 
suchte Henze den künstlerischen Weg an 
die Seite der Arbeiterklasse. Der führte 
ihn 1977 in seiner Wahlheimat Italien in 
die IKP 

„Es scheint mir sehr wichtig, dass 
man auf dem Wege zum Sozialismus 
,die Kultur 4 in ihrer ganz verfeinerten 
Form mitnimmt“, schrieb der Kompo¬ 
nist 1984. „Denn die Kultur ist ja nichts, 
das man auf der Strecke liegen lassen 
soll, um Formen von Vereinfachung 
oder Barbarei zu umgehen, sondern 
im Gegenteil soll ja gerade Schönheit 
sich auf eine ganz neue Weise entfalten 
können - in einer neuen Gesellschaft, 
die frei ist. Ich halte es für ungeheuer 
wichtig, dass diejenigen unter den So¬ 
zialisten, die eine künstlerische Bega¬ 
bung haben, ihre Intuition schärfen. So¬ 
zialismus bedeutet nicht Vergröberung, 
sondern Verfeinerung, Vermenschli¬ 
chung, im Sinne der in den Menschen 
angelegten Möglichkeiten.“ 

Hilmar Franz 


Von der blühenden Landschaft zum Lehrhaftes Vergnügen, 

Japanischen Garten heiteres Erinnern 

Auf Tour durch den Osten (II) • Von Paul Sielaff Zu Manfred Paulis Buch „Unterwegs zu Brecht“ 



Statt Arbeit in derTextilindustrie: Leinefelde lockt mit einem Japanischen 
Garten. 


Leinefelde im thüringischen Eichs¬ 
feld - die Stadt lockt mit einem Japa¬ 
nischen Garten. Schon weit vor den To¬ 
ren der Stadt wird der Autofahrer mit 
großen Schildern auf eine recht neue 
Attraktion hingewiesen. „Der Stadt¬ 
umbau in Leinefelde findet weltweit 
Beachtung und Anerkennung“, erfah¬ 
re ich bald. Der Japanische Garten ist 
ein Teil dieses Umbaus und macht neu¬ 
gierig, warum denn die Stadt überhaupt 
umgebaut wird. 

Irgendwie zweigeteilt wirkt Leinfelde 
bei der Durchquerung. Den einen Teil 
bildet der ursprünglich eher ländliche 
Ort, den zweiten Teil eine große Plat¬ 
tenbausiedlung: Leinefelde-Süd. War¬ 
um hat man denn hier seit den 60er Jah¬ 
ren so eine riesige Siedlung angelegt, 
überlege ich? 

Zu DDR-Zeiten befand sich hier der 
VEB Baumwollspinnerei Ernst Thäl¬ 
mann. Etwa 4 500 Arbeitsplätze hatte 
es hier gegeben. Jetzt ist nur noch we¬ 
nig Industrie vorhanden, dazu einige 
Handelsbetriebe und natürlich die übli¬ 
chen Discounter. Was mögen die Men¬ 
schen, die hier lebten und arbeiteten, 
erwartet haben, nach dem Anschluss 
der DDR? Weiterhin sichere Arbeits¬ 
plätze, verbunden mit den „Wohltaten“ 
der Bundesrepublik? „Blühende Land¬ 
schaften“, wie von Bundeskanzler Hel¬ 
mut Kohl versprochen? Die hatten sie 
doch eigentlich mit ihrem Betrieb und 
all den sozialen Einrichtungen von der 
Bibliothek bis zum Stadion und dem 
Hallenbad. Und „marode 44 war ihr 
Betrieb, der erst 1962 gegründet wor¬ 
den war, ja auch nicht. Baumwollgar¬ 
ne und Polyesterseide wurde hier fast 
drei Jahrzehnte lang hergestellt. Damit 
hatte die Industrie Einzug gehalten in 
den zuvor kleinen Ort. 

Wie war es denn früher im Eichsfeld? 
„Da der Ertrag für die Bewohner nicht 
ausreicht, so wandern die Eichsfelder 
in Scharen aus, um in der Fremde mit 
allerlei Arbeit und Erwerb ihr Brot zu 
verdienen.“ So erinnerte 1963 der Ar¬ 
beiterschriftsteller Ludwig Turek an die 
alten Zeiten in dieser Region. 

Er besuchte damals Leinefelde, um 
eine Reportage zu schreiben und war 
voll des Lobes über das wachsende 
Werk. 

„In einem der großen Spinnsäle sind 
über fünfzig Textima-Monteure mit 
Hunderten von Helfern dabei, Ma¬ 
schinen aufzustellen 44 berichtete Tu¬ 
rek. „Diese Monteure sind weitgereis¬ 
te Leute. In aller Welt haben sie schon 
ihre Wunderwerke hingebaut und vor¬ 
geführt. China, Indien, Indonesien, 
Ägypten und Kuba sind nur einige von 
den vielen Ländern, in denen sie bereits 


montiert haben. Und nun sind sie auch 
noch ins Eichsfeld gereist.“ 

Und heute? „Anfang der 90er Jahre 
bestand Leinefelde zu 90 Prozent aus 
Plattenbauten der DDR, die im unmit¬ 
telbaren Zusammenhang mit dem Auf¬ 
bau von mehreren Industriekombina¬ 
ten errichtet worden waren“, heißt es 
auf der Internetseite der Stadt. „Diese 
idealtypische Verbindung von Indus¬ 
trieentwicklung und Wohnungsbau 
hat die Verantwortlichen in Politik und 
Verwaltung schon sehr früh nach der 
Wende zur Auseinandersetzung mit 
sinkenden Arbeitsplatz- und Einwoh¬ 
nerzahlen und den damit verknüpften 
städtebaulichen Umbaumaßnahmen 
gezwungen. Bereits 1994 wurde mit 
der Rahmenplanung für die Südstadt 
ein auf massive Schrumpfung angeleg¬ 
tes Stadtumbaukonzept erarbeitet und 
1996 beschlossen.“ 

Aus Plattenbauten wurden „Stadtvil¬ 
len“ herausgeteilt. Andere Platten¬ 
bauten wurden saniert und aufgemö¬ 
belt. Zur Durchgangsstraße hin recht 
hübsch, weiter hinten nicht so sehr. 


„Dafür gab es unter anderem als inter¬ 
nationale Auszeichnung den „World 
Habitat Award“ 2007. 

Auch ein Japanischer Garten wurde 
angelegt. „Der Garten befindet sich 
in einem Hofkarree in einer Platten¬ 
bausiedlung, die nach der Wende in ei¬ 
nem gesamtstädtebaulichen Konzept 
teilweise zurückgebaut, saniert und 
weiterentwickelt wurde“, erläutert der 
japanische Planer und Landschaftsar¬ 
chitekt. „Man kann sich beim Anblick 
dieses Karrees die ursprüngliche Land¬ 
schaftsform dieser Gegend vor der In¬ 
dustrialisierung leicht vorstellen.“ 

Ein Besuch des Gartens lohnt sich 
durchaus. Er hat ja nicht nur seinen 
Reiz, weil er die Gartenbaukunst ei¬ 
nes fernöstlichen Landes dokumen¬ 
tiert. Umringt von den Plattenbauten 
strahlt er irgendwie etwas Einzigarti¬ 
ges aus. 

Doch inmitten des Gartens überlege 
ich: Wie mag sich jemand fühlen, der 
hier wohnt, keine Arbeit mehr findet 
und dann noch Tag für Tag die Stille 
dieses Gartens genießen darf? 


In seinem Buch „Unterwegs zu Brecht“ 
legt der Theaterwissenschaftler und 
Dramaturg Manfred Pauli seine als 
Praktikant in den 50er Jahren des vori¬ 
gen Jahrhunderts gesammelten ersten 
Erfahrungen mit dem Berliner Ensem¬ 
ble im Allgemeinen und dem Brecht- 
Theater im Besonderen in sieben in 
sich abgeschlossenen Kapiteln dar: 
Diese werden unterbrochen von lexi¬ 
kalischen Beiträgen zu bedeutenden 
Theaterintendanten, Regisseuren, Dra¬ 
maturgen, Schauspielern und Brecht- 
Mitarbeitern wie Helene Weigel, Hans 
Bunge, Käte Rülicke, Elisabeth Haupt¬ 
mann, Benno Besson, Erwin Piscator, 
Wolfgang Heinz und anderen, sowie 
von speziellen, auf das Brecht-Thea¬ 
ter bezogenen Auszügen aus Werken 
Gerhard Branstners, Wolfgang Pintz- 
kas und Erhard Kunkels. Eingebaut 
sind des weiteren Betrachtungen zur 
Spielweise der Weigel, eine Aufstel¬ 
lung sämtlicher von ihr im Berliner 
Ensemble verkörperten Rollen sowie 
eine Statistik der vom Brecht-Theater 
zwischen 1949 und 1956 herausgebrach¬ 
ten dramatischen Produktionen. Den 
Abschluss des Werkes bildet die Wie¬ 
dergabe eines Vortrags Paulis zu „Wir¬ 
kungen von Brechts Volksstück-Kon¬ 
zept auf Stückeschreiber und Theater 
in der DDR“, eine Spurensuche also, 
gehalten 1991 im Germanistischen In¬ 
stitut des University College Dublin. 
Manfred Pauli empfand seine Arbeit 
an dem autobiographisch orientier¬ 
ten Sachbuch als „lehrhaftes Vergnü¬ 
gen des Erinnerns“ und der Rückbe¬ 
sinnung auf eine Studienzeit, die sich 
als prägend für sein gesamtes weiteres 
Leben erweisen sollte. Die ihn bewe¬ 
genden Gründe, ans Berliner Ensem¬ 
ble zu kommen, sieht Pauli heute in 
dem von Brecht zeitlebens eingenom¬ 
menen progressiven politischen Stand¬ 
punkt und seinem Engagement in der 
sozialistischen Kulturpolitik der DDR, 
in der Sprachmächtigkeit des „Listi¬ 
gen“ aus Augsburg, überhaupt in der 
„Überzeugungskraft der (durch ihn) 
gefundenen Metaphern“ sowie in dem 
strikten Wunsch zur persönlichen Be¬ 
gegnung mit dem genialen Stücke¬ 
schreiber und Lyriker, der mit dem 
„epischen Theater“ ein „Mekka des 
neuen Theaters“ zu schaffen im Begriff 
war und die Theaterwelt revolutionier¬ 
te. Dem Studiosus Pauli begegnete fol¬ 
gerichtig „die gewachsene Akzeptanz 
des Brecht-Theaters als Triumph der 
phantasievollen Bühnenkunst über 
eine dröge Kulturpolitik“. Den Leser 
erwarten also erregende Einblicke des 
angehenden Wissenschaftlers in die 
„Werkstatt Brecht“. Ihm eröffnen sich 


breitgefächerte Ansichten in Inszenie¬ 
rungsarbeiten, z.B. bei der später Welt¬ 
ruhm erlangenden „Mutter Courage“ 
oder dem „Puntila“. Nach und nach er¬ 
schließt sich ihm der „Alltag des künst¬ 
lerischen Produzierens“. Begegnungen 
mit dem Wirken Felsensteins und des¬ 
sen „Zauberflöte“-Inszenierung sowie 
Erlebnisse des aristotelischen Theaters 
in Westberlin und anderweitige experi¬ 
mentelle Aufführungen vervollständi¬ 
gen das Studienprogramm Paulis. 

So gesehen, offenbart sich „Unterwegs 
zu Brecht“ als das Psychogramm des 
widersprüchlichen Hineinwachsens ei¬ 
nes jungen Mannes in einen diffizilen 
Beruf bei gleichzeitiger Findung der ei¬ 
genen Berufung. Hier tritt ein Ich vor 
den Leser, das aufnahmefreudig, wiss¬ 
begierig, kritisch und selbstkritisch An¬ 
näherungen an einen Großen der Li¬ 
teratur praktiziert und dabei selbst als 
Persönlichkeit wächst. 

Pauli hat ein gleichermaßen lehrreiches 
wie unterhaltsames Buch geschrieben. 
Seine Darlegungen und die von ihm 
vorgenommenen ästhetischen und 
theaterpraktischen Wertungen zeich¬ 
nen sich durch Klarheit und Beschei¬ 
denheit aus. Sie sind offen und liebe¬ 
voll allen betrachteten Personen, Vor¬ 
gängen und Gegenständen zugewandt. 
Wir erleben auch das innere Ringen 
des nunmehr alten Autors, gestützt auf 
zahlreiche Dokumente, um eine reale 
und anschauliche Aufhellung der da¬ 
maligen Erlebnisse: letztendlich der 
Brecht-Aufführungen und ihres sze¬ 
nischen Zustandekommens. Bezüge 
zum gegenwärtigen deutschen Theater 
schaffen kritische Distanz, indem sie 
dessen emotionale und geistige Leere 
unter die Lupe nehmen. Der Stil des 
Buches ist lebendig und flüssig - trotz 
der Dichte der Darlegungen. 

Pauli hat mit „Unterwegs zu Brecht“ 
ein Werk vorgelegt, in dem die Dia¬ 
lektik von theoretischen Erörterungen 
und praktischen Erfahrungen vorge¬ 
führt und der Leser, vor allem der äl¬ 
tere und aus eigenem Erleben urteilen¬ 
de, in die politischen und ästhetischen 
Auseinandersetzungen der 50er Jahre 
unmittelbar einbezogen wird. Der Pu¬ 
blikation sind zahlreiche dokumentie¬ 
rende Abbildungen beigegeben. 

Zu guter Letzt: Manfred Pauli hat als 
namhafter Theaterwissenschaftler viele 
Jahre an der Theaterhochschule „Hans 
Otto“ in Leipzig gelehrt. Seine beson¬ 
dere Liebe galt und gilt dem Volksstück 
sowie dem dramatischen Schaffen des 
Iren Sean O'Casey, dem auch eines sei¬ 
ner Bücher gewidmet ist. 

Bernhard Igel 
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Was macht die DKP Hattingen 2013? 
Klassenkampf! 

Jahreshauptversammlung der DKP-Kreisorganisation Hattingen 



Die anwesenden Mitglieder der Jahres¬ 
hauptversammlung der DKP-Kreisor- 
ganisation Hattingen haben sich für 
Teamarbeit entschieden. Statt eines 
Vorsitzenden/einer Vorsitzenden wur¬ 
de ein Sprecherrat gewählt, der zukünf¬ 
tig die Leitung und Organisation der 
DKP in Hattingen übernimmt. Aller¬ 
dings ist diese Form der Leitung bereits 
in der Vergangenheit erprobt und hat 
sich bewährt. Gewählt bzw. im Amt be¬ 
stätigt wurden Dieter Zänger, Richard 
Bregar und Peter Borchers. 

Neben den organisatorischen Tages¬ 
ordnungspunkten wie den Wahlen wur¬ 
den insbesondere die zukünftigen Vor¬ 
haben diskutiert und geplant. Schwer¬ 
punkte für 2013 sind: 

★ Unterstützung der Arbeit der Stadt¬ 
verordneten für die Partei „Die Linke“ 
in den Stadträten von Hattingen und 
Sprockhövel 

★ Bildungsarbeit und Aktionen zu 
Themen wie Rentendebatte und Al¬ 
tersarmut, Jugendarbeitslosigkeit und 
Ausbildungssituation vor Ort 

★ Unterstützung betrieblicher/gewerk¬ 
schaftlicher Aktivitäten, die für Verbes¬ 


serung der Arbeitsbedingungen stehen, 
unter anderem gegen Leiharbeit und 
prekäre Beschäftigung kämpfen 
★ Inhaltliche und organisatorische 
Vorbereitungen zu den Kommunal¬ 
wahlen 2014 

Die DKP Hattingen positioniert sich 
bei diesen Arbeitsvorhaben als eigen¬ 
ständige, politische Kraft und setzt 
Grenzen, die nicht überschritten wer¬ 
den dürfen. 

Die Genossinnen und Genossen der 
DKP sind sich einig: Die von einem 
unverschämt gierigen System drangsa¬ 
lierten und weiter verarmenden Bürger 
der hochverschuldeten Kommune Hat¬ 
tingen müssen im Widerstand unter¬ 
stützt werden. Dafür ist eine vierzehn¬ 
tägige Montagsrunde, jeweils in der 
geraden Kalenderwoche, ab 18.30 Uhr 
eingerichtet. Treffpunkt ist das Stadt¬ 
verwaltungsgebäude am Markt im Hat- 
tinger Stadtteil Welper. Genossinnen 
der DKP sowie zwei Stadtverordnete 
aus Hattingen und Sprockhövel infor¬ 
mieren und diskutieren mit interessier¬ 
ten Bürgerinnen. 

DKP Hattingen 


Kampf gegen Berufsverbote- 
Kampf für Demokratie 

Konferenz in Köln: Neue Ansätze und neues Engagement 


A m 20. Oktober fand in Köln 
eine Konferenz der Initiative 
„40 Jahre Radikalenerlass“ statt. 
Vor dem Hintergrund der nahezu täg¬ 
lichen Skandale des Inlandgeheim¬ 
dienstes (sog. „Verfassungsschutz“) 
arbeitete die Konferenz heraus: Die 
Berufsverbote und die Schnüffelpraxis 
des Dienstes haben nichts an Aktuali¬ 
tät verloren. Die Konferenzteilnehmer 
waren sich aber einig, dass die Zusam¬ 
menhänge wieder offensiver vermit¬ 
telt werden müssen, damit „das nicht 
solche alten Geschichten bleiben“ wie 
Klaus Lipps (Baden-Baden) von der 
Initiative betonte. 

Zur historischen Einschätzung des In¬ 
landgeheimdienstes und seiner Füh¬ 
rung wurde an die Einbindung alter 
Nazis in den Dienst erinnert. Hubert 
Schrübbers war 1955 der erste Präsi¬ 
dent dieses Geheimdienstes. Der Ju¬ 
rist war Mitglied des SA-Sturms Müns¬ 
ter und unter den Nazis Staatsanwalt 
und schließlich Oberstaatsanwalt beim 
Oberlandesgericht (OLG) Hamm. Er 
klagte rassisch und politisch Verfolg¬ 
te an. Die Jüdin Anna Neubeck starb 
im KZ Auschwitz. Seine Karriere setz¬ 
te er nach dem Krieg fort: Bundes¬ 
anwalt am Bundesgerichtshof, Gene¬ 
ralstaatsanwalt am OLG Düsseldorf. 
Am 1. August 1955 wurde der Altna¬ 
zi dann Präsident des „Bundesamtes 
für Verfassungsschutz“. Auf der Seite 
der Rechtsprechung gab es zum Bei¬ 
spiel Willi Geiger, 27 (sic!) Jahre lang 
Richter am Bundesverfassungsgericht. 
Im Faschismus war Geiger Jurist beim 
Sondergericht Bamberg. Er wirkte an 
mehreren Todesurteilen mit. 


heim zum Studentenkonvent kandi¬ 
diert - nach seinen eigenen Angaben 
1972 für die Sympathisantengruppe 
Hohenheim der Kommunistischen 
Studentengruppen/Marxisten-Leni- 
nisten (KSG/ML) und 1973 auf einer 
Plattform des Sozialistischen Zentrums 
(SZ), der Kommunistischen Hoch¬ 
schulgruppe (KHG). 


„Verfassungsschutz“? 

Übereinstimmend wurde in der Kon¬ 
ferenz festgestellt, dass der Inlandge¬ 
heimdienst, der unter der irreführen¬ 
den Bezeichnung „Verfassungsschutz“ 
firmiere, sich über Jahre verbergen und 
mit einem demokratischen Mäntelchen 
tarnen konnte. Nach der geheimdienst¬ 
lichen Vorbereitung des KPD-Verbo- 
tes gerieten seine Machenschaften im 


Wismar bietet Faschisten die Stirn 

Trotz massiver Polizeigewalt konnte der Naziaufmarsch verkürzt werden 



Über 700 Menschen protestierten 
vergangenen Samstag gegen einen 
Aufmarsch der „Jungen Nationalde¬ 
mokraten“ (JN) im nordwestmeck¬ 
lenburgischen Wismar. Die JN ist die 
Jugendorganisation der faschistischen 
NPD, welche im Landtag von Meck¬ 
lenburg-Vorpommern 6 Mandate hat. 
Mit einer Demonstration und mehre¬ 
ren Sitzblockaden wurde eine massive 
Verkürzung der Naziroute erzwungen. 
Im Vorfeld bereits gründete sich das 
Bündnis „Kein leben ohne Freiheit - 
JN und NPD bekämpfen“, bestehend 
aus diversen antifaschistischen Grup¬ 
pen aus Mecklenburg-Vorpommern. 
Hinzu kam noch das Bündnis „Wismar 
Nazifrei“ hinzu, welches vor allem von 
Jugendverbänden getragen wird. 
Leider wurde es seitens der Bündnis¬ 
se nicht geschafft, eine Blockade der 
Nazi-Demo zu organisieren. Lediglich 
eine Demonstration durch ein men¬ 
schenleeres Gewerbegebiet mit an¬ 
schließendem, obligatorischen „De¬ 
mokratiefest“ wurde genehmigt - al¬ 
les fernab der Nazidemonstration. So 
wurde das Ziel des Bündnisses, nämlich 
den Aufmarsch in Sicht- und Rufweite 
zu stören, von Anfang an ad absurdum 
geführt. Vielen Antifaschistinnen war 
dieser rein symbolische Protest nicht 
genug und so wurde die Demonstra¬ 
tion kurzerhand abgekürzt und einige 
Hundert bewegten sich in Richtung In¬ 
nenstadt. 

Schlagstöcke,Tritte und Würgegriffe 

Dort versuchte die Polizei mit allen 
Mitteln den öffentlichkeitswirksamen 
Protest zu verhindern. Trotzdem gelang 
es rund hundert Menschen mehrere 
Sitzblockaden zu bilden. Auch hier fiel 


die Polizei durch einen brutalen und un¬ 
verhältnismäßigen Einsatz auf. Obwohl 
die Blockaden friedlich waren, mussten 
drei Menschen nach Misshandlungen 
der Polizei ins Krankenhaus eingelie¬ 
fert werden. Einer Person wurde, ob¬ 
wohl sie schon am Boden lag, so stark 
ins Gesicht getreten, dass sie mehrere 
Stunden bewusstlos war und stationär 
behandelt werden musste. Auch von 
verbotenen Würgegriffen wurde be¬ 
richtet, Pressearbeit wurde massiv be¬ 
hindert, Dienstnummern nicht heraus 
gegeben. Es kam massenhaft zu Anzei¬ 
gen und zu 127 Verhaftungen. 

Hieran zeigt sich wieder wie wichtig 
einerseits breite Bündnisse und ande¬ 
rerseits konsequente antifaschistische 
Kräfte in diesen Bündnissen sind. Da¬ 
durch, dass es nicht geschafft wurde mit 
allen demokratischen Kräften zu Blo¬ 
ckaden zu mobilisieren, wurde der Pro¬ 
test enorm erschwert. Während SPD, 
„Die Linke“ und Grüne ihren Protest 
auf dem „Demokratiefest“ feierten, 


waren es zumeist parteilose Jugendli¬ 
che in den Sitzblockaden, die den Fa¬ 
schisten die Stirn geboten und ihren 
Aufmarsch damit zur Verkürzung ge¬ 
zwungen haben. Bedingt durch die feh¬ 
lende Aktionseinheit fällt es der Polizei 
und Justiz leicht den Protest in „gut“ 
und „böse“ zu stigmatisieren und das 
Vorgehen der Polizeitruppen zu recht- 
fertigen. 

Unterm Strich war es jedoch ein erfolg¬ 
reicher Protest. 700 Menschen auf der 
Straße gegen Nazis und dazu mehrere 
Blockaden, das ist für die mecklenbur¬ 
gischen Verhältnisse etwas Besonderes. 
Auch das Zeichen an die knapp 300 Fa¬ 
schisten, dass sie nämlich nicht überall 
ohne Probleme demonstrieren können, 
ist wertvoll. Allerdings war der Preis 
dafür hoch und es zeigt sich, wie wichtig 
unsere Arbeit als Kommunistinnen in 
antifaschistischen Bündnissen ist und, 
dass sie in Mecklenburg-Vorpommern 
in Zukunft noch intensiver stattfinden 
muss. TB 


großen Stil bei der Bespitzelung von 
Millionen Bundesbürgern und bei der 
Vorbereitung der Berufsverbote ins 
Scheinwerferlicht. Die Gerichte grif¬ 
fen nahezu ohne Ausnahme auf die 
Spitzelergebnisse des Geheimdiens¬ 
tes zurück, ohne die Spitzel jemals als 
Zeugen zu benennen. Die Observie- 
rung der Friedensbewegung sowie die 
fehlende Beobachtung und gleichzeiti¬ 
ge Bezahlung von Neonazis bilden das 
vorläufige Ende der Skandal-Chronik. 
Die Schlussfolgerung auch dieser Kon¬ 
ferenz war eindeutig: Dieser Geheim¬ 
dienst gehört aufgelöst. 
Übereinstimmung gab es bei den Teil¬ 
nehmern aus fast allen Bundesländern 
der alten BRD darin, dass das Thema 
„Berufsverbot“ nicht mehr isoliert po¬ 
litisch in seiner historischen Dimensi¬ 


Grundrechte verteidigen! 
Weg mit dem... 



on betrachtet werden dürfe. Erinnert 
wurde an den aktuellen und mehrfach 
modifizierten Einstellungsfragebogen 
in Bayern, bei dem Kandidaten für den 
öffentlichen Dienst angeben sollen, wo 
sie sich organisieren - eine Steilvorla¬ 
ge für den Geheimdienst, die mit Angst 
und Duckmäusertum verbunden ist. 
Die widersprüchliche Bewertung der 
„Erkenntnisse“ des Geheimdienstes 
durch die Gerichte machte deutlich, 
dass er nicht immer in vollem Umfang 
Herr der Lage ist. So wurde die Gesin¬ 
nungsprognose zur Verfassungskonfor¬ 
mität eines Bewerbers davon abhän¬ 
gig gemacht, ob er sich als Beamter 
oder Angestellter bewarb. In Bremen 
(„Rot“-Grün regiert) wurde mit dem 
Koalitionsvertrag vom 10.11.2011 be¬ 
schlossen, dass das bisherige Vorge¬ 
hen eingestellt werden muss und sogar 
eine ideelle Entschädigung angedacht 
ist. Umgekehrt wurde festgestellt, dass 
in Baden-Württemberg der grüne Mi¬ 
nisterpräsident Winfried Kretschmann 
Bürger durch den Geheimdienst bis ins 
hohe Alter bespitzeln lässt, obwohl er 
1975 selber von der Praxis der Berufs¬ 
verbote betroffen war. Kretschmann 
hatte als Student an der Uni Hohen¬ 


Widerstand formiert sich 

Parlamentarische Bewegung gab es ak¬ 
tuell nicht nur in Bremen. Im Bundes¬ 
tag gab es eine Initiative der Partei „Die 
Linke“. Die Grünen haben eine An¬ 
frage angekündigt. In Niedersachsen 
kommt ein Antrag in der Woche vom 
7.-11. November ins Landesparlament. 
Sogar der Stadtrat und ein Bezirksrat 
haben sich in Hannover mit großer 
Mehrheit gegen 
[ die Berufsver¬ 
bote ausgespro¬ 
chen. In NRW 
hat es Vorge¬ 
spräche zwi¬ 
schen dem In¬ 
nenpolitischen 
Sprecher der 
SPD-Fraktion 
und der GEW- 
NRW gegeben. 
MdB Katja 
Dörner (Bünd¬ 
nis 90/Grüne) 
kündigte einen 
Brief an Minis¬ 
terpräsidentin 
Hannelore Kraft (SPD) an. 
Rechtsanwalt Alfred Bongard, Köln, 
zeigte auf, dass die augenblickliche Si¬ 
tuation nicht „alternativlos“ sei. Wenn 
verschiedene Politiker sich aus der Ver¬ 
antwortung zögen mit dem Hinweis, sie 
könnten nicht in die Rechtsprechung 
der Gerichte eingreifen, dann sei dies 
eine Ausflucht. Durch neue Gesetze 
könne alte Rechtsprechung aufgeho¬ 
ben werden. Auf diese Weise wurden 
Todesurteile aus der NS-Zeit für ungül¬ 
tig erklärt - wenn auch erst nach mehr 
als 50 Jahren. Homosexuelle wurden 
rehabilitiert. Urteile gegen Deserteu¬ 
re der Nazi-Wehrmacht wurden aufge¬ 
hoben - wenn auch erst im Jahr 2002. 
Genauso könne der rechtliche Rahmen 
zu den Berufsverboten verändert wer¬ 
den - einschließlich Rehabilitierung 
und Entschädigung für die Opfer. 

Die Teilnehmer der Konferenz sam¬ 
melten rund 50 Themen, mit denen 
sie regional und überregional arbei¬ 
tend aktiv werden wollen. Nicht nur 
der Bundespräsident wird in absehba¬ 
rer Zeit Post bekommen. Die nächste 
Konferenz wird es Ende Mai 2013 in 
Hannover geben. Dann steht die Bun¬ 
destagswahl bevor. Uwe Koopmann 



Sozialmeile in Erlangen 


Zahlreiche Organisationen und Gewerkschaften, die im Sozialen Ratschlag in 
Erlangen vertreten sind, haben am vergangenen Samstag, 27.10.2012 eine Soziale 
Protestmeile in der Innenstadt Erlangens durchgeführt. Am Ende des Aktions¬ 
tages versammelten sich Organisationsvertreterinnen mit eigenen, von ihrer 
jeweiligen Organisation, gestalteten Plakaten zu einem gemeinsamen Plakat¬ 
protest. Die DKP Erlangen trat dabei mit der Forderung „Ausbildungsplätze statt 
Kriegseinsätze“ auf. 
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Der entscheidende Kampf findet nicht 
in einem einzigen Land statt 

Eine Strategie für die kommunistischen Parteien der EU • Von Jo Cottenier 


Am 1. und 2. Oktober fand in Brüssel auf Einladung der KKE eine Bera¬ 
tung kommunistischer und Arbeiterparteien statt * Jo Cottenier ; Mitglied 
des Politbüros der Partei der Arbeit Belgiens (PvdA/PTB), hielt dort den 
folgenden Beitrag, der wichtige Impulse für die Diskussion über die Rolle 
kommunistischer Parteien in der Europäischen Union gibt: 


S eit wir uns hier im April 2011 ge¬ 
troffen haben, hat sich die Krise 
des kapitalistischen Weltsystems 
vertieft. Nach einigen kurzlebigen Hoff¬ 
nungen auf eine Erholung ist die Wirt¬ 
schaft der am meisten entwickelten ka¬ 
pitalistischen Länder wieder in eine Re¬ 
zession gerutscht. Das Zentrum dieser 
Krise ist die Europäische Union. 

Viele Beobachter haben schon die be¬ 
vorstehende Auflösung der Eurozone, 
den Ausschluss Griechenlands oder die 
Loslösung Deutschlands angekündigt, 
was zum Zusammenbruch der Europä¬ 
ischen Union selbst führen würde. Gera¬ 
de haben wir gesehen, wie drei der welt¬ 
weit größten Spekulanten, Rothschild, 
Paulson und Soros, sogar einige Milli¬ 
arden darauf verwettet haben, dass der 
Euro zusammenbricht. 

Europäische Union auf dem 
Weg zum europäischen Staat 

Aber wir sehen gleichzeitig, dass die 
großen europäischen Monopole mit al¬ 
len Mitteln darum kämpfen, dass die 
Europakonstruktion überlebt. Nicht 
durch radikale Maßnahmen gegen die 
Spekulation, denn das würde die gehei¬ 
ligte Freiheit der Märkte stören. Mit al¬ 
len Mitteln bedeutet, entsprechend die 
finanzielle, wirtschaftliche und politi¬ 
sche Vereinigung zu verstärken. Je tie¬ 
fer die Krise, desto schneller muss die 
europäische Überstruktur aufgebaut 
werden. Zu keinem Zeitpunkt des Euro¬ 
päischen Vereinigungsprozesses haben 
sich die Kommission und der Rat, zwei 
Organe, die noch nicht einmal gewählt 
wurden, in so kurzer Zeit so viele Rech¬ 
te selbst zugeeignet. 

Seit unserem ersten Treffen im Jahre 
2011 haben sie sich mit drei zusätzli¬ 
chen Instrumenten ausgerüstet, um die 
europäischen Arbeiter bluten zu lassen: 
dem Haushaltspakt, dem Sixpack und 
dem Vertrag über Stabilität, Koordina¬ 
tion und Regierungsform. Die nächste 
Ratstagung, die genau hier am 20. und 
21. Oktober stattfinden soll, wird disku¬ 
tieren, wie all dies in einem Finanzmi¬ 
nisterium der Union zusammengefasst 
werden kann. Auf diesem Weg entwi¬ 
ckeln wir uns schnell hin zu einer Eu¬ 
ropäischen Union, wie Deutschland sie 
wünscht. Neulich hat der Europäische 
Ratspräsident Jose Manuel Barroso 
dafür plädiert, von einem Konglomerat 
von Nationalstaaten zu einer Form eu¬ 
ropäischer Konföderation überzugehen, 
also zu einer Stufe, die vor einem föde¬ 
ralen europäischen Staat kommt. 

Es ist natürlich möglich, dass die Kri¬ 
se und die Revolte der Massen Sand 
in dieses Getriebe wirft. Aber klar ist, 
dass wir uns einem Gegner gegenüber 
sehen, der nicht länger national ist, 
sondern auf gesamteuropäischer Ebe¬ 
ne denkt und handelt. Auch wenn es 
erhebliche Unterschiede bei der Wirt¬ 
schaftsmacht zwischen dem Norden 
und Süden auf der einen Seite und dem 
Westen und dem Osten auf der anderen 
Seite gibt, realisiert sich die Konzentra¬ 
tion und Zentralisierung des Kapitals 
nicht mehr auf nationaler, sondern vor 
allem auf europäischer Ebene. Auf die¬ 
se Art haben die Krisen von 1973 und 
2008 alles in Stücke geschlagen, was es 
noch an Belgiens sogenanntem Natio¬ 
nalkapital gab. Die Holding „General¬ 
gesellschaft“; die mit dem belgischen 
Staat geboren wurde und sich mit der 
kolonialen Ausbeutung des Reichtums 
des Kongos mästete, wurde durch sogar 
noch grausamere Geier geschluckt. Die 
unangreifbare „Generalbank“, die seit 
mehr als 150 Jahren mit der belgischen 
Industrie verwoben ist und dreimal 
mehr wert ist als das belgische Brutto¬ 
sozialprodukt, wurde von der französi¬ 
schen Bank BNP-Paribas verfrühstückt. 


Auf der anderen Seite haben wir gera¬ 
de erfahren, dass der reichste Franzose, 
der viertreichste Mensch der Welt, belgi¬ 
scher Staatsbürger wird und nach Brüs¬ 
sel zieht, um den französischen Steuern 
zu entkommen. 

Kurz gesagt und noch einmal: Wir haben 
es mit einem Gegner zu tun, der euro¬ 
paweit denkt und handelt. Marx hat ei¬ 
nen Grundsatz des historischen Mate¬ 
rialismus aufgestellt, dass nämlich der 
Überbau unausweichlich auf der Ent¬ 
wicklung der Basis beruht. Mit der Kon¬ 
zentration und Zentralisierung des Ka¬ 
pitals auf europäischer Ebene kämpft 
die Großbourgeoisie um den Aufbau 
eines europäischen Staates. Um einen 


imperialistischen Staat, der besser als 
der bisherige Flickenteppich von Nati¬ 
onen in der Lage ist, die Interessen des 
Kapitals weltweit zu verteidigen. Das 
Auftauchen der kommenden, von Chi¬ 
na angeführten Länder neben den alten 
Konkurrenten, den USA und Japan, hat 
die Bemühungen der EU, den Euro und 
die europäische Konstruktion zu retten, 
verdoppelt. Allein die Tatsache, dass das 
alte Europa China um finanzielle Hilfe 
bitten muss, zeigt das neue Kräftever¬ 
hältnis. 

Die Europäische Union ist eine im 
Wettbewerb stehende Kampfmaschine 
gegen die Völker und für die Dominie- 
rung der Welt. Dieser imperialistische 
Charakter der europäischen Konstrukti¬ 
on wird von allen bürgerlichen Parteien 
getragen; was einige von ihnen nicht da¬ 
von abhält, die nationalistische Karte zu 
spielen, um die arbeitende Klasse und 
die Massen zu desorientieren. Dafür ist 
Belgien ein gutes Beispiel, wo die flä¬ 
mischen nationalistischen Parteien ganz 
klar die Teilung des Landes anstreben. 
Falls die Eurozone und die Europäische 
Union sich auf spalten oder explodieren 
sollte, so wäre es deshalb, weil die Mas¬ 
sen die drakonischen von der Europäi¬ 
schen Union auferlegten Maßnahmen 
nicht länger aushalten können. Die 
verschiedenen Demonstrationen und 
Streiks der letzten Wochen in Grie¬ 
chenland, Portugal, Spanien und Itali¬ 
en zeigen, dass es Grenzen der Leiden 
gibt, die man auferlegen kann. Die To¬ 
leranzgrenze der Bevölkerung wird ge¬ 
rade in Griechenland, Portugal, Spanien 
und bald auch in Italien überschritten. 
Ganze Zweige der nationalen Industri¬ 
en werden geschlossen, um die Banken 
zu retten. Die Arbeitslosigkeit hat mehr 
als 25 Prozent in Ländern wie Griechen¬ 
land und Spanien erreicht, wobei die Ju¬ 
gendarbeitslosigkeit bei über 50 Prozent 
liegt. Verschiedene Generationen wer¬ 
den auf dem Altar des Profits geopfert 
und haben keine Perspektive mehr für 
ein würdiges Leben. In den meisten eu¬ 
ropäischen Ländern verschlechtern die 
sogenannten Arzneimittel in Wirklich¬ 


keit die wirtschaftliche und soziale Si¬ 
tuation noch mehr und heizen die Wut 
der Massen noch weiter an. 

Drei mögliche Strategien 

In dieser für die europäische Bourgeoi¬ 
sie extrem kritischen Situation müs¬ 
sen wir uns nach der Strategie für die 
kommunistischen Parteien fragen. Sie 
gehören zur Avantgarde bei der Mo¬ 
bilisierung zur Verteidigung der sozia¬ 
len Errungenschaften, der öffentlichen 
Dienste und der Kaufkraft der Arbeiter, 
der Hilfsempfänger und ihrer Familien. 
Überall zeigen wir mit dem Finger auf 
die tiefere Ursache der Krise, das kapi¬ 
talistische System und erklären, dass der 
einzige Weg heraus aus der Barbarei der 
Sozialismus ist. 

Trotzdem müssen wir feststellen, dass 
es - außer der von der Europäischen 
Linkspartei vorgeschlagenen Strate¬ 
gie - drei verschiedene Strategien unter 
unseren Parteien gibt, was die Haltung 


gegenüber der Europäischen Union be¬ 
trifft, besonders in der Frage der For¬ 
derung nach nationaler Souveränität. 
Es gibt die Parteien, die eine Rückkehr 
bzw. Stärkung der nationalen Souverä¬ 
nität als Zwischenschritt verteidigen, 
um so zu besseren Bedingungen für die 
sozialistische Revolution zu kommen. 
Es gibt die Parteien, die unter kapita¬ 
listischen Bedingungen die Forderung 
nach nationaler Souveränität ablehnen, 
aber sich die Revolution als eine natio¬ 
nale Angelegenheit vorstellen, als Weg, 
die Europäische Union zu verlassen 
und ein anderes Europa aufzubauen. 

Unsere Position 

Ich möchte die dritte Position erläu¬ 
tern - unzweifelhaft eine Minderhei¬ 
tenposition -, nämlich unsere. 

Ich nehme dazu ein Beispiel. Seit ei¬ 
nigen Jahren schon führt unsere Par¬ 
tei eine Kampagne gegen Sparpolitik 
und Budgetkürzungen, die als direkte 
Alternative eine Vermögenssteuer for¬ 
dert, die acht Milliarden Euro erbrin¬ 
gen würde, etwa 2 Prozent des belgi¬ 
schen Bruttosozialproduktes. Um zu 
betonen, dass eine solche Steuer nur 
die 2 Prozent reichsten Belgier betref¬ 
fen würde, haben wir sie „Millionärs¬ 
steuer“ getauft. Die Kampagne wird 
immer wieder entfacht, wenn Maß¬ 
nahmen gegen das Volk beschlossen 
werden, so dass das Wort „Millionärs¬ 
steuer“ als Konzept in der landesweiten 
Presse schon verankert ist. Es war Kern 
der Diskussionen unter den Massen 
und in den Medien, als Herr Bernard 
Arnault, der reichste Mann Frank¬ 
reichs, die belgische Staatsbürgerschaft 
beantragte, um Steuern zu vermeiden 
und sein Erbe ohne Einmischung des 
französischen Staates planen zu kön¬ 
nen. Man muss wissen, dass Belgien 
von der OECD auf eine Stufe mit den 
Cayman Islands gestellt wird, was die 
finanziellen Wohltaten für die Kapita¬ 
listen und die Reichen anbetrifft. 

Die bürgerlichen Parteien antworten 
uns darauf oft: Ja, aber in den letzten 
zwanzig Jahren haben alle anderen eu¬ 


ropäischen Länder die Vermögenssteu¬ 
er immer mehr abgeschafft. Die einzige 
Ausnahme ist Frankreich mit dem Er¬ 
gebnis, dass alle reichen Franzosen mit 
ihren Vermögen fliehen. 

Europaweit handeln 

Wir haben ihnen darauf immer geant¬ 
wortet: Das einzige Mittel, dem abzuhel¬ 
fen, ist, eine solche Steuer in ganz Euro¬ 
pa wieder einzuführen, und wir in Bel¬ 
gien müssen die sein, die dieses Beispiel 
geben. Also, und jetzt wende ich mich 
an alle hier vertretenen Parteien, war¬ 
um sollten wir eine solche Kampagne 
nicht europaweit anstoßen? Ihr könnt 
selbst ausrechnen, wie viel zwei Prozent 
des Bruttosozialprodukts, die sich jetzt 
bei den Reichen anhäufen, dazu beitra¬ 
gen würden, die Leiden der Volksmas¬ 
sen stark zu verringern. Bis jetzt steht 
sogar im Lissabonner Vertrag, der eu¬ 
ropäischen Verfassung, nichts, was ge¬ 
gen die Einführung einer solchen Steuer 


auf nationaler Ebene sprechen würde. 
Aber unsere Partei möchte noch weiter 
gehen. Warum sollten wir nicht eine sol¬ 
che Maßnahme auf europäischer Ebe¬ 
ne direkt gegen die Memoranden, die 
Haushaltsdiktate, die Privatisierungs¬ 
anordnungen und die Angriffe auf die 
Renten als Alternative stellen? 

Einige könnten Bedenken formulieren: 

★ Ist es nicht die reformistische Art der 
Europäischen Linkspartei, ein „anderes 
Europa“ zu propagieren? Genossinnen 
und Genossen, lasst es uns klar sagen: 
Wir haben alle nicht die Illusion, dass 
der Europäische Staat als Konstruktion 
reformiert werden könnte. Wir glauben 
nicht an ein „anderes Europa“ im Kapi¬ 
talismus, ebenso wenig wie an ein „an¬ 
deres Belgien“ im Kapitalismus. Aber 
wir glauben, dass es keinen qualitativen 
Unterschied zwischen dem bourgeoi¬ 
sen und imperialistischen Charakter 
des Nationalstaates und dem Charak¬ 
ter des sich herausbildenden Europä¬ 
ischen Staates gibt. Wir dürfen nicht 
vergessen, dass der Aufbau dieses eu¬ 
ropäischen Staates nur möglich ist, weil 
er dem politischen Willen aller bürger¬ 
lichen Parteien, der Sozialdemokraten, 
Nationalisten und Grünen entspricht. 
Nein, das ist nicht der reformistische 
Weg einer „demokratischen und sozia¬ 
len“ kapitalistischen Europäischen Uni¬ 
on. Aber strategisch gesehen halten wir 
es für ausgeschlossen, dass die sozialisti¬ 
sche Revolution in Belgien oder irgend¬ 
einem isolierten Land auf dem europäi¬ 
schen Kontinent alleine kommen kann. 
Wir glauben, dass die sozialistische Re¬ 
volution auf Ebene zumindest eines gro¬ 
ßen Teils des Kontinents gemacht wird. 
Wir denken, dass die sozialistische Re¬ 
volution auf einen Gegner trifft, der auf 
Ebene des gesamten Kontinents oder 
zumindest Teilen davon organisiert ist. 
Wir verteidigen die Ansicht, dass wir 
uns auf die Zukunft hin orientieren und 
nicht zur nationalen Souveränität des 
19. Jahrhunderts zurückgehen sollten. 

★ Bedeutet, eine Forderung an die Eu¬ 
ropäische Union zu richten, nicht, die 
EU als reaktionären Staat zu akzeptie¬ 


ren? Nein, das bedeutet es nicht, aber es 
geht von der Tatsache aus, dass die EU 
existiert und nicht ohne eine sozialis¬ 
tische Revolution verschwinden wird, 
die sie durch eine europäische Förde¬ 
ration sozialistischer Staaten ersetzen 
wird. Selbst wenn es Brüche gibt, wer¬ 
den sie nicht zu einer Rückkehr zu den 
Nationalstaaten führen, wie es sie vor 
dem Vertrag von Rom gab. Also war¬ 
um sollten wir uns nicht daran gewöh¬ 
nen, auf der Ebene des Kontinents zu 
denken und zu handeln, sowie es auch 
die Unternehmer, die Beschäftigten, 
die Bourgeoisien und die Europäische 
Linkspartei tun? Es ist nur zu unserem 
Vorteil, die Ziele des Kampfes gegen 
den entstehenden Europäischen Staat 
zu vereinheitlichen. 

Jede unmittelbare Forderung kann im¬ 
mer in zwei verschiedene Richtungen 
führen: Entweder kann sie das Bewusst¬ 
sein der Massen stärken und sie organi¬ 
sieren, so dass sie vorankommen kön¬ 
nen und die Forderungen ihren Kampf 
begleiten und eine Perspektive der so¬ 
zialistischen Revolution eröffnen - oder 
aber sie verbreitet Illusionen und ver¬ 
sucht die Widersprüche des Kapitalis¬ 
mus abzumildern. Genau wie auf natio¬ 
naler Ebene glauben wir nicht, dass wir 
auf unmittelbare Forderungen „nicht 
nur defensiver, sondern auch offensi¬ 
ver Art“ aus reiner Angst vor einem 
Abgleiten in den Reformismus verzich¬ 
ten sollten. 

Natürlich liegt das Hauptgebiet und die 
Hauptverantwortung einer kommunis¬ 
tischen Partei zunächst einmal im eige¬ 
nen Land. Hier hat sie ihre Wurzeln, hier 
kennt sie die Besonderheiten und hier 
kann sie handeln, um die Spitze der Be¬ 
wegung und die Massen zu organisieren. 
Aber wären wir nicht in unserer prak¬ 
tischen Zusammenarbeit auf europäi¬ 
scher Ebene schon weiter, wenn wir die 
Überzeugung hätten, dass der schließ¬ 
lich entscheidende Kampf nicht nur im 
eigenen Land stattfinden wird, sondern 
auf der Ebene zumindest eines Teil des 
Kontinents? 

Seit sieben Jahren organisieren wir jetzt 
Treffen mit vier kommunistischen Par¬ 
teien aus Nachbarländern, denen aus 
Deutschland, den Niederlanden, Lu¬ 
xemburg und Belgien. Wir arbeiten so¬ 
wohl an politischer Vereinigung als auch 
an praktischer Zusammenarbeit. Jedes 
Jahr halten wir eine Konferenz zu ei¬ 
nem speziellen Thema ab, wir bringen 
gemeinsame Stellungnahmen und Dos¬ 
siers heraus, wir organisieren gemeinsa¬ 
me Militanz bei europäischen Demons¬ 
trationen in Brüssel oder Luxemburg. 
Wir können sagen, dass wir versuchen, 
in der gleichen strategischen Richtung 
zu arbeiten, was uns hilft, schneller zu 
lernen und voranzukommen. Wir kön¬ 
nen uns fragen, ob die internationale 
Wirkung der Kämpfe und Demonstra¬ 
tionen in Griechenland, Portugal, Spa¬ 
nien, Italien und Frankreich nicht noch 
viel größer wäre, wenn sich die Arbeiter 
auf gemeinsame europäische Slogans ei¬ 
nigen könnten. 

Auch wenn es immer noch Unterschie¬ 
de auf dem Weg und in der Taktik hin 
zur sozialistischen Revolution geben 
wird, meinen wir, dass wir zu mehr prak¬ 
tischer Zusammenarbeit kommen und 
gemeinsame Kampagnen entwickeln 
sollten - und, warum auch nicht, schon 
über ein gemeinsames Herangehen an 
die Europawahlen 2014 nachdenken 
sollten. Das waren einige Themen, die 
wir euch unterbreiten wollten. 

* „Die Haltung der kommunistischen und Ar¬ 
beiterparteien zur kapitalistischen Krise: Assi- 
milierung oder Bruch? Die Illusion eines volks¬ 
freundlichen Kapitalismus und der Kampf der 
Kommunisten für die Interessen der Arbeiter¬ 
klasse und der Volksmassen für die Überwin¬ 
dung des Kapitalismus“ 

Übersetzung: Jürgen Köster 
Zwischenüberschriften von der Redaktion 
eingefügt 
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Unser Genosse 

Jürgen Hasselbach 

wird am 6. November 

65 Jahre alt. 

Aus Köln hat es ihn an die Elbe verschlagen. Aktuell ist er der 
ruhende und sorgende Pol unseres Magda-Thürey-Zentrums. 
Lieber Jürgen, wir wünschen Dir hiermit alles Gute. 

Wir freuen uns auf weitere streitbare Diskussionen mitein¬ 
ander. 

Uns gemeinsam wünschen wir einen erfolgreichen Kampf 

★ gegen Neoliberalismus, Reaktion, Krieg und Unterdrü¬ 
ckung 

★ für Frieden und Sozialismus 

DKP-Gruppe Hamburg-West 


Einladung zur Bezirksmitgliederversammlung 
der DKP Nordbayern 

Samstag, den 16. Dezember 2012,10.00 Uhr, Einlass ab 9.30 Uhr 
Verein Junge Stimme DIDF, Wiesenstr. 86, Nürnberg 

Vorläufige Tagesordnung 

1. Eröffnung und Begrüßung 

2. Konstituierung 

3. Rechenschaftsbericht des Bezirksvorstandes 

4. Bericht der Bezirksrevisionskommission und des Bezirkskassierers 

5. Diskussion 

6. Bericht der Mandatsprüfungskommission 

7. Abstimmung über Entlastung des bisherigen Bezirksvorstandes und Kassier 

8. Bericht der Antragskommission und Beschlussfassung über Anträge 

9. Wahlen zum Bezirksvorstand 

10. Wahl der Delegierten zum 20. Parteitag 

Wahl der 3 Delegierten und Ersatzdelegierten aus den Vorschlägen der 
Kreise 

Wahl des Bezirksdelegierten und Ersatzdelegierten. 

Vorschlag aus Nordbayern für den neuen Parteivorstand 

11. Schlusswort 

Antragsschluss ist Freitag, der 30.11.2012 
Bitte Mitgliedsbücher mitbringen. 

Einladung zum Tagesseminar „Antworten der DKP auf die Krise“ 

Diskussion mit Nina Hager, stellvertretende DKP-Vorsitzende 
über den Leitantrag des DKP-Parteivorstandes 

Sonntag, den 18. November 11 Uhr -16 Uhr in Hof (Saale) im Büro der Partei 
DIE LINKE (Ernst-Reuter-Str. 52, Tel.: 09281-160 61 59) 

Eingeladen sind alle Mitglieder der DKP Nordbayern. Über den Besuch in¬ 
teressierter Sympathisantlnnen freuen wir uns. 


Urlaub auf Sylt! 

Ferienwohnung für 2 - 5 Pers. 
Ruhige Lage. Keine Haustiere. 

Pension Knutzen 
Südhörn 14 
Tinnum / Sylt 
Tel.: 0 46 51 / 311 99 



Toskana, nah am Meer 

Kleiner Öko-Hof braucht nette Helfer für die Olivenernte 
Unterkunft, Verpflegung und Ferien inbegriffen. 

Tel. 0039.0566.81478 
lmogen.gruben@online.de 
www.toskana-biohof.de 

Urlaub im Lotsenhaus an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 3 komfortable FE.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03 831 -459 366, www.ferien-im-lotsenhaus.de 


@to§tIjof Reimes 


* Superior 
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Inhaber: 

Hans-Georg Müller 
Hauptstraße 1 
57392 Schmallenberg- 
Grafschaft 
Hochsauerland 


Tel.: 02972-9780-0 
Fax.: Ü2972-97BD97 
Restaurant: 

Dienstag Ruhetag 


Ha us Prospekt 
anfordern 


r 


Ir unmittelbarer Nähe des Klosters Grafschaft liegt unser 
Gasthof. Wie vor Jahrhunderten sorgt auch heute der Wirt 
persönlich für das Wohl der Gäste. 

Komfortable Zimmer und Räumlichkeiten, gutes Essen, 
gepflegte Getränke Alle Zimmer haben Bad, Dusche, WC, 
Telefon, Fernseher, die meisten Balkon und Vorraum. Im 
Hotelbereich befinden sich Lift, Sauna, Solarium, Nicht¬ 
raucherzimmer und Kamin, Kinderspielraum, Salatbüffet, 
FrühstüGksbüffet. Auch Senioren-Portionen. 

Ütaemaehtung/Frühstück 30,-bis 53,- € p.P. 

HP 15,50 € p.P, * VP. 22,-Cp.P. 

Kostenlos Bus-und Bahn fahren im Sauerland. 

Auch Kinderermäßigung / Nebensaisonpreise. 

Bei 21 Tagen Aufenthalt im Jahr 10 % Treuerabatt. 


mail@gasthof-fieimes.de * www.gasthof-heimes.de 


Marxistische Blätter 5-2012 

... die stärkste 

der Parteien? 

Weder Zaungast noch Notenverteiler 
Bettina Jürgensen*Zur Leninschen Partei¬ 
konzeption Willi Gerns* Klassentheorie 
und Klassenbewusstsein in der Krise 
Hans-Peter Brenner* Allianz der revolutio¬ 
nären Kräfte Carolus Wimmer * Berufung 
zu Kampf und Einheit Jorge Insunza 
Becker* Die PCB und die brasilianische 
Revolution Ivan Pinhero*Die KP Chinas 
vordem XVIIL Parteitag Helmut Peters* Die 
PCP als Partei der Arbeiterklasse Rui 
Paz*Zur Strategie der kommunistischen 
Bewegung au* der Sicht der Erfahrung 
der KKE Giorgos Mari HOS* Zur Rolle der 
DKP in unserer Zeit Wolf gang Richter 



Einzelpreis 9,50 € 

Jahresabonnement 46,00 € 
ermäßigtes Abo 32,00 € 


weitere Themen u. a.: 

★ Faire Umverteilung? Manfred Dieten- 
berger* Die Linke und die Linken Ekkehard 
Lieberam * Radikaldemokratische Über¬ 
gangsforderungen Wsrner Roß *Die 
Konturen einer menschlichen Zukunft 
Rüdiger Bernhardt* Schottland - für wen? 
Thomas Will ms 


Neue Impulse Verlag 

Hoffmmgstraße 18 
45127 Essen 
Tel.: 0201-24 86 482 

in fo® neue-i m pulse - vertag .de 


www.marxistische-blaetter.de 


. ■ iT- ^ 

Marx Engels 
Stiftung 


Klima und Klassenkampf 

Das Mensch-Natur-Verhältnis im 
Widerstreit sozialer Interessen 


Dr. Hans-Peter-Brenner, Klimawandel - „Systemfrage“ oder „Mensch¬ 
heitsproblem“? ★ Prof. Dr. Nina Hager, Zu philosophischen Aspekten des 
Mensch-Natur-Verhältnisses ★ Franz Garnreiter, Mit „grüner Marktwirt¬ 
schaft“ zu einer naturverträglichen Wirtschaft? ★ Eva Bulling-Schröter, Die 
Berliner Klimapolitik und die Alternativen der LINKEN ★ Dr. Helmut Selinger, 
Globale Klimagerechtigkeit. 

Samstag, 10.11.2012,11.00 -18.00 Uhr, 

Kulturzentrum Giesinger Bahnhof, München 
In Zusammenarbeit mit dem Institut für sozial-ökologische 
Wirtschaftsforschung, München 
Anmeldung erbeten bei Hermann Kopp, 
Marx-Engels-Stiftung@t-online.de, Tel. 0211-6802828 


Weingut Eicher 

Rheinterrassen 

Bachstraße 7 
67 577 Alsheim 
Tel.:06249-4128 
Fax: 06249-67263 



Carlis Bienenhonig 

Früh- oder Sommertracht 
500g für 5 €, 250g für 3 € + Porto 
ab 12 Gläser (1 Karton) portofrei 
Wir liefern auch handgefertigte 
Bienenwachskerzen . Anfragen bei: 
Imkerei Trauth, 02241 973111 
camatra@web. de 


www.amiata.de olivastra@amiata.de 
immer gute Adressen 

Ferienhaus und Ferienwohnungen in der T0SCANA-SEGGIAN0 

Bei GUNTER & SIBYLLE 

Tel. 003905641 836713, mob. 00393381539818 


DKP/Karl - Liebknecht - Schule 

Am Stadtpark 68, 51 373 Leverkusen - Tel: 0214/45418 - bzw. 
02151/315838, e-mail: karl-liebknecht-schule@web.de 

Wochenendseminar 
Sa./So. 17./18. November 2012 

Sie reden von Wiedervereinigung 
Wer hat Deutschland zu welchem Zweck 
gespalten? 

Darüber wollen wir mit Günter Judick reden. 

„Über geschichtliche Ereignisse beklagt man sich nicht, man be¬ 
müht sich im Gegenteil, ihre Ursachen zu verstehen und damit auch 
ihre Folgen, die noch lange nicht erschöpft sind.“ (Friedrich Engels 
MEW21 Seite 201) 

Um rechtzeitige Anmeldungen wird gebeten. Rückantworten erfolgen 
nur, wenn es sich um Absagen handelt. 

Die Anreise kann bereits Freitag zwischen 17 und 22 Uhr erfolgen. 
Beginn Samstag 10 Uhr. Ende Sonntag gegen 13 Uhr. 

Kosten pro Person für Unterkunft und Verpflegung 25 Euro. Ab Frei¬ 
tag 30 Euro. Finanzierung bitte mit Parteigruppe, Kreisorganisation 
oder Bezirksvorstand abklären. 


Hollo. habt ihr 



Bildungsveranstaltung der DKP Frankfurt/Main 

Samstag: 3. November 2012, von 13.00 bis 17.00 Uhr. 

Ort: Frankfurt/M., Haus Gallus, Frankenallee 111, Vereinsraum 2 
Referent: Leo Mayer, stellvertretender Vorsitzender der DKP 

Wege zum Sozialismus - 
Was hat Gramsci uns heute dazu zu sagen? 

★ Kleiner Überblick zu Themen, an denen Gramsci gearbeitet hat 

★ Alltagsverstand - Bewusstsein - Rolle der „organischen 
Intellektuellen“, Rolle der Partei 

★ Kulturelle Hegemonie 


Einladung 

zur Landesmitgliederversammlung 
der DKP in Sachsen-Anhalt 
am Samstag, 17. November 2012 

Beginn: 10.00 Uhr 

Ort: Reilstr. 10-06114 Halle (Saale) 

Tagesordnung: 

• Referat zum Leitantrag des Parteivorstandes zum 
20. Parteitag der DKP 

• Diskussion 

• Beschlussfassung 

• Wahl der Delegierten zum 20. Parteitag 

Parteivorstand der DKP 
Koordinierungsrat der DKP in Sachsen-Anhalt 


Einladung 

zur Bezirksmitgliederversammlung 
der DKP Baden-Württemberg 
am Samstag, den 17. November 2012 

Beginn: 10.00 Uhr 

Ort: Sängerheim Untertürkheim, 70327 Stuttgart-Untertürkheim, 
Lindenschulstr. 29 


Tagesordnung: 

Wie Vorschlag in der Einladung 

Bezirksvorstand der DKP Baden-Württemberg 

Einladung 

zur 

Landesmitgliederversammlung der DKP Thüringen 

am Samstag, 15. Dezember 2012 
9.00 bis 16.00 Uhr 
in der Jugendbibliothek Gera 
Werner-Petzold-Straße 17, 07549 Gera 

Vorgeschlagene Tagesordnung: 

Begrüßung/Eröffnung der Versammlung 
Bericht des Koordinierungsrates 

Diskussion zum Antrag des Parteivorstandes an den 20. Parteitag 
Wahl des Koordinierungsrates 
Wahl der Delegierten zum 20. Parteitag 
Schlusswort 

Mitgliedsbücher nicht vergessen! 


Der Helm eines alten Genossen ist voller Beulen, 
und einige davon stammen auch vom Feind. 

(Jürgen Kuczynski) 

Einladung zur Kreismitgliederversammlung der 
DKP Recklinghausen 
Tagesordnung: 

Politischer Bericht und Diskussion 

Wahlen des Kreisvorstands und der Delegierten zur Bezirksdelegierten¬ 
konferenz sowie zum Parteitag der DKP 

Dienstag, 13. November, 19.30 Uhr 
Ladenlokal Kellerstraße 7, Recklinghausen 



Entschleunigung: 


Ruhe & Naiur satt im Müritz-National¬ 
park. 2 FeWoje 2 3 Pers. ganzjährig in 
Kratzcburg-Cranzin. Havel & Havclsccn, 
B 001 & Rad. Info: www.trinogga.de oder 
0331/870796(AB) 


Toskana, nah am Reer 

binhcf.di 


Ükohof im Olivenhain, 
weiter Blick, Stille; 
große helle Zimmer, 
viele gute Bücher, 
Haus o<k.t Häuschen: 

Kinddpa-adire. 
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Verfassungsschutz/ Termine/ Impressum 


„Verfassungsschutz“ beobachtet Gerhard Bialas weiter 

Keine Wende durch Grüne-SPD-Landesregierung 


L andauf, landab wird in diesem Jahr 
60 Jahre Baden-Württemberg ge¬ 
feiert. Und in der Tat durch die 
Hände Arbeit und den Geist von Mil¬ 
lionen arbeitenden Menschen wurde 
Vieles erreicht. So wurde Baden-Würt¬ 
temberg zu einer der reichsten Regio¬ 
nen in Europa. Die Kehrseite davon: 
60 Jahre Baden Württemberg sind auch 
60 Jahre Überwachung der kommunis¬ 
tischen Partei, 40 Jahre Berufsverbote 
und mehr als 60 Jahre Überwachung 
des Kommunisten Gerhard Bialas, der 
über 30 Jahre dem Gemeinderat von 
Tübingen und über 20 Jahre dem Kreis¬ 
tag angehörte. 

Eine unrühmliche fast 
unglaubliche Geschichte, 

die nur begreift wer hinter das System 
des Kapitalismus, seiner Machenschaf¬ 
ten und seiner geschaffenen Macht- 
und Überwachungsorgane blickt und 
diese durchschaut. Gerhard Bialas war 
von 1975 bis 1994 Stadt- und Kreis¬ 
rat der DKP. Danach als Kommunist 
für die Tübinger Linke (TÜL) und für 
das Wahlbündnis TÜL/PDS bis 2005 
im Gemeinderat und im Kreistag. Er 
war darüber hinaus bis zu seiner Rente 
27 Jahre als Gärtnermeister im botani¬ 
schen Garten der Universität Tübingen 
beschäftigt. Viele Jahre gewählter Ver¬ 
treter der Uni-Beschäftigten im Senat, 
im Großen Senat und im Personalrat. 
Gerhard Bialas zog sich 2005 nach 
30 Jahren mit 75 Jahren aus Altersgrün¬ 
den von der gemeinderätlichen Parla¬ 
mentsarbeit zurück. Nicht aber von der 
Politik. Nicht von der Arbeit als über¬ 
zeugter Kommunist und konsequenter 
Vertreter der Interessen der Tübinger 
Bevölkerung und der kleinen Leute. 
Bei Aktionen, in Bürgerinitiativen, De¬ 
monstrationen durch Leserbriefe legt er 
mit seinen heute 81 Jahren noch immer 
„den Finger in die Wunde.“ Oder wie er 
bei seinem damaligen Ausscheiden for¬ 
mulierte „ich werde weitermachen und 
manchen weiterhin auf den Wecker ge¬ 
hen, bis es bei ihnen klingelt.“ 

Für seinen langen ehrenamtlichen 
Einsatz bekam Gerhard Bialas im Jahr 
2002 das Verdienstabzeichen in Silber 
und 2005 in Gold des Städtetags von 
Baden-Württemberg. Der Präsident 
des Städtetages, der Bruchsaler OB 
Doll (CDU) und dessen Tübinger SPD- 
Amstkollegin Brigitte Russ-Scherer ap¬ 
pellierten an den damaligen Minister¬ 
präsidenten Teufel die Überwachung 
von Gerhard Bialas zu überdenken, da 
sich Bialas „stets auf dem Boden des 
Grundgesetzes, der Landesverfassung 
und der Gemeindeordnung Baden 
Württemberg bewegt“ habe. Darüber 
hinaus erhielt Gerhard Bialas im Jahr 
2004 vom Landkreistag Baden Würt¬ 
temberg die Landkreismedaille ver¬ 
liehen und 1993 eine Urkunde, in der 
die CDU Landesregierung ihm für die 


„treu geleistete Arbeit Dank und An¬ 
erkennung“ ausspricht. Kein Wort also, 
dass Bialas ein „Verfassungsfeind“ sei, 
sondern er auf dem Boden des Grund¬ 
gesetzes und der Landesverfassung 
agiert, handelt und diese umsetzt. Mehr 
noch: Gerhard Bialas hat diese gegen 
alle antidemokratischen Angriffe of¬ 
fensiv verteidigt. 

Doch all dieses Lob nutzt ihm nichts. 
Seiner mehrfach erhobenen Forde¬ 
rung die diskrimminierenden Tätigkei¬ 
ten des Verfassungsschutzes gegen sich 
und seine Partei die DKP einzustellen, 
kamen die früheren Landesregierun¬ 
gen der CDU nicht nach. Überwa¬ 
chung und Bespitzelungen gingen und 
gehen munter weiter. War das von den 
ehemaligen Nazigrößen und Minister¬ 
präsidenten unseres Landes wie Kurt 
Georg Kiesinger oder dem fürchterli¬ 
chen Nazijuristen Hans Filbinger oder 
ihren Nachfolgern. Sie alle waren auf 
dem rechten Auge blind. Sie alle hofier¬ 
ten die Rechten und kriminalisierten 
die Linken. 

Durch den Druck einer breiten demo¬ 
kratischen Öffentlichkeit wurde die 
57 Jahre anhaltende CDU Herrschaft 
in Baden-Württemberg beendet. Doch 
nicht nur bei „Stuttgart 21“ macht sich 
die Koalition von Grünen und SPD, von 
Kretschmann und Schmid zum Vollstre¬ 
cker dessen, woran u.a. Mappus schei¬ 
terte. Auch was die Bespitzelung und 
Überwachung von Kommunistinnen 
und Demokratlnnen anbelangt macht 
diese Regierung munter weiter. Es gibt 
keine Neubewertung der Verfassungs¬ 
schutz-Überwachung. Auch nicht nach 
all den systemischen Verfilzungen und 
Verflechtungen staatlicher Behörden im 
Zusammenhang mit der Blutspur, die 
die NSU durch die Bundesrepublik zog. 

Bialas weiterhin im Visier 
des „Verfassungsschutzes“ 

Empört darüber wandte sich Gerhard 
Bialas „nach 40 Jahren Radikalenerlass“ 
am 30. Januar, dem 79. Jahrestages der 
Machtübertragung auf Hitler, an den Mi¬ 
nisterpräsidenten Winfried Kretschmann 
(Grüne), mit der Aufforderung, die dis¬ 
kriminierenden Tätigkeiten, Bespitze¬ 
lung und Überwachung gegen seine Per¬ 
son zu beenden. In seinem Schreiben for¬ 
muliert er u.a. 

Er sei nun „80 Jahre alt, davon 60 Jah¬ 
re bespitzelt, obwohl ich nie straffällig 
wurde. Der Grund bestehe lediglich da¬ 
rin, dass ich Mitglied der DKP bin.“ Mit 
seiner Forderung verbindet Gerhard Bi¬ 
alas die Hoffnung an den Ministerpräsi¬ 
denten „nicht... einfach alte Antworten 
zu geben. Mit dem Ablösen der schwarz¬ 
gelben Landesregierung sollte sich auch 
hier einiges zur Stärkung der Demokra¬ 
tie ändern.“ 

Doch weit gefehlt: Die neue Landesregie¬ 
rung hat keine neuen Antworten und so 
bleibt es bei den alten. Es ähneln sich die 


Antworten an Gerhard Bialas zu seiner 
weiteren Bespitzelung und Überwachung 
vor 10 Jahren aus dem Ministerium von 
Erwin Teufel (CDU) mit denen aus dem 
Staatsministerium von Kretschmann heu¬ 
te. Allerdings einen Unterschied gibt es. 
Gerhard Bialas ist mittlerweile 80 Jahre 
alt. Und so schreibt die Landesregierung. 
„Auch der Verweis auf ihr hohes Alter 
vermag die Beendigung der Beobach¬ 
tung nicht zu begründen. Entscheidend 
ist vielmehr, ob Ihrerseits eine aktive 
Betätigung für verfassungsfeindliche Be¬ 
strebungen unterbleibt. Dies ist nicht der 
Fall.... Ihr Alter findet insofern Berück¬ 
sichtigung, als das Landesamt für Vertas- 
sungsschutz verpflichtet ist, bei Personen 
über 70 Jahren in kürzeren Abständen 



Gerhard Bialas 


als bei jüngeren Personen zu prüfen, ob 
die Voraussetzungen für eine Beobach¬ 
tung weiter vorliegen.“ 

Die Antwort der Landesregierung auf 
seine Forderung ahnend, formulierte 
Gerhard in seinem Brief an Kretsch¬ 
mann weiter: Es ist eine „unglaubli¬ 
che Anmaßung mir Verfassungsfeind¬ 
lichkeit zu unterstellen.“ Er habe „ein 
großes Unbehagen angesichts der Vor¬ 
kommnisse um V-Leute aus dem Nazis¬ 
pektrum, dass ich als Antifaschist mög¬ 
licherweise von Leuten bespitzelt und 
bedroht werde, die zu denen gehören 
könnten.“ Seine Konsequenz und Forde¬ 
rung daraus an die Landesregierung, sie 
solle „den Verfassungsschutz“ 4 auflösen 
(der Bund auch), um damit die verfas¬ 
sungsgemäßen Rechte der Bürgerinnen 
zu schützen.“ 

Anstatt die enormen finanziellen Mit¬ 
tel der Bespitzelung gegen „ihn und an¬ 
dere Linke zu verplempern“ fordert er 
„diesen Unsinn einzustellen“ und diese 
Mittel für sinnvolle Aufgaben zu ver¬ 
wenden. 

Was die Landesregierung von ihm will, 
spricht Gerhard ganz offen aus. „Sie 
wollen, dass ich aus der DKP austre¬ 
te. Doch den Gefallen werde ich ihnen 
nicht tun“, sagt er stolz, selbstbewußt, 
überzeugend und trotzig „Meine Mit¬ 
gliedschaft in der DKP endet frühestens 
mit meinem Tod.“ Dieter Keller 


termine@unsere-zeit.de 


FR ★ 2 . NOV 


Esslingen/Neckar: Jahreshaupt¬ 
versammlung der DKP Neckar-Fils. 
Restaurant SC 1875, Weilstraße 85, 
18.00 Uhr. 


SA ★ 3 . NOV 


Frankfurt/Main: „Wege zum Sozia¬ 
lismus - Was hat Gramsci uns heute 
dazu zu sagen?“ Bildungsveranstal¬ 
tung der DKP mit Leo Mayer, stellver¬ 
tretender Vorsitzender der DKP. Haus 
Gallus, Frankenallee 111, Vereinsraum 
2,13.00 Uhr bis 17.00 Uhr. 


Düsseldorf: Jahrestagung der Co- 
ordination gegen Bayer-Gefahren. 
Geschichte und Perspektive von Kon¬ 
zern- und Globalisierungskritik. Um¬ 
weltzentrum Düsseldorf, Merowin¬ 
ger Straße 88,9.30 Uhr bis 18.00 Uhr. 


Siegen: „Neofaschismus und Krise - 
Perspektiven aus Wissenschaft, Po¬ 
litik und Journalismus“ Tagung der 
VVN-BdA und der Marx-Engels-Stif- 
tung. Universität Siegen, Raum: AR-K 
122/23, Adolf-Reichwein-Straße 2, 
10.00 Uhr. 


Nürnberg: „Der Meister aller Balla¬ 
denschreiber.“ Eine musikalisch-po¬ 
litische Revue zum 100. Geburtstag 
von Woody Guthrie mit Randolph 
Oechslein, Eva Petermann und Wer¬ 
ner Lutz (Gitarre). Linke Literaturmes¬ 
se, Künstlerhaus im Kunstquartier, 
Weißer Saal, 21.00 Uhr. 


Dl ★ 6. NOV 


München: „Antrag des PV an den 
Parteitag“, Gruppenabend der DKP 
Neuhausen-Süd. KommTreff, Holzap¬ 
felstraße 3,19.00 Uhr. 


Ml ★ 7 . NOV 


Hanau: „... und als nächstes ist Spa¬ 
nien dran.“ Veranstaltung der DKP 


Main-Kinzig zur wirtschaftlichen 
Situation und über den Widerstand 
im Land mit Juan-Luis Camacho, Ver¬ 
treter der KP Spaniens in der BRD. 
Reinhardskirche, Hanau-Kesselstadt, 
Jakob-Rullmann-Straße 6,19.30 Uhr. 


Dortmund: Veranstaltung der SDAJ 
zur Arbeiterjugendpolitik mit den 
Gästen von der IG Metall, ver.di 
und der IG BAU. Zentrum für Poli¬ 
tik und Kultur, Oesterholzstraße 27, 
19.00 Uhr. 


DO H 8. NOV 


Essen: „Seit 14 Jahren unschuldig in 
der USA inhaftiert - Freiheit für die 
Miami 5!“ Öffentliche Mitglieder¬ 
versammlung der Freundschaftsge¬ 
sellschaft BRD-Kuba e.V. Gaststätte 
Linker, Oberdorfstraße 34, Essen-Al- 
tendorf (Nähe Haltestelle Helenen¬ 
straße), 18.00 Uhr. 


FR ★ 9 . NOV 


Hof/Saale: „Griechenland braucht 
unsere Solidarität!“ Info- und Kultur¬ 
veranstaltung der Gewerkschaft Er¬ 
ziehung und Wissenschaft (GEW) KV 
Hof und BV Oberfranken mit dem 
Trio Quijote. Kunstkaufhaus Hof, 
Königstraße 25,19.30 Uhr. Eintritt: 
mindestens 7 Euro, ermäßigt 5 Euro. 


Schweinfurt: Sascha Stanicic stellt 
sein Buch „Anti-Sarrazin - Argumen¬ 
te gegen Rassismus, Islamfeindlich¬ 
keit und Sozialdarwinismus“ auf 
dem Gruppenabend der DKP vor. 
DFG-VK Büro, Gabelsbergerstraße 1, 
19.00 Uhr. 

Filmtour: 

„Verboten - Verfolgt - 
Vergessen“ 

Am 8.11. läuft der Film im Kino in der 
Pelmke in Hagen; am 11.11. im Kult 41 
in Bonn; am 15.11. im Trotz Alledem in 
Witten, am 19.11 im Wichernhaus in 
Dortmund. 


Kai Degenhardt 
auf Tour 

Fr. 9.11.- Elmshorn, Haus 13,20 Uhr 

Di. 13.11. - Celle, Kunst & Bühne, 
20 Uhr 

Sa. 17.11. - Uelzen-Suderburg, Pom- 
meriens, 20 Uhr - mit Rolf Becker: 
„Hommage an Franz Josef Degen¬ 
hardt" 
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